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Liebe Leserinnen und Leser, 

Ursache: menschliches Versagen . 
Diese Diagnose bezieht sich häufig 
nicht nur auf die Katastrophe selbst, 
sondern allzu oft auch auf die ihr 
folgenden Rettungsmaßnahmen. Ur­
sache hierfür wiederum sind meist 
fehlende rechtzeitige und umfas­
sende Informationen über Einzel ­
heiten der Katastrophe. Sie sind un­
abdingbare Voraussetzung für das 
Ergreifen adäquater Maßnahmen. In 
ihrem Schwerpunkt-Beitrag thema­
tisieren und problematisieren Joa­
chim Funke und Kat ja Wiemer von 
der Universität Bonn den möglichen 
Einsatz von computergestützen Ent­
scheidungshilfesystemen für den Ka­
tastrophenschutzstab. 

Alle Jahre wieder, und dies nicht 
nur zur Weihnachtszeit, beschert 
uns Petrus eine Hochwasserkata ­
strophe. Betroffen sind dabei die 
Gebiete entlang des Rheins und der 
Eibe, wie auch entlang kleinerer 
Flüsse in ganz Deutschland. Wir 
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widmen uns diesem zentralen 
Thema in der vorliegenden Notfall ­
vorsorge jedoch nicht nur auf 
nationaler, sondern auch auf 
internationaler Ebene: Die vor den 
Wassermassen der Nordsee durch 
gigantische Deichprojekte ge­
schützten Niederländer erlebten in 
diesem Jahr zum zweiten Mal in 
Folge eine Wasserbedrohung aus 
entgegengesetzter Richtung . Rhein, 
Maas und IJssel traten Weihnachten 
1993 und Anfang 1995 über die 
Ufer und verursachten in den be­
troffenen Gebieten eine Evaku ­
ierungsaktion ungeahnten Aus­
maßes. Derartige Großevakuierun­
gen hat zwar es in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland 
noch nicht gegeben. Dennoch, dar­
in sind sich Experten einig, sollten 
die deutschen Katastrophenschutz­
behörden planerisch Vorbereitun­
gen auch für größere Evakuierun­
gen treffen - nicht zuletzt in der 
Umgebung von kerntechnischen 
Anlagen. Wir bringen einen Bericht 
des niederländischen Innenministe-
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riums über die Hochwasserkata ­
strophe in Auszügen in deutscher 
Übersetzung. 

Aufmerksam machen wollen wir 
an dieser Stelle auch auf ein Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts zum 
Thema Zulassung privater Rettungs­
dienste zur Notfallrettung vom No­
vember 1994, das wir in Auszügen 
abdrucken. Die Beteiligten, ein Ber­
liner Krankentransportunternehmen 
als Klägerin und das Bundesverwal­
tungsgericht, stritten darüber, ob 
die Klägerin berechtigt ist, in Berlin 
ohne landesrechtliche Zulassung 
Notfallrettung zu betreiben oder, 
wenn es einer solchen Zulassung be­
darf, ob sie auf die Zulassung An­
spruch hat. Das Urteil dürfte für al ­
le Hilfsorganisationen von großem 
Interesse sein . 

Wir hoffen, daß Sie auch in den 
anderen Beiträgen für Sie wichtige 
Informationen finden . 
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27 
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KATASTROPHEN-MANAGEMENT 

Mehr als ein 
"intelligenter Bleistift",? 
Einsatz von computergestützten Entscheidungshilfen 
im Katastrophenschutzstab 

Joachim Funke & Kat ja Wiemer, Universität Bonn 

Der Beitrag thematisiert den 
möglichen Einsatz von computer­
gestützen Entscheidungshilfesyste­
men für den Katastrophenschutz­
stab. Zunächst wird knapp der Lei­
stungsumfang derartiger Systeme 
skizziert, bevor dann thesenartig 
Problem bereiche dargestellt wer­
den. Dabei wird deutlich, daß die 
größten Schwierigkeiten im Bereich 
der (fehlerbelasteten) Mensch-Ma­
schine-Interaktion zu erwarten 
sind. Dennoch wird angesichts der 
Schwächen menschlicher Informa­
tionsverarbeitung die Notwendig­
keit zur Nutzung derartiger Ent­
scheidungshilfen nicht in Frage ge­
steilt .. 

Information ist ein Schlüsselwort 
für Katastrophenschutzstäbe: Recht­
zeitige und umfassende Informatio­
nen über Einzelheiten der Katastro­
phe sind Grundlage der gesamten 
Stabsarbeit, denn die Verfügbarkeit 
der benötigten Informationen macht 
in Verbindung mit dem "Regelwis­
sen" der Stabsmitg/ieder zum Pro­
cedere erst eine Situationsbeschrei­
bung möglich, die als Entschei­
dungsgrundlage für zu ergreifende 
Maßnahmen dienen kann. 

Kein Wunder, daß bei dem hohen 
Stellenwert von Information in der 
Arbeit des Katastrophenschutzstabs 
zunehmend über den Rechnereinsatz 
in der Stabsarbeit nachgedacht wird, 
zumal in vielen Fällen mit Problemen 
bei der menschlichen Informations­
beschaffung und -integration ge­
rechnet werden muß. Zum Beispiel 
das Vorgehen zur Ermittlung be­
stimmter Werte, etwa für Prognosen, 
kann durch geeignete Programme 
gezielt vereinfacht werden . So kann 
die Ausbreitung eines bestimmten 
Schadstoffes an einer Unfallsteile 
klassischerweise mittels aufwendig 
auszuwertender Tabellen aus um­
fangreichen Nachschlagewerken be­
stimmt werden (was durchaus Zeit 
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beansprucht). Diese nervenaufrei­
bende und durchaus fehleranfällige 
Analyse kann heutzutage aber mit­
tels Software schneller und präziser 
durchgeführt und zugleich in eine 
Form gebracht werden, die eine di ­
rekte Visualisierung der Ausbrei ­
tungsfläche über der jeweiligen To­
pographie möglich macht. 

Nun beschränken sich die Mög­
lichkeiten des Rechnereinsatzes aber 
nicht auf derartig einfache "Bau­
steine" . Vielmehr ist es mit Compu­
tersystemen wie z. B. dem weiter un­
ten vorgestellten Produkt DISMA 
("Disaster Management") heute 
möglich, auf die kommunalen Da­
tenbestände zurückzugreifen und 
z. B. neben der Bestimmung der Aus­
breitungsfläche eines Schadstoffes 
auch zugleich eine Aufstellung der 
eventuell zu evakuierenden Perso­
nenzahl, der betroffenen kommu­
nalen und privaten Einrichtungen 
oder der aktuell vorhandenen Ein­
satzkräfte zu erhalten. 

Mit dem wohl unvermeidlichen 
und durchaus nützlichen Einzug sol ­
cher Systeme in die aktuelle Stabsar­
beit (aber natürlich auch in die Aus­
bildung [vgl. hierzu Funke & Kirk, 
1994; Kirk & Molitor, 1991; Schröder, 
1991)) stellt sich die Frage nach den 
notwendigen Leistungen, die von ei­
nem derartigen System erwartet 
werden (z. B. Kaiser & Schindler, 
1992, 1994), aber auch nach den Ri ­
siken und Problemen, die mit der 
Einführung dieser Technologie ver­
bunden sind . 

Wir wollen in diesem Beitrag eine 
kurze Beschreibung des gegenwärti­
gen und geplanten Leistungsum­
fangs solcher Systeme an einem Bei­
spiel vorführen und zugleich auf 
prinzipielle problematische Aspekte 
bei ihrem Einsatz hinweisen, die über 
das Beispielsystem DISMA hinausge­
hen. Wir gehen dabei absichtlich 
nicht auf technische bzw. ingenieur­
wissenschaftliche Fragen (wie z. B. 

die Art der zugrundegelegten Modell­
vorsteIlungen) ein, sondern verfolgen 
primär eine psychologische Perspek­
tive, die die begrenzte Verarbei ­
tungskapazität menschlicher Ent­
scheidungsträger berücksichtigt. Daß 
sowohl sozial - als auch kognitions­
psychologische Aspekte beim Kata­
strophenschutz eine wichtige Rolle 
spielen, dürfte inzwischen zum AII­
gemeinwissen gehören. 

Programm­
leistungen 

Programme zum computerunter­
stützten Katastrophenmanagement 
verstehen sich nach Ansicht ihrer Au­
toren als Entscheidungshilfesysteme, 
die den Stäben die zur Entschei­
dungsfindung notwendigen Infor­
mationen bere itste llen so ll en. Nach 
Schind ler und Peupelmann (1993) soll 

Darstellung der Visualisierungsmöglichk 
linien nach einem Schadstoffausbruch. 



das Katastrophenmanagement mit 
Rechnerunterstützung zum einen 
die Einsatzführung unterstützen und 
zum anderen eine "flexible Kata­
strophenschutzplanung für alle 
wahrschei n lichen Schadensereign is­
se" ermöglichen . Dies ist möglich 
durch drei wesentliche Funktionen 
der Programme: Bereitstellung um­
fangreicher Datenbestände mit der 
Möglichkeit, diese je nach Informa­
tionsbedarf aufzubereiten; Scha­
densmodellierung zur Prognosener­
stellung; Algorithmierung des 
Führungsprozesses, vor allem Lage­
erfassung, -beurteilung und -dar­
stellung . Die Abbildung (s.u.) zeigt 
ein Beispiel, in dem zwei Isokonzen­
trationslinien bei einem fiktiven 
Schadstoffausbruch auf die Gebiets­
karte gelegt werden . 

Als besonders wichtig stellen 
Schindler und Peupelmann (1993) 
heraus, daß das Entscheidungshilfe­
system nicht präskriptiv, sondern fle­
xibel und adaptiv ist. Dementspre­
chend fordern sie gute Prognosen­
bildung auch aufgrund zunächst 
weniger Daten, Möglichkeit zu lau­
fender Datenaktualisierung, zuneh­
mend präzise Lagedarstellung, Ab­
rufbarkeit der aktuellen Lage, 
rechnergestützte Vorbereitung von 
Aufträgen etc. sowie automatische 
Führung des Einsatztagebuchs. 

Problembereiche 
Es ist wichtig, gegenwärtige Pro­

bleme eines Katastrophenschutz­
stabes bei der Planung und Veran-
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DISlVIA am Beispiel von Isokonzentrations-

lassung von Hilfsmaßnahmen zu 
untersuchen und Ansatzpunkte zu 
finden, an denen mit Hilfe eines 
derartigen Programmes Verbesse­
rungen denkbar sind, - aber auch 
Punkte aufzuzeigen, wo der Einsatz 
derartiger Programme nichts ver­
ändern kann oder den Entschei ­
dungsprozeß sogar verschlechtern 
könnte . Im folgenden werden die 
Probleme, die wir sehen, thesen­
artig beschrieben. 

These 1: 
Anstelle eines "blinden Aktionismus" 
kann es nun zu einer Entschei­
dungsverzögerung aufgrund infor­
mationeller Überflutung kommen. 

Durch die hohe Informations­
menge, die ein Programm zum com­
puterunterstützten Katastrophen­
management verfügbar macht, kann 
der in Übungen häufig beobachte­
te Aktionismus umschlagen in eine 
unter Umständen zu lange und zu 
wenig zielgerichtete Planungspha­
se. Die Vorteile, die durch die Mög­
lichkeit einer umfassenderen und 
präziseren Situationsanalyse gege­
ben sind, kommen nur zum Tragen, 
wenn zur gleichen Zeit gut geplant 
wird. Es muß zum Beispiel klar sein, 
welche Informationen wirklich ge­
braucht werden . Es besteht die Ge­
fahr, daß der Stab sich bei der Pla­
nung von den (unzähligen) verfüg­
baren Informationen leiten läßt, 
anstatt selbst festzulegen, welche In­
formation wann gebraucht wird. 

Dabei läge der Fehler nicht auf 
der Seite des Programms, dessen 
Vorteil ja gerade in der Vielzahl von 
Informationen und ihrer Verarbei­
tung liegt. Vielmehr ist dies ein kri­
tisches Problem, weil das Planungs­
verhalten des Katastrophenschutz­
stabes auch ohne Computereinsatz 
defizitär ist. Dies mag daran liegen, 
daß die Stabsarbeit allmählich von 
der Bewältigung von Schadenser­
eignissen, die bereits eingetreten 
sind und daher die Einleitung von 
Maßnahmen erfordern, umgestellt 
wird auf die Bewältigung von Situa­
tionen, die mehr Planung und we­
niger Aktionen verlangen . Im Rah­
men dieser These bleibt festzustel­
len, daß in Form eines interaktiven 
Effektes die Hilflosigkeit des Stabes 
sich bei Computereinsatz um so kras­
ser zeigt: Aufgrund einer defizitären 
Planung können die vom Rechner 
angebotenen Leistungen nicht ef­
fektiv genutzt werden. Dabei kann 
es dann zu den genannten Schwie­
rigkeiten kommen. 

Weiterhin bedeutet der Einsatz 
eines Programmes beim computer-

unterstützten Katastrophenma­
nagement nicht unbedingt das Ende 
des Aktionismus, sondern eine Ver­
lagerung des Aktionismus auf Infor­
mationsbeschaffung. Dadurch ge­
winnen die Mitglieder den Eindruck, 
aktiv zu sein, was unter Umständen 
ein tatsächliches Handeln verzögern 
könnte . Ob das gut ist oder nicht, 
hängt vom Einzelfall ab. 

These 2: 
Statt einer Beschäftigung mit Infor­
mationen vom Einsatzort der Kata­
strophe konzentriert sich der Stab auf 
die vom Computerprogramm bereit­
gestellten Informationen und erliegt 
nun eventuell einer Kontro/lillusion. 

Dem Stab wird durch die Visuali ­
sierungsmöglichkeiten von Systemen 
zum computerunterstützten Kata­
strophen management sugger iert, 
daß er Kontakt zum Katastrophen­
ort hat und weiß, was dort ge­
schieht. Damit wird dieses System 
zum Fixpunkt der Planung: Es stellt 
sozusagen die Schnittstelle des Sta­
bes zur Katastrophe dar. Damit hier 
keine schwerwiegenden Fehler ge­
macht werden, muß das System 
natürlich einer Reihe von Anforde­
rungen gerecht werden (vor allem 
hinsichtlich der Zuverlässigkeit der 
Daten, aber auch z. B. hinsichtlich 
der Übersichtlichkeit der Lagedarstel­
lung). Dieser Punkt ist kritisch, da die 
größte Unsicherheit des Stabes 
natürlich darin besteht, von dem ei­
gentlichen Ort des Geschehens ent­
fernt und auf Informationslieferan­
ten angewiesen zu sein . Da dies 
nicht ohne zeitliche Verzögerungen 
und auch Fehler vonstatten geht, 
übt ein Programm zum computer­
unterstützten Katastrophenma­
nagement natürlich Beruhigung aus 
und suggeriert dem Stab, die Situa­
tion kontrollieren zu können . Das 
stimmt faktisch nicht, so daß aus der 
suggerierten Sicherheit heraus Feh­
ler gemacht werden können, wie zu 
späte Kontaktaufnahme zu Außen­
stelien vor Ort oder keine Inkennt­
nissetzung der Öffentlichkeit. 

These 3: 
Die Reduktion von umfangrei­

chen Datenmengen durch ein Soft­
ware-Produkt kann das Problem der 
Informationsgewichtung vom Ent­
scheider auf den Rechner verlagern. 
Dies verschiebt das Problem nur. 

Programme zum computerunter­
stützten Katastrophenmanagement 
sollen erklärtermaßen den Entschei­
dungsfindungsprozeß des Katastro­
phenschutzstabes unterstützen. Als 

Notfallvorsorge 2/1995 5 



KATASTROPHEN-MANAGEMENT 
Grundlage für eine möglichst sinn­
volle Entscheidung darüber, welche 
Maßnahmer ergriffen werden sol­
len, dient der Lagebericht, dessen 
Präzision und Aussagekraft (Pro­
gnosen, Grafiken etc.) durch die je­
derzeitig abrufbare, aktuelle Zu­
sammenstellung von Daten erheb­
lich verbessert werden kann. Ein 
Problem kann hier die Anzahl ver­
fügbarer Informationen sein, da die 
Auswahl der wirklich wichtigen In­
formationen zum einen länger dau­
ert; zum anderen wird durch die 
Datenbank nahegelegt, zu viele In­
formationen auch sekundärer Wich­
tigkeit einzuholen, wodurch erneut 
eine Verlängerung des Entschei­
dungsprozesses erfolgt. Entschei­
dungen aus der Unsicherheit immer 
eine schwierige Angelegenheit sind 
und hier zudem die Entscheidungs­
träger schwerwiegende Verantwor­
tung tragen, besteht die Gefahr, die 
Entscheidung immer länger hinaus­
zuzögern, um erst noch mehr Infor­
mationen zu gewinnen und so die 
Entscheidungsgrundlage zu verbes­
sern . Eine quantitative Gewichtung 
bestimmter Informationen kann 
nicht immer erfolgen. ') Eine rech­
nerunterstützte Entscheidungshilfe 
bedeutet somit nicht, daß die Ge­
wichtung bestimmter Informationen 
getrost dem Rechner überlassen 
werden könnte. Angesichts der ho­
hen Kontextabhängigkeit zahlrei ­
cher Bewertungen wird die nach wie 
vor bestehende Bedeutung mensch­
licher Entscheidungsträger deutlich. 

These 4: 
Sämtliche Probleme der Software­
Ergonomie, die im Kontext der 
Mensch-Computer-Interaktion be­
handelt werden, treffen uneinge­
schränkt auch für computergestütz­
te Entscheidungshi/fesysteme zu. 

Generelle Probleme im Zusam­
menhang mit einem Programm zum 
computerunterstützten Katastro­
phenmanagement sind alle die Pro­
bleme, die sich in jeder Mensch-Com­
puter-Interaktion in der einen oder 
anderen Weise zeigen. Diese Proble­
me werden heutzutage in einem Ar­
beitsfeld behandelt, das als Software­
Ergonomie oder neuerdings auch 
"usability engineering" bezeichnet 
wird (vgl. Falzon, 1990; Nielsen, 1993; 
Sommerville, 1989). Sieht man einmal 
von der primitiven Grundforderung 
ab, daß Rechner und Programm im 
Ernstfall auch wirklich funktionieren 
müssen (und nicht durch Stromaus­
fall oder Programmabstürze unwi­
derrufliche Datenverluste auftreten), 
ergeben sich im wesentlichen fol ­
gende - erfüllbare - Anforderungen: 

o 
Die systemimmanenten Daten 

und auch die Berechnungsprozedu­
ren müssen korrekt sein . Das heißt, 
daß einerseits die zugrunde geleg­
ten Daten laufend aktualisiert wer­
den müssen und andererseits Mo­
dellannahmen, wie sie etwa zur Be­
rechnung von Prognosewerten 
verwendet werden, transparent sein 
sollten, um ihren hypothetischen 
Charakter deutlich zu machen und 
vor zu großer Sicherheit in ihrer In­
terpretation zu bewahren. 

Die Eingaben, die im Anwen­
dungsfall von Stabsmitgliedern ge­
macht werden, müssen fehlerfrei 
sein, um falsche Berechnungen, Pro­
gnosen und letztlich Entscheidungen 
auszuschließen . Ein wichtiges In­
strument der Software-Ergonomie 
können hier interne Plausibilitäts­
überprüfungen sein, die vom Rechner 
vor der Ausführung wichtiger Be­
rechnungen durchgeführt werden . 
Ansonsten müssen die variablen Ein­
gaben natürlich laufend aktualisiert 
werden, etwa Angaben zu Tempe­
ratur, Wasserstände, Windrichtung 
etc. Ein gutes Programm sollte die 
Benutzer auf das "Alter" der Daten 
hinweisen und gegebenenfalls ei­
genständig Aktualisierungen anfor­
dern. Anstelle exakter quantitativer 
Angaben sollten ersatzweise un­
scharfe Eingaben (unscharf im Sinne 
der "fuzzy logic") gemacht werden 
können . 

Bedienung des Programms. Da 
das Programm aufgrund der im­
mensen Datenvielfalt und aufgrund 
der zahlreichen unterschiedlichen 
Eingabemasken nicht allzu über­
sichtlich ist, wird ein Anfänger in der 
Menge von Optionen erst einmal 
den Überblick verlieren. Daraus er­
gibt sich zwangsläufig die Notwen­
digkeit, die Mitglieder des Katastro­
phenschutzstabes neben dem übli­
chen Training im Umgang mit dem 
speziellen Programm zu schulen . 

o 
Multiple Arbeitsplätze . Solange 

sich nur ein Rechner im Einsatz be­
findet, ist kein Multitasking möglich. 
Dabei kann es durchaus möglich 
sein, daß unterschiedliche Informa­
tionen Ge nach Stabsfunktion) mög­
lichst gleichzeitig verfügbar gemacht 
oder Daten gleichzeitig eingegeben 
werden müssen, etwa um Werte zu 
aktualisieren . Eine solche Arbeits­
weise setzt den Einsatz mehrerer 
miteinander vernetzter Arbeitsplät­
ze voraus. 

Vorzüge im 
Vergleich zum bis­
herigen Vorgehen 

Offensichtlichster Vorteil von Pro­
grammen zum computerunterstütz­
ten Katastrophenmanagement ist die 
hohe Verfügbarkeit von Daten ver­
schiedener Art (geographische und 
topographische Ortsbeschreibung, 
Schutz- und Abwehrpotential, Vor­
schriften, spezielle Daten aus Che­
miedatenbanken und ähnliches), die 
zudem integriert und dargestellt 
werden können . Ergänzt durch ak­
tuelle Daten zum Schadensfall, bil­
det dieser Datenbestand eine gute 
Grundlage zur Lagebeurteilung und 
Prognosenberechnung. 

Eine der Hauptstärken des Rech­
ners im Katastrophenschutzma­
nagement liegt darin, daß er Einsatz­
veranlassungen nicht nur aufgrund 
einer akuten Lage, sondern darüber 
hinaus aufgrund einer errechneten 
Prognose ermöglicht. Dadurch kön­
nen Maßnahmen unter Berücksichti­
gung möglicherweise zu erwarten­
der Entwicklungen zielgerichtet ge­
plant und ausgeführt werden. 
Gerade dies kann die Qualität der 
Stabsarbeit verbessern, da sie an ei­
nem kritischen Punkt ansetzt, den 
Kirk (1994, S. 506) wie folgt be­
schreibt: "Der Teilnehmer an einer 
Stabsübung .. . soll dazu angehalten 
werden, Entscheidungen durch Pla­
nung systematisch vorzubereiten und 
sie unter Zeit- und Handlungsdruck 
zu treffen . Das Improvisationshan­
deln muß auf das erforderliche Maß 
reduziert werden ." Im rechnerge­
stützten Katastrophenschutz werden 
Sofortmaßnahmen in geringem Aus­
maß veranlaßt; zur gleichen Zeit 
setzt aber die Eingabe aktueller 
Werte zur Schadensberechnung und 
- prognose ein, um alle weiteren Ent­
scheidungen auf einer verläßlicheren 
Informationsgrundlage treffen zu 
können. Welches Ausmaß an Sofort­
maßnahmen bzw. systematischer Pla­
nung im einzelnen erforderlich ist, 
kann natürlich nicht unabhängig von 
der Situation bestimmt werden. 

Konsequenzen für 
die weitere 
Entwicklung 

Die Verwendung computerge­
stützter Entscheidungshilfen für 
den Katastrophenschutzstab stellt 
eine Herausforderung an die Kon­
strukteure der Software wie auch 
an die Ausbilder in den Katastro-

1) Für die wesentlich schwierigere qualit ative Bewertung braucht der Rechner eine Software, die gemäß .. fuzzy logic" auch aus unscharfen Anga­
ben Schlüsse und Empfehlungen als Vorschlag f ür den let ztl ich entscheidenden Stab zieht (vgl. Spies, 1989). 
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phenschutzschulen in mehrfacher 
Hinsicht dar: 

o 
Die Gestaltung der Software und 

der Benutzerschnittstelle muß den 
verschiedenen Erfordernissen (Lage­
information, Prognose, Evaluation) 
gleichermaßen gerecht werden . 

Die enorme Flexibilität menschli ­
cher Informationsverarbeitung re­
sultiert unter anderem daraus, daß 
man die Formate für Datenstruktu­
ren rasch und lageabhäng ig verän­
dern kann . Wir können uns einen 
Brand visuell vorstellen, wir können 
dazu abstrahiertes, generell gültiges 
Hintergrundwissen abrufen (seman­
tisches Gedächtnis), oder wir können 
Erinnerungen an die letzten ähnli ­
chen Ereignisse wachrufen (episodi­
sches Gedächtnis) - diese Flexibilität 
ist nicht an Masken oder Eingabe­
formblätter gebunden, sondern 
hängt von unseren Zielen ab. Derar­
tige Flexibilität auf der begrenzten 
Fläche eines Computerbildschirms zu 
erzeugen kann nicht gelingen - aber 
je nach Verarbeitungsziel können die 
Informationen unterschiedlich auf­
bereitet werden . Während der Rech­
ner im Darbieten von Lageinforma­
tion stark sein könnte (wobei hier die 
Frage des "richtigen" Auflösungsni­
veaus zu klären wäre), ist die Eva­
luation bestimmter Daten durch ein 
rechnerunterstütztes System weitaus 
schwieriger vorzunehmen, da nur 
ganzheitlich aufnehmbare "Gestalt­
qualitäten" eines Katastrophener­
eignisses von keiner Software mo­
delliert werden können . Rechnerge­
stützte Prognosen können immer nur 
so gut sein wie die zugrundegeleg­
ten Modelle - und hier verlangt der 
Rechner oft präzise Angaben, wo al ­
lenfalls Schätzungen verfügbar sind . 
Dies könnte die Notwendigkeit von 
Modulen begründen, die mit "fuzzy 
logic" operieren (vgl. Spies, 1989). In 
den derzeitig verfügbaren Systemen 
sind unseres Wissens jedoch noch kei­
ne derartigen Module implementiert. 

Die Benutzer müssen in der Hand­
habung der Software hinreichend 
trainiert sein, um unter Zeitdruck ef­
fiziente Leistungen zu erzielen . 

Hier liegt ein tiefes Problem der­
artiger Systeme: Selbst dem Kon­
strukteur des Systems kann es gele­
gentlich passieren, daß er im "Menü­
Dschungel" keinen sofortigen Zu­
griff auf ein benötigtes Datum fin ­
det (wir haben dies im Rahmen von 
Stabsübungen wiederholt beobach­
ten können) . Novizen und nur we­
nig in der Handhabung des Systems 

Die 
Verwendung 
computerge­

stützter 
Entscheidungs­

hilfen stellt 
eine Heraus­

forderung an 
Softwareent­

wickler und 
Ausbilder dar. 

Geübte werden kaum in der Lage 
sein, die Möglichkeiten des Systems 
unter gegebenem Zeitdruck effizi ­
ent zu nutzen. Bei der heutigen 
Schulungssituation, in der die ei ­
gentl ichen (pol itischen) Entschei­
dungsträger sich aus Zeitgründen ei­
ner Schulung entziehen, während 
die geschulten Verwaltungsbeamten 
im Katastrophenfall nicht entschei ­
dungsbefugt sind, rückt die Alter­
native eines professionellen Stabes 
ins Blickfeld : Soll man weiterhin mit 
teilweise nur unzureichend ausge­
bildeten Stäben Katastrophen ­
einsätze riskieren, die nur durch 
glückliche Umstände zu einer Lö­
sung der Probleme führen, oder soll­
te man nicht auf hochgradig spezia­
lisierte und in der Verwendung der 
Softwaresysteme geschulte Profis 
zurückgreifen, die in der Katastro­
phensituation durch lokale Helfer 
unterstützt werden? 

Auf jeden Fall wird es erforderlich 
sein, die Stäbe in der Handhabung 
des computergestützten Katastro­
phenmanagements besonders zu 
schulen und die noch unerprobte 
Technologie des Rechnereinsatzes in 
derartigen Stäben zu entwickeln 
und sorgfältig in simulierten Einsät­
zen zu erproben, bevor man sich an 
echte Einsatzlagen heranwagt. 

Die für Berechnungen benötigten 
Daten müssen verfügbar, aktuell und 
zuverlässig sein . 

Der Einsatz von Rechnern setzt 
die Verfügbarkeit entsprechender 
Datenbestände voraus, die zum Teil 
in kommunalen Rechenzentren be­
reitgehalten werden, zum Tei l ge­
zielt gesammelt werden müssen 
(z. B. Informationen über kommer­
ziell betriebene Industrieanlagen mit 
Gefahrstoffen). Hier sind die Aktua­
lität und die Zuverlässigkeit der Da­
tenbestände von zent raler Bedeu­
tung : Eine Evakuierungsmaßnahme 
auf der Basis veralteter Daten vom 
Einwohnermeldeamt durchführen 
zu wollen ist wenig sinnvoll. Die Ein­
schätzung des Explosionspotentials 
auf einem privaten Firmengelände 
setzt die Kenntnis von Art und Men­
ge dort gelagerter Stoffe voraus. All 
diese Informationen auf dem aktu­
ellen Stand zu halten stellt neue An­
forderungen an kommunale Ver­
waltungen hinsichtlich ihrer Einbin­
dung in regionale, nationale w ie 
internationale Netzwerke. 

Die Berechnungen müssen schnell 
erfolgen und veränderte Datenlagen 
sofort an alle Stabsmitglieder wei ­
tergeben. 
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Dieser Punkt rührt an das Pro­
blem unzureichender Finanzaus­
stattung der Kommunen - steht nur 
ein PC ohne mathematischen Ko­
prozessor zur Verfügung, ist der Zeit­
aufwand für manche Berechnungen 
viel zu hoch. Ohne einen schnellen 
Prozessor kommt man hier nicht 
weiter. Will man ein leistungsfähiges 
Katastrophenmanagement, muß die 
bereitgestellte Technologie von ho­
hem Standard sein, da Zeit in vielen 
Katastrophen eine knappe Ressour­
ce darstellt. 

Zwecks Informationsübermittlung 
an alle Stabsmitglieder sowie simul­
taner Dateneingabe reicht darüber 
hinaus ein einzelnes Gerät nicht aus, 
vielmehr braucht man Netzwerke 
aus untereinander verbundenen, lei­
stungsfähigen Rechnern .21 Die Ab­
stimmung verschiedener Arbeits­
plätze, an denen unter Umständen 
gleichzeitig Eingaben erfolgen, stellt 
an den Software-Konstrukteur eben­
falls hohe Anforderungen. Ohne sol­
che Vernetzung bleibt aber der an­
sonsten zu erwartende Synergie-Ef­
fekt aus. 

o 
Die zugrundeliegenden Rechen­

modelle müssen den Anwendern ge­
nannt werden und ihnen vertraut 
sein . 

Wenn in einzelnen Modulen ei ­
nes Programms komplexere Modell­
rechnungen durchgeführt werden, 
muß zum einen deutlich gemacht 
werden, welchen Modellannahmen 
gerade gefolgt wird . Dies ist wich­
tig, weil für bestimmte Ereignisklas­
sen (z. B. Schadstoffausbreitung, vgl. 
Abb . 1) sehr unterschiedliche Mo­
delle zur Verfügung stehen, die zum 
Teil einander widersprechende Vor­
hersagen machen können . Zum an­
deren ergibt sich die Notwendigkeit, 
den Benutzern diese Modelle ver­
traut zu machen, um ihnen Be­
schränkungen, die sich aus be­
stimmten Modellannahmen erge­
ben, bewußt zu machen. 

Die Anwender dürfen auf die 
(Plausibilitäts-)Kontrolle des Systems 
nicht verzichten. 

Bei allen Vorteilen, die der Einsatz 
rechnergestützter Entscheidungshil­
fen mit sich bringen mag, darf das 
Mitdenken und Nachprüfen durch 
den menschlichen Entscheidungs­
träger nicht in den Hintergrund ge­
raten. Computer suggerieren manch­
mal eine trügerische Sicherheit, der 
vom Entscheidungsträger nur schwer 
entgegengewirkt werden kann. Es 

wäre katastrophal, den möglichen 
Erfahrungsvorteil menschlicher Ent­
scheidungsträger durch standardi­
sierte Software-Produkte in den 
Schatten zu stellen. Entscheidungs­
hilfesysteme müssen in ihrem An­
spruch bescheiden sein: Die letztli­
che Entscheidung (und damit auch 
die Verantwortung) liegt beim Ka­
tastrophenschutzstab und nicht beim 
Computer. Die Qualität rechnerge­
stützter Entscheidungshilfen wird 
entscheidend davon abhängen, wie 
flexibel sie auf die Erfordernisse der 
menschlichen Entscheidungsträger 
eingehen können. 

Bewertung 
Nach unserer Auffassung können 

die vorstehenden kritischen Bemer­
kungen nicht als Argument gegen 
die Verwendung computerunter­
stützter Entscheidungshilfen miß­
braucht werden - sie zeigen viel­
mehr die Notwendigkeit weitere 
Forschungsbemühungen, mit denen 
erst eine realistische Technologie­
folgenabschätzung möglich wird . 

Das Menschenmögliche in einer 
außergewöhnlichen Situation zu lei­
sten: Für diese Aufgabe ist ein Com­
puter mit entsprechender Software 
heutzutage als "intelligenter Blei­
stift" in der Hand des Stabes sicher 
hilfreich, aber das Menschenmögli­
che ist eben immer noch mehr als 
das Rechnermögliche . Den "Wun­
derglauben an den Rechner" (Kaiser, 
persönliche Mitteilung) darf man 
nicht schüren, sondern - im Gegen­
teil - man muß ihn geradezu 
bekämpfen. Allerdings sieht es so 
aus, daß das Menschenmögliche 
durch entsprechende Rechnerunter­
stützung noch gesteigert werden 
könnte. Die primitive Frage "Mensch 
oder Rechner?" muß durch die intel­
ligente Antwort "Gehirn und Soft­
ware" beantwortet werden. Daß auf 
dem Weg dorthin mit Schwierigkei­
ten zu rechnen sein wird, sollte uns 
nicht abhalten, ihn zu beschreiten­
vielmehr sollten wir unsere An­
strengungen koordinieren, um die­
sen Weg erfolgreich zu begehen. 
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Anmerkung der 
Autoren 

Korrespondenz zu diesem Artikel 
bitte senden an Priv. -Ooz. Or. Joa­
chim Funke, Psychologisches Institut 
der Universität Bonn, Römerstraße 
164, 0 -53117 Bonn. Wir bedanken 
uns bei Herrn Manfred Kirk für sei­
ne Unterstützung bei unserer Teil­
nahme an Katastrophenschutzü­
bungen im Rahmen der Ausbildung 
an der Katastrophenschutzschule des 
Bundes in Bad Neuenahr-Ahrweiler 
sowie für seine kritischen Bemer­
kungen zu einer Erstfassung dieses 
Manuskripts - und bei Herrn Or. 
Wolfgang Kaiser vom TÜV Ost­
deutschland für seine Bereitstellung 
von Unterlagen über das System OIS­
MA. 

2) Nach Aussage von Dr. Kaiser im Januar 1995 wird derzeit mit Hochdruck an einer netzwerkfähigen Version von DISMA gearbeitet, die bereits ab 
Mitte 1995 in einer Testversion vorliegen soll. 
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Abbildung: FuG 17b 

Bosch. Zuverlässige Funktechnik 
für brandeilige Einsätze 

Für die besonderen Ansprüche von Feuerwehren, Rettungs­

diensten und we iteren BO wu rden die techni schen 

Richtlinien BOS ausgearbeite t. Bosch beteiligte sich an 

di eser Aufgabe und entwickelt a ll e BOS-Funkgeräte vo n 

Grund auf nach di esen Richtlinien. 

Von Bosch kommen besonders robuste, bediener-

freundliche Hand- und Fah rzeugfunkgeräte und ein 

Leitstell enprogramm , das sich durch se in offenes System 

besonders nexibel einsetzen läßt. U nter anderem gehört 

dazu ein Bildschirmarbeitsplatz mi t Mausbedi enung. 

Neu sind digitale Funksysteme mit e iner besonders 

wirkungsvo llen Ver chlüsse lung, hoher prachqualitä t 

und durchgehender End-zu-End-Sicherh eit. 

Informalionen erhalten ie bei Robert Bosch GmbH , 

13578 Berlin , Fax 030/3388 -1976. 

BOSCH 
TELECOM 
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Nachalarmierung von Notärzten 
im Rettungsdienst 
Über Häufigkeit und Gründe für die Nachalarmierung eines Notarztes im Rettungsdienst hat 
die Bundesanstalt für Straßen wesen unlängst ein Forschungsprojekt durchgeführt, dessen Er­
gebnisse in der Reihe "Berichte der Bundesanstalt für Straßenwesen" veröffentlicht wurden. 

i , .............................................................................. . 

a.. ............................................................................. 
.Si i ....J..+ ........ .. 

! 

i a: 

I_ Alle Nottale 

Notfallpatienten, die sich in ei­
nem lebensbedrohlichen Zustand be­
finden, muß vor Ort schnell und 
kompetent geholfen werden . Oft 
entscheiden Minuten über Leben 
und Tod. Dennoch muß in manchen 
Notfällen ein Notarzt erst nachträg­
lich angefordert werden. Um Art 
und Umfang der offenbar beste­
henden Defizite im Bereich der Not­
fallmeldung genauer zu analysieren, 
ist die Erhebung entsprechender Da· 
ten erforderlich . 

Untersuchungs­
methoden 

Des Autor führte die Datenerhe­
bung in 14 Rettungsleitstellen der 
alten und neuen Bundesländer 
durch. Dazu wurde ein Fragebogen 
mit 25 Fragen entwickelt, die von 
den Einsatzmeldungen anneh ­
menden Disponenten beantwortet 
werden sollten . M it diesen Fragen 
konnten die Umstände der Mel­
dungsannahme - Person des Dispo­
nenten, meldende Person, Ablauf 
des Notfalleinsatzes - erfaßt werden. 
In die Erhebung gingen schließlich 

10 Notfallvorsorge 2/1995 

1 298 Fragebögen über Notfall ­
einsätze - zunächst ohne Notarzt ­
beteiligung durchgeführt - ein . Da­
von stammten 536 Fragebogen aus 
den neuen Ländern . 100 Disponen­
ten beteiligten sich an der Erhebung. 

Ergebnisse 
Die tatsächliche Lage am Notfall ­

ort führte in 7,1 Prozent der Fälle 
dazu, daß ein Notarzt nachalarmiert 
werden mußte, in weiteren 1,2 Pro­
zent der Einsätze stand der Notarzt 
nicht in annehmbarer Zeit zur Ver­
fügung. Insgesamt hätten somit 
8,3 Prozent der zunächst ohne Not­
arzt bedienten Notfälle den soforti­
gen Einsatz eines Notarztes erfor­
dert. Die Analyse dieser Notfälle er­
gab, daß in knapp der Hälfte 
(45 Prozent) der Fälle keine konkre­
ten Angaben über den Zustand des 
Patienten gemacht werden konnten. 
In den meisten Fällen war die Mel­
deperson kein direkter Zeuge des 
Notfalls, aber auch Verständigungs­
schwierigkeiten konnten die Ursa­
che sein, sei es, daß die Meldeperson 
zu aufgeregt oder betrunken war 
oder daß sie den Hörer vorzeitig auf-

gelegt hatte. Etwa 39 Prozent all er 
Notfallmeldungen wurden von Pri ­
vatpersonen abgegeben, rund 
18 Prozent von der Polizei . Etwa je­
de siebte Meldung (rd . 14 Prozent) 
stammte von Ärzten. Die übrigen 
Notfälle meldeten Verkehrsbetriebe 
oder sonstige Personen . 

Melden Privatpersonen oder die 
Polizei den Unfall, erhöht sich das Ri­
siko, daß zunächst kein Notarzt 
kommt. Jede 14. Nachalarmierung 
wurde nötig, obwohl die MeIdeper­
son ein Arzt war, der die Anwesen­
heit eines Notarztes nicht für not­
wendig hielt. Bei jedem vierten Not­
falleinsatz, bei dem sich die 
Notwendigkeit der Alarmierung ei­
nes Notarztes erst nachträglich er­
gab, hätte der Disponent schon auf­
grund des Meldebildes schließen 
können , daß es sich um einen le­
bensbedrohlichen Fall handelte. 

Folgerungen 
Unterschiedliche Gründe führen 

dazu, daß die Schwere eines gemel­
deten Notfalls unterschätzt wird . Ne­
ben unvermeidlichen Ursachen, wie 
beispielsweise der Meldung durch ei­
ne Person, die nicht Zeuge des Not­
falles war, bestehen behebbare 
Gründe: Generell sollte bei Meldung 
eines internistischen Notfalles und 
eines Verkehrsunfalles eine Gefahr 
für die Unterschätzung der tatsäch­
lichen Schwere des Falles gesehen 
werden . Bedenklich bleibt der An­
teil der Einsätze, die zunächst auf 
ausdrücklichen Wunsch des meiden­
den Arztes ohne Notarzt bedient 
werden und dann doch zu einer 
Nachalarmierung führen . Disponen­
ten sollten wechselweise an der Leit­
stelle und im praktischen Einsatz­
dienst tätig sein, denn es hat weni­
ger die medizinische Ausbildung als 
vie lmehr die praktische Erfahrung 
auf die richtige Einschätzung der 
Schwere des gemeldeten Notfalles 
einen Einfluß. 
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Feuerwehr Lübeck -
Katastrophenschutz 
Übungsplanung und Auswertung des bisherigen Übungsgeschehens 
BA Klaus Höfler 

Mit der Übung vom 25.9.1994 sind 
die Rahmenübungen der 1991 von 
der Feuerwehr Lübeck erstellten 
Übungsleitung - Teil 1 - abge­
schlossen. Außer den Einsatzerfah­
rungen in der Brandbekämpfung, 
der technischen Hilfe und dem Ret­
tungsdienst sind nun auch hinrei­
chende Übungserfahrungen mit 
Großschadenslagen vorhanden. 

Geübt wurde bis lang mit den für 
den Verteidigungsfall festge legten 
Strukturen an friedensmäßigen 
Großschadenslagen. Es wurde dabei 
deutlich, daß der erweiterte, auf den 
V-Fall ausgerichtete Katastrophen­
schutz hierfür kaum geeignet ist. Die 
Herstellung der Einsatzbereitschaft 
dauert zu lange, der Stab ist zu groß. 

Im Verteidigungsfall wird mit Vor­
laufzeiten gerechnet. Danach blie­
be ausreichend Zeit, im Vorwege Ein­
satzbereitschaft herzustellen. Ganz 
anders ist dies beim friedenszeitigen 
Großschadensereignis. Ob dafür die 
Katastrophe ausgerufen wird oder 
nicht, ist für die Betrachtung der Ein-

Zwischenbilanz 

satzabwicklung unerhebl ich. Jeden­
falls muß man sich hier auf ein plötz­
lich auftretendes Schadensereignis 
großen Ausmaßes einstellen. Dieses 
ist ohne Vorlaufzeiten sofort abzu­
arbeiten wie die Einsätze im Brand­
schutz- und Rettungsdienst auch . 
Diese Dienste sind dann auch schon 
im Einsatz . Auf ihre Strukturen ist 
der Großeinsatz aufzubauen. 

Bis der Stab und die TEL Arbeits­
bereitschaft hergestellt haben, müs­
sen die grundlegenden Leitungs­
maßnahmen längst getroffen sein . 
Dies ist durch eine besondere Lage­
dienstführung zu sichern. Die Orga­
nisation des Einsatzes obliegt der 
Einsatzleitung vor Ort. Deshalb ist 
die TEL als mobiler Stab entspre­
chend qualitativ und quantitativ so­
wohl in personeller wie materieller 
Hinsicht auszustatten. 

Der Großeinsatz ist ein dynami ­
sches Geschehen. Er baut sich nach 
und nach auf, und zwar von unten 
nach oben. Im voraus läßt sich nicht 
festlegen, in welcher Einsatzphase 

17. 25.04.1993 

Gemäß der Übungsplanung der Feuerwehr Lü­
beck von 1991 fanden folgende Übungen statt: 

18. 03.- 07.05.1993 

1. 13.02.1991 Stabsrahmenübung - Lernübung für zwei 19. 15.06.1993 
Technische Einsatzleitungen mit darüberge-
ordnetem Kernstab des Stabes HVB 20. 22.08.1993 

2. 04.04.1991 Stabsübung - Stab HVB HL 21. 05.09.1993 
3. 15.05.1991 Stabsübung - wie 2. 22. 02.10.1993 
4. 29.05.1991 Stabsübung - wie 2. 
5. 26.- 30.08.1991 Stabslehrgang "A" an der Katastrophen-

schutzschule des Bundes in Ahrweiler mit 
anschließender Stabsübung 

6. 29.10.1991 Fernmeldeübung Fernmeldezentrale Stab HVB 
und Fernmelder von Führungseinrichtungen 

7. 28.11.1991 Stabsübung - wie 2. 23. 09.10.1993 

8. 14.01 .1992 Stabsübung - wie 2. 24. 07 .11.1993 

9. 11.02.1992 Stabsübung - wie 2. 25. 06.03.1994 

10. 07.04.1992 Stabsrahmenübung - Stab HVB und zwei 26. 26.05.1994 
Technische Einsatzleitungen 

11. 19.05.1992 Stabsrahmenübung - wie 10. 
12. 01 .09.1992 Stabsrahmenübung - wie 10. 
13. 27.09. - 02.10.1992 Stabslehrgang "B" an der Katastrophen-

schutzschule des Bundes in Ahrweiler mit ab-
27. 13. - 17.06.1994 

schließender Stabsübung 
14. 27.10.1992 Stabsrahmenübung - wie 10. 28. 05.08.1994 
15. 01 .12. 1992 Stabsrahmenübung - wie 10. 
16. 13.02 .1993 Rahmenübung Stab HVB, zwei Technische Ein-

satzleitungen und Abschnittsleiter 29 . 25.09.1994 

welche Führungseinrichtung eintrifft 
und die Arbeit aufnimmt. Deshalb 
lassen sich die Führungsaufgaben 
nicht exakt getrennt der einen oder 
der anderen Einrichtung ausschließ­
lich zuordnen. So hat z. B. eine TEL 
bei der Arbeitsaufnahme zu erkun­
den, was von der Lagedienstführung 
bzw. vom Stab bereits eingerichtet 
und veranlaßt wurde. Umgekehrt 
hat sich der Lagedienst bzw. Stab mit 
der Einsatzleitung vor Ort abzu­
stimmen . 

So sollen in dieser Arbeit die im 
bisherigen Übungsgeschehen ge­
wonnenen Erfahrungen und für den 
Ernstfall brauchbare Lösungen auf­
gezeigt werden. Dabei werden 
gleichzeit ig die Auswirkungen der 
Neukonzeption des Bundes für den 
erweiterten Katastrophenschutz 
berücksichtigt. Für die Übungs-Vor­
bereitungsgruppe, für alle hiervon 
berührten Sachgebiete und für die 
Einsatzplanung soll diese Ausarbei ­
tung als Arbeitsgrundlage dienen . 

Rahmenübung - Stab HVB, zwei Technische 
Einsatzleitungen, Abschnittsleiter und Zug­
führer 
Stabslehrgang "A" an der Katastrophen­
schutzschule des Bundes in Ahrweiler mit ab­
schließender Stabsübung 
Fernmeldeübung mit den Fernmeldern sämt­
licher Führungsebenen 
Fernmeldeübung - wie 19. 
Rahmenübung - wie 17. 
Planübung Zugunglück - Mitwirkung des 
Fortbildungsseminars "Leitender Notarzt" 
• der Arbeitsgemeinschaft in Norddeutsch­

land tätiger Notärzte e.V., 
• der A.kademie für medizinische Fortbildung 

der Arztekammer Schieswig-Hoistein u. 
• der Medizinischen Universität zu Lübeck 
Voll übung Zugunglück -Mitwirkung wie 22. 
Rahmenübung - wie 17. 
Rahmenübung - wie 17. 
Vollübung - in der Medizinischen Universität 
zu Lübeck unter Mitwirkung der Kranken­
hauseinsatzleitung, Personal von zwei Statio­
nen, Pflegedienstleitung mit Schwestern­
schülerinnen und Pflegerausbildungslehrgang 
Stabslehrgang "B" an der Katastrophen­
schutzschule des Bundes in Ahrweiler mit ab­
schließender Stabsübung 
Planbesprechung Fährschiffunglück auf Ver­
anlassung des Innenministeriums vor Staats­
sekretären und Landtagsabgeordneten 
Rahmenübung - wie 17. 
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FEUERWEHR 

Vorbereitung, 
Durchführung der 
Übungen 

Die bestehende Vorbereitungs­
gruppe wird die bevorstehenden 
Vollübungen nicht ohne Verstärkung 
vorbereiten können . Die ehrenamt­
lichen Mitglieder dieser Gruppe be­
finden sich in der Regel in exponier­
ter beruflicher Stellung. Darüber hin­
aus haben sie z. T. mehrere 
Führungspositionen und Ämter in 
ihren Organisationen . Deshalb ist 
von ihnen nicht zu erwarten, daß sie 
die praktischen Vorbereitungen für 
die bevorstehenden Vollübungen 
selbst leisten können. Diese Aufga­
ben sind an geeignete Personen und 
Einheiten innerhalb des Fachdienstes 
zu delegieren . Unter der Feder­
führung des für Anlegen, Durch­
führung und Auswerten zuständi ­
gen Sachgebietes der BF ist folgen ­
des vorzubereiten : 
• Art und Ausmaß der Schäden 

• Schadensdarstellung vor Ort 
- Explosionen 
- Brände 
- Verletzte, eingeklemmte und 

verschüttete Personen 
- Schadstoffe 

• Einlagenliste 

• fachspezif ische Schiedsrichterbö­
gen 

• Erkunden und Beschaffen von 
Hilfsmitteln 

• Sicherheitsvorkehrungen 
Zum wirklichkeitsnahen Üben 

gehört eine realistische Schadens­
darsteIlung. Diese motiviert auch 
~um raschen und engagierten 
Ubungseinsatz. Verletztendarstel ­
lergruppen sind vorhanden. Die Dar­
stellung von Schadensbildern für die 
technische Rettung und Bergung ob­
liegt dem THW. Für die Erzeugung 
von Explosionsknall, Feuer und 
Rauch sollen geeignete Feuerwehr­
männer der Freiwilligen Feuerweh­
ren den Grundlehrgang "Einführung 
in die Pyrotechnik" besuchen. Bei 
dieser Schulung wird die Fachkunde 
über erlaubte pyrotechnische Dar­
stellungsmittel zur realistischen Scha­
densdarstellung bei Übungen ver­
mittelt. 

Um die Übungsziele der bisheri ­
gen Stabs-, Stabsrahmen- und Rah­
menü bungen zu erreichen, waren 
Übungskünstlichkeiten nötig. So er­
warteten z. B. die Einheitsführer, die 
TEL und der Stab einsatzbereit die 
Übung. Die FwLSt war vom Übungs­
geschehen ausgeklammert und wur­
de von der FmZt Stab HVB mit dar-
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gestellt. Im Verlaufe der vor uns lie­
genden Vollübung sollen die 
Ubungskünstl ichkeiten nach und 
nach soweit als irgend möglich ent­
fallen . Ziel ist eine Übung, d ie dem 
realen Großschadenseinsatz ent­
spricht. 

Über die Vorbereitung der kom­
menden Übungen hinaus müssen die 
Mitglieder der Vorbereitungsgrup­
pe innerhalb ihrer Organisationen 
jetzt die Erfahrungen aus den bis­
herigen Übungen und die Auswir­
kung der Neukonzeption des Bun­
des umsetzen. Einheiten müssen neu 
formiert und Führungseinrichtungen 
verbessert werden . Dazu sind Beset­
zungslisten in Mehrfachbesetzung 
zu erstellen. Wenn bei künftig einer 
Vollübung pro Jahr nur eine TEL­
oder Stabsbesetzung üben kann, 
muß für die anderen zwei oder drei 
Besetzungen ein Übungsprogramm 
geschaffen werden . Denkbar sind 
Stabsrahmenübungen, PIanbespre­
chungen und Planübungen. 

Übungsleitung 
Bei Ausfällen im Bereich der 

Übenden wurden diese aus der 
Übungsleitung ersetzt. Dort konnte 
oft kein Ersatz oder nur eine nicht 
ausreichend qualifizierte Notbeset­
zung gestellt werden. Dies führte 
mehrmals zu negativen Auswirkun­
gen im Übungsverlauf. Es gab in der 
Ubungsleitung eingeteilte Fernmel­
der, die bei Start der Übung erklär­
ten, sie könnten kein Funkgerät be­
dienen . Es gab Leitungshilfen, die 
gar nicht zur Übung erschienen, und 
Schiedsrichter, denen alle Voraus­
setzungen für diese Aufgabe fehl ­
ten. Nach keiner Übung waren die 
Schiedsrichterbögen für die Zugfüh­
rer auch nur annähernd vollzählig 
ausgefüllt abgegeben worden . 

Bei den Vollübungen darf die 
Übungsleitung nicht mehr mit Not­
besetzungen arbeiten . Glücklicher­
weise werden zur Behebung dieses 
Problems einige qualifizierte Kräfte 
durch den künftigen Wegfall des 
Übungsteiles ,,2. Schadensstelle" frei. 

Folgende Voraussetzungen sollte 
eine hier eingesetzte Führungskraft 
mitbringen: 

• gute Fachausbildung 
• Organisationstalent 
• Schilderungsgabe 
• Unparteilichkeit 
• Verschwiegenheit 
• Ortskenntnisse 
• Kenntnisse über 

- Übungsziel(e) 
- Übungs-"Lage" 

- gedachtem Verlauf 
- Einlagen/erwartete Maßnah-

men 
- Darstellungsmöglichkeiten, 
- Sicherheitsbestimmungen, 
- verfügbares Personal und 

Mittel. 
Zudem muß die Führungskraft in 

der Lage sein, übertragene Aufga­
ben sach- und fachgerecht auszu­
führen . 

Hierzu ist es erforderlich, daß die 
Einteilung zur Übungsleitung und 
zum Schiedsrichterdienst Wochen 
vor der Übung vorgenommen wird . 
Dann können den hierzu Eingeteil ­
ten rechtzeitig die Übungsunterla­
gen ausgehändigt und die Einwei ­
sungsveranstaltung vor der Übung 
angesetzt und durchgeführt werden. 
Die vorgesehenen Mitarbeiter müs­
sen allerdings auch das Interesse und 
die Zeit haben, um sich mit den In­
halten dieser Unterlagen zu be­
schäftigen und an den vorausge­
henden Veranstaltungen teilzuneh­
men. 

Ü bu ngserken ntn isse 
Befehlsgebung Entscheidend für das 
Gelingen oder Mißlingen der Übun­
gen waren die Befehle von Stab und 
TEL. Einige Verfasser von mangel­
haften Befehlen taten sich schwer, 
entsprechende Auswertungsergeb­
nisse nach der Übung entgegenzu­
nehmen. Hatten sie doch auf meh­
reren Lehrgangsübungen an KatS­
Schulen diese Mängel eingeübt, 
ohne daß sie dort Konsequenzen 
hatten. Dort waren allerdings die Be­
fehle nicht über Fernmeideverbin­
dungen an reale Einheitsführer, son­
dern hinter einer Klappe direkt zur 
Übungsleitung gegangen. Schon aus 
Zeitgründen wurden die Mängel 
großzügig übergangen. 

In unseren Übungen hatte es so­
fort negative Auswirkungen, wenn 
z. B. in den Einsatzbefehlen an Zug­
führer nicht der Bereitstellungsraum, 
der Anfahrtsweg, die Unterstellung, 
die Fernmeldeverbindung genannt 
wurden . 

Wer in Führungseinrichtungen 
Befehle zu erteilen hat, muß die ex­
akte und vollständige Befehlsge­
bung unbedingt beherrschen. 

Als ~.ehr bedeutsam für den Erfolg 
einer Ubung erwies sich, wann, zu 
was, wie oft, in Meldesprache oder 
umschweifig und auf welchem We­
ge Anfragen und Meldungen be­
wegt wurden . 

Es gibt eine Tendenz in den Stä­
ben, als Ausdruck von Engagement 



und Tatkraft recht viele Meldezettel 
vollzuschreiben und über die Fern­
meldeverbindungen zu schicken. Da­
mit setzen sich die Vielschreiber oft 
selbst "außer Gefecht". Denn durch 
sie werden der Zettelstau bei den 
Fernmeldern immer größer und die 
Laufzeiten der Meldungen immer 
länger. 

Bei einem Großschadensereignis 
ist eine Fülle von Meldungen abzu­
setzen. Bei der letzten, ca . dreistün­
digen Rahmenübung hatte allein die 
FmZt Stab HVB 90 Eingänge und 76 
Ausgänge . Schnell sind da die Lei­
tungen und Kanäle überlastet. Des­
halb sollen nur wirklich wichtige An­
fragen und Meldungen aufgegeben 
werden, und dies in kürzester Form. 

Es war zu merken, daß bei Anfra­
gen oft in der Erwartung der Rede 
und Gegenrede des Alltagsfunkge­
schäftes gedacht und nicht die Lauf­
dauer einer Meldung bei einem 
Großeinsatz bedacht wird. Dies trifft 
besonders für die Anfragen an ein­
gesetzte Kräfte zu. Nehmen wir an, 
in der FmZt liegen nur fünf Mel­
dungen von nur je sechs Minuten 
Absetzdauer vor und von der Ge­
genseite werden im Wechselspiel die 
gleichen Meldungen abgesetzt, so 
hat die aufgegebene Anfrage eine 
Stunde Wartezeit. Für die Rückant­
wort gelten die gleichen Bedingun­
gen. Diese wird von der TEL auch 
nicht postwendend gegeben werden 
können. So ist also bei günstigen Be­
dingungen die Antwort nicht vor 
Ablauf von 2 1/2 Stunden zu erwar­
ten . Es ist fraglich, ob diese dann 
nicht von den Ereignissen längst 
überholt ist. Bei der Auswertung der 
Meldezettel konnte festgestellt wer­
den, daß viele Meldungen, nach de­
nen gefragt wurde, bereits unter­
wegs waren. Für wirklich dringende 
Angelegenheiten gibt es die Mög­
lichkeit des direkten Führungsge­
spräches, wobei Gesprächsnotizen 
zu machen sind . Auch der Einsatz 
von Meldungen wäre oft, statt meh­
rerer Anfragen über Funk in gleicher 
Sache, die erfolgreichere Methode 
gewesen. 

Der Berichterstattung über 
Großeinsätze ist öfter zu entneh­
men, daß nach kurzer Zeit die Funk­
kanäle überlastet waren und funk­
mäßig nichts mehr ging. Zu der 
Überlastung kommt als zweite 
Schwachstelle die sensible Störan­
fälligkeit des Funknetzes hinzu. Da 
sind die falsch geschalteten Kanäle 
und die nicht befolgten Ober- oder 
Unterbandschaltungen. Nur eine 
klemmende Sprechfunktaste setzt 
einen ganzen Funkkreis außer Be­
trieb. 

Ohne funktionierenden FernmeI­
deeinsatz kann aber der gesamte 
Einsatz nicht gesteuert und zum Er­
folg geführt werden. Hier sollen 
nicht noch einmal die ersten, dies­
bezüglich deprimierenden Übungs­
ergebnisse und die Stationen der 
mühsamen Verbesserungen aufge­
zeigt werden . 

Leider wird von den KatS-Schulen 
auf dem Fernmeldesektor zuwenig 
angeboten . Weder wird bei den 
Stabslehrgängen die wichtige Rolle 
des Fernmeldetaktikers (Fernmel ­
desachbearbeiter - siehe PDV 
800/DV 800, s. 13) herausgearbeitet, 
noch gibt es für diesen eine ange­
messene Ausbildung . 

Als wichtige Erfahrungen aus 
dem zurückliegenden Übungsge­
schehen läßt sich festhalten: 

Für einen erfolgreichen Einsatz: 
- sind hervorragende FernmeIdetak­
tiker (Mehrfachbesetzung) erfor­
derlich; 

FM - Skizze 
Stufe 2a (Großeinsatz ohne Einsatzleitcontainer) 
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- ist der Funkplan für den Großein­
satz von der Lagedienstführung 
frühzeitig in Kraft zu setzen; 

- ist ein entsprechender Fernmelde­
teil mit Unterstellungsverhältnis in 
die Befehle zu geben; 

- ist bei den Auftraggebern von Mel­
dungen Überlegung und Disziplin 
anzuwenden (siehe unter Anfragen 
und Meldungen), um das Fernmel­
denetz nicht zu überlasten; 

- ist der Funkplan durch den Fern­
meldesachbearbeiter analog dem 
vom S 3 weiterentwickelten 
Führungsaufbau fortzuschreiben; 

- sind von den Fm-Trupps vom 
Führungsraum der TEL Kabelfern­
sprechverbindungen zum Einsatz­
abschnittsleiter und zum Melde-

FM - Skizze 
Stufe 1 - normal 
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kopf des Bereitstellungsraumes zu 
verlegen; 

- sind Führungsgespräche zwischen 
TEL und Stab über Funktelefon 
oder vor Ort zu nutzenden An­
schluß zu ermöglichen; 

- ist der vom Sachgebiet Kommuni ­
kationstechnik gestellte Eingreif­
trupp zur Behebung von Störun­
gen, Geräteausfall und Fehlbedie­
nung einzusetzen; 

- sind von den Fernmeldern die 
Geräte und der Fernmeldebetrieb 
nach PDV/DV 810 - It. Erlaß Innen­
minister SH März 1977, auch FwDV 
- zu beherrschen; 

- sind Krad und Fußmelder einzu­
setzen. 

Der Beitrag wird in der nächsten 
Ausgabe der Zeitschrift Notfallvor­
sorge fortgesetzt. 

FM - Skizze 
Stufe 2b (Großeinsatz mit Einsatzleitcontainer) 
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GEFAHRENPLÄNE 

Alarm- und Gefahrenabvvehrpläne 
und Information der Bevölkerung 
Von Dr.-Ing. habil. Rainer Geike und Dipl.-Ing. Jutta Becker, Gesellschaft für 
Umwelttechnik und Unternehmensberatung mbH (GUT), Berlin, und Dr. Georg Riedei, 
Hydrierwerk Zeitz GmbH, Zeitz 

Die Entwicklung insbesondere der 
chemischen Industrie hat in diesem 
Jahrhundert nicht nur zu gewaltigen 
Verarbeitungs- und Lagerkapazitä­
ten für Hunderte von gefährlichen 
Stoffen geführt, sondern auch zur 
Konzentration von Industrie, Ver­
kehr und Wohnbebauung z. T. auf 
engstem Raum. Diese enge territo­
riale Verknüpfung schafft ein großes 
potentielles Risiko. 

Bei der Planung neuer Anlagen 
müssen ausreichende Sicherheitsab­
stände vorgesehen werden. Für be­
stehende Anlagen sind diese gefor­
derten Abstände sehr oft nicht ge­
geben . Der Betreiber derartiger 
Anlagen hat deshalb ganz besonde­
re Verpflichtungen, Gefahrenquellen 
jeglicher Art nicht nur auf ein Mini­
mum zu reduzieren bzw. möglichst 
gänzlich auszuschalten, sondern auch 
Vorsorge zu treffen für die Abwehr 
gefährlicher Auswirkungen "den ­
noch eingetretener Störfälle" . 

Die Ereignisse in Frankfurt bei der 
Hoechst AG im Februar und März 
1993 haben noch einmal ganz nach­
drücklich unterstrichen, wie wichtig 
Störfallverhinderung, effektive Ge­
genwehr und ausreichende Infor­
mation der Betroffenen sind . 

Gesetzl iche 
Grundlagen 

Die von den chemischen bzw. pe­
trochemischen Anlagen ausgehen­
den Gefahren stellen eine erhebliche 
Bedrohung dar, auch wenn durch die 
Vorsorgemaßnahmen des Betreibers 
das Risiko, betroffen zu werden, für 
Einzelpersonen (statistisch betrach­
tet) sehr gering gehalten werden 
kann. Deshalb gilt es, sich mit Vor­
kehrungen für Schutz und Rettung 
auf derartige außerordentliche La­
gen vorzubereiten. Verantwortlich 
dafür sind sowohl der Betreiber als 
auch die für den Katastrophenschutz 
zuständigen Behörden. 

Für den Betreiber sind beim Vor­
liegen bestimmter Bedingungen (Art 
und Menge giftiger, brennbarer oder 
explosiver Stoffe) die Anfertigung ei­
ner Sicherheitsanalyse, die Erstel lung, 
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Abstimmung und Fortschreibung ei­
nes Alarm- und Gefahrenabwehr­
planes (AGAP) sowie die Informati­
on der Öffentlichkeit gesetzlich vor­
geschrieben. Die gesetzliche 
Grundlage dazu ist in Umsetzung der 
SEVESO-Richtlinie der EG in der 
12. Verordnung zur Durchführung 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
- der Störfallverordnung (Neufas­
sung vom 20.9.91) - speziell in den 
§§ 5 und 6 (AGAP), 7 bis 10 (Sicher­
heitsanalyse) und 11 a (Information 
der Öffentlichkeit), gegeben. 

Die 2. Allgemeine Verwaltungs­
vorschrift zur Störfallverordnung 
vom 27.4.1982 enthält ausführliche 
Hinweise zum Aufbau und Inhalt ei­
ner Sicherheitsanalyse sowie zur 
Alarmierung und Gefahrenabwehr. 
Im Entwurf der 3. Allgemeinen Ver­
waltungsvorschrift vom 4.3.1993 sind 
die entsprechenden Anforderungen 
an Alarmierung, Gefahrenabwehr 
und öffentl iche Information noch 
detaillierter aufgeführt. 

Neben der Störfallverordnung mit 
ihren Verwaltungsvorschriften bi l­
den auch die auf Landesebene be­
schlossenen Katastrophenschutzge­
setze, beispielhaft sei hier das Säch­
sische Katastrophenschutzgesetz 
vom 22.1.1993 genannt, eine wich­
tige gesetzliche Grundlage. Sie stei­
len sowohl die Pflichten der Betrei­
ber von "Anlagen mit besonderem 
Gefahrenpotential " als auch die Auf­
gaben der Katastrophenschutz­
behörden dar. Diese müssen z. B. für 
ihren Verantwortungsbereich einen 
Katastrophenschutzplan erarbeiten. 

Für besondere Gefahrenobjekte 
werden Sonderschutzpläne erstellt, 
die integraler Bestandteil der Kata­
strophenschutzpläne der Gemeinden 
oder des Landkreises sind. Diese Son­
derschutzpläne werden gemeinsam 
mit den Betreibern der entspre­
chenden Obj kte erstellt, sie basie­
ren im wesentl 'chen auf den dafür 
erstellten betneblichen Gefahren­
abwehrplanen. 

Vorkehrungen 
In der Sicherheitsanalyse muß u. a. 

dargelegt sein, wie die gesetzlichen 

Anforderungen zur Begrenzung von 
Störfallauswirkungen erfüllt werden . 
Dazu gehören vor allem 

• eine ausreichende bauliche Be­
schaffenheit der Fundamente und 
der tragenden Gebäudeteile; 

• die Ausrüstung der Anlagen mit 
den erforderlichen sicherheits­
technischen Einrichtungen; 

• das Treffen der erforderl ichen 
technischen und organisatorischen 
Schutzvorkehrungen; 

• die Aufstellung von betrieblichen 
Alarm- und Gefahrenabwehrplänen, 
ihre Abstimmung mit den zuständi­
gen Behörden des Katastrophen­
schutzes (Amt für Brand- und Kata­
strophenschutz, KreisleitsteIle, .. . ) und 
ihre regelmäßige Fortschreibung. 

Die wesentlichen Anforderungen 
an "betriebliche Alarm- und Gefah­
renabwehrpläne" sind 
• Regelung der innerbetrieblichen 

Verantwortl ichkeiten; 
• Alarmierung der von der Gefahr 

innerhalb und außerhalb der An­
lage bedrohten Personen; 

• Alarmierung der zur Gefahrenab­
wehr vorgesehenen eigenen und 
fremden Einsatzkräfte; 

• Regeln für das Verhalten der Be­
schäftigten im Gefahrenfall sowie 
für die Arbeit der Einsatzkräfte zur 
Bekämpfung der Gefahr; 

• unverzügliche, umfassende und 
sachkundige Information und Be­
ratung der für die Gefahrenab­
wehr zuständigen Behörden und 
Einsatzkräfte sowie die Informati­
on der möglicherweise betroffe­
nen BevölkerunjJ. 

Hinzu kommt, daß der Alarm­
und efahrenabwehrplan aufgrund 
seine Aufbaus gut als Übersichts­
dokument für die Feuerwehr (im 
Werk und im Territori m), die Kata­
strophenschutzbehörde und weite­
re interessierte bzw. betroffene 
Behörden geeignet ist. 

Alarm- und Gefah­
renabwehrpläne 

Inhaltliche Schwerpunkte des Alarm­
und Gefahrenabwehrplanes sind 
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• eine sehr kurz gefaßte Vorstellung 
des Werkes hinsichtlich seiner Or­
ganisationsstruktur und seines Pro­
duktionsprofils; 

• ein Überblick über die Gefahren-
quellen einschließlich der störfall­
verhindernden Maßnahmen und 
Störfallauswirkungen, ausgehend 
von der Störfall-Verordnung un­
terliegenden und im Werk verar­
beiteten und gelagerten Stoffen; 

• die Alarmierung von Belegschaft 
und Einsatzkräften; 

• die Stärke und Ausrüstung der Ein­
satzkräfte (Werk- bzw- Betriebs­
feuerwehr, Gasschutzwehr, Ge­
sundheitshelfer); 

• die Ermittlung gefährdeter Berei­
che, insbesondere bei Ausbruch to­
xischer Gase, durch Messung bzw. 
Abschätzung auf der Basis der me­
teorologischen Situation und der 
Größenordnung des ausgetretenen 
Schadstoffes; 

• Zusammenstellung aller nicht in 
den Alarm- bzw. Gefahrenab­
wehrplan aufgenommenen rele­
vanten Dokumente einschließlich 
ihrer Aufbewahrungsorte; 

• Aussagen insbesondere zur vor­
beugenden Information der Be­
völkerung in den angrenzenden 
Orten und ihre Warnung im Ge­
fahrenfall; 

• Aussagen u. a. zu Maßnahmen bei 
Bombenfunden, Smogsituationen 
und anderen speziellen Ereignis­
sen; 

• Regelungen zum Antihavarietrai ­
ning; das tegelmäßige Antihava­
rietraining stellt ebenso wie die 
ständige Akt4a,lisierung der Be­
triebsvorschriften, inkl. derer für 
den Störfall, eine ganz entschei­
dende Voraussetzung für eine 
schnelle und sichere Beherrschung 
von Gefahrensituationen dar. 

Zum Teil sind in den einzelnen 
Abschnitten nur überblickartige In­
formationen erhalten, in diesen Fäl­
len wird dann auf die entsprechen­
den Dokumente im Anhang verwie­
sen, z. B. auf die Anweisung zur 
Durchführung des Antihavarietrai­
nings sowie die Werksregelungen 
zum Verhalten bei Gasausbrüchen. 

In einem Anhang sind die Feuer-
wehrpläne für die einzelnen Anla­
gen bzw. Anlagenkomplexe zusam­

~-=_~menzustellen. In Betrieben mit 
Werkfeuerwehr wird es sich hier zu­
meist um "Einsatzpläne" handell11, 
da auch Angaben zum taktischen 
Vor ehen enthalten sind. Die An­
forderungen an Feuerwehrpläne 
sind in der 1992 erneuerten 
DIN 14095 enthalten, dazu gehören 
u. a. Raster, eine entsprechende farb­
liche Gestaltung, Angaben zu Zu­
gängen, zu Wasseranschlüssen und 

Löschanlagen, Angaben zu brenn­
baren, explosionsfähigen bzw. gifti­
gen Stoffen sowie eine Übersichts­
karte mit Tanklagern, Löscheinrich­
tungen, Löschmittelreserven und 
Anfahrtswegen. Die vor allem in den 
neuen Bundesländern notwendige 
Umarbeitung der z. T. noch alten 
Pläne hat vor allem zum Ziel, auch 
betriebsfremden Einsatzkräften ei­
nen sofortigen Überblick zu ermög­
lichen. 

Aus dem Inhalt ergibt sich eine 
Abstimmungspflicht mit den einbe­
zogenen Einsatzkräften, insbeson­
dere mit den kommunalen Berufs­
und Freiwilligen Feuerwehren. 

" Worst-case­
Szenarium" 

Bei der Erstellung von Sicher­
heitsanalysen wird im allgemeinen 
davon ausgegangen, daß durch 
techn isch-organ isatorische Vorsor­
gemaßnahmen (..störfallverhin­
dernde Maßnahmen") größere Schä­
den vermieden werden können . 
Statt eines Behälterplatzes wird al­
so von Lecks im Bereich einiger Qua­
dratmillimeter ausgegangen, bei Be­
füllvorgängen an Kesselwagen oder 
Straßentankfahrzeugen (z . B. mit 
Flüssiggas) wird als schlimmster Fall 
das Aufreißen der Abreißkupplung 
mit einer Freisetzung von z. B. 
200 g Flüssiggas angesehen. Aus der 
Sicht des Anlagenbetreibers und der 
kontrollierenden Behörde erscheint 
dies auch sinnvoll. 

Ebenfalls vom Gesetzgeber ge­
fordert (2. Störfall-VwV.), aber nur 
selten realisiert: Bei der Abstimmung 
des Alarm- und Gefahrenabwehr­
planes mit der Katastrophenschutz­
behörde sollte von einer wesentlich 
größeren Stofffreisetzung ausge­
gangen werden (..worst case" = 
"schlimmster Fall": Zerstörung eines 
Behälters, Aufreißen einer großen 
Leitung), um die Möglichkeiten der 
im Betrieb und im Territorium vor­
handenen Eins tzkräfte und ihre 
technischen Hilfsmittel hinsichtlich 
einer Beherrschung dieser Situation 
beurteilen zu können . Dies betrifft 
ebenso die vorsorgliche Auswahl ge­
fährdeter Bereiche in de Umgebung 
des Werkes und das Ergreifen vor­
beugender Maßnahmen, wie z. B. 
die Information der Öffentlichkeit. 

Hier ist unbedingt die Initiative 
der Behörden gefragt, von sich aus 
wird der Betreiber solche Informa­
tionen nicht offenlegen. Diskutiert 
und ausgewertet werden müssen die 
Daten gemeinsam von Betreiber und 
zuständiger Behörde, ohne daß die-

ser "schlimmste Fall" unbedingt in 
der Öffentlichkeit vorgestellt wer­
den muß. 

Information 
Die Anforderungen an die Infor­

mation der Öffentlichkeit ergeben 
sich aus § 11 ader Störfallverord­
nung; hier sind der Anwendungsbe­
reich, die Definition der Öffentlich­
keit und der betroffenen Personen 
sowie Festlegungen zu Inhalt und 
Weitergabe der Informationen fest­
gelegt. 

"Betroffene" sind Personen, die 
ihren ständigen Wohnsitz in der 
Nachbarschaft der störfallrelevanten 
Anlage haben bzw. die sich über lan­
ge Zeiträume in diesem Gebiet, bei ­
spielsweise zum Zwecke der Er­
werbstätigkeit, aufhalten. Anlagen­
betreiber müssen beachten, daß z. B. 
auch in öffentlichen Einrichtungen 
wie Sportstätten, Gaststätten usw. 
informiert werden muß. 

Demgegenüber besteht die "Öf­
fentlichkeit" aus allen Personen, die 
ein Interesse an Informationen über 
das Werk haben, gleichgültig aus 
welchen Gründen. Das bedeutet, An­
lagenbetreiber müssen Materialien 
nach Anhang IV der Störfallverord­
nung für Interessierte zur Verfügung 
stellen. 

Verantwortlich für die Erarbei ­
tung und Weitergabe dieser "Infor­
mation der Öffentlichkeit" ist 
zunächst der Betreiber. Sinnvoll ist 
es, wenn sich benachbarte Betriebe, 
die zu dieser Information verpflich­
tet sind, zusammenschließen und ei­
ne gemeinsam verfaßte Informati­
onsbroschüre herausgeben . Damit 
der Adressat der Information nicht 
unnötig mit vielen sich nur unwe­
sentlich unterscheidenden Aussagen 
verwirrt wird, was ihm die Einordnung 
und Verarbeitung erschweren wür­
de. Der Zweck dieser Information, 
nämlich das Aufzeigen der richtigen 
Verhaltensweisen im Störfall, könn­
te dadurch verlorengehen . In jedem 
Fall, insbesondere aber bei mehre­
ren Werken in unmittelbarer Nach­
barschaft, ist die Behörde (Katastro­
phenschutzbehörde, Umweltbehör­
de) gefordert, bei der Erstellung des 
Informationsmaterials mitzuwirken. 
Ein gutes Beispiel liegt hier von der 
Stadt Ludwigshafen vor. Anlagen­
betreiber müssen wissen, daß für 
den Kreis der Betroffenen (s. o.) im 
Unterschied zur Öffentlichkeit eine 
einfache Bereithaltung der Infor­
mation nicht ausreichend ist. Die In­
formation muß aktiv durchgeführt 
werden. 
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Zur Umsetzung dieser Anforde­
rungen führten die Katastrophen­
forschungssteIle der Universität Kiel, 
die GUT und das Umweltbundesamt 
Untersuchungen an zwei Chemie­
standorten in den neuen Bundes­
ländern durch. Diese sind 
• die Arzneimittelwerke Dresden 

GmbH in Radebeul bei Dresden; 
• die Hydrierwerke Zeitz GmbH in 

der südlichen Region Sachsen-An­
halts an der Grenze zu Sachsen 
und Thüringen . 

Im Rahmen dieses Forschungs­
vorhabens wurde z. B. in Zeitz ge­
meinsam mit dem Betrieb Informa­
tionsmaterial erarbeitet und mit den 
angrenzenden vier Gemeinden, dem 
Staatlichen Amt für Umweltschutz 
(STAU) in Halle und dem Amt für 
Brand- und Katastrophenschutz 
beim Landratsamt in Zeitz abge­
stimmt. Auf einer Pressekonferenz 
mit der Lokalpresse und den Vertre­
tern der Behörden aus Kreis und Ge­
meinden wurden die Vorgehens­
weise und die zu übergebenden In­
formationen vorgestellt. 

An je 600 Haushalte in der Um­
gebung der Werke wurde eine In­
formationsbroschüre mit der Bitte 
um Meinungsäußerung zu Inhalt 
und Art der Information sowie zu 
den Gefahren im allgemeinen ver­
teilt. Die Auswertung der Fragebö­
gen ergab interessante Aufschlüsse. 
Insgesamt wurde eine überraschend 
hohe Anzahl von Meinungsäuße­
rungen und dabei eine intensive 
Auseinandersetzung mit den disku­
tierten Problemen gefunden. 

Ergebnisse 
• Die Kenntnisse über und die Be­

wertung von Gefahren nützen we­
nig, wenn der Eintritt tatsächlicher 
Gefahren nicht wahrgenommen 
werden kann. Von daher bedarf es 
eines angemessenen Warnsystems, 
damit Menschen wissen, wann 
welche Gefahren drohen. Auf die 
Frage" Wissen Sie, wie Sie bei Ein­
tritt eines Störfalls gewarnt wer­
den?" antworteten über 90 Pro­
zent mit "ja" . Die überwiegende 
Mehrheit davon meint, mit Sirenen 
gewarnt zu werden. Aber: Ange­
sichts des Abbaus des staatlichen, 
bislang bundeseigenen Warnsy­
stems entsteht bis zum Aufbau ei ­
nes neuen, auf moderne Warn­
mittel gestützten Systems eine 
Warnlücke. Ohne Sirenen wird je­
doch keine flächendeckende War­
nung möglich sein, so daß einer­
seits die Veröffentlichung von Stör­
fall-Informationen durch die dazu 
verpflichteten Unternehmen weit-
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gehend ins Leere läuft und ande­
rerseits die zu warnende Bevölke­
rung auf Warnsignale wartet, die 
nicht eintreffen werden . 

• Nur 50 Prozent der Befragten glau­
ben, daß sie durch die Behörden 
rechtzeitig gewarnt werden. Bei 
Erhalt der Warnung jedoch würde 
die überwiegende Mehrheit deren 
Anweisungen Folge leisten. 

• Gut 90 Prozent aller Befragten ha­
ben sich die Mühe gemacht und 
den Informationsentwurf mehr 
oder weniger intensiv zur Kennt­
nis genommen. 

• Der aussagekräftigste Indikator für 
die Brauchbarkeit des beigelegten 
Notfallblattes besteht in der Aus­
sage der Befragten, dieses Beiblatt 
zur Informationsbroschüre griff­
bereit aufbewahren zu wollen . 

• Die Befragten haben die Störfall­
Information insgesamt äußerst po­
sitiv beurteilt . Das Vorhaben kann 
durchaus als Modellfall für eine ge­
lungene Informationskampagne 
angesehen werden, auch wenn im 
einzelnen noch zahlreiche Verbes­
serungsmöglichkeiten bestehen . 

• Bei den Befragten besteht eine 
sehr große Nachfrage nach Infor­
mationen über drohende Gefah­
ren . Nur etwa 8 Prozent stimmen 
der Aussage zu "Was ich nicht 
weiß, macht mich nicht heiß"; da­
gegen wollen 70 Prozent "alles 
ganz genau wissen" . Fast 90 Pro­
zent der befragten Personen glau­
ben, daß sie sich besser schützen 
können, wenn sie möglichst viel 
über die drohenden Gefahren wis­
sen. 

• Die überwiegende Mehrheit der 
Befragten findet, daß die Infor­
mationen über mögliche Gefahren 
und Risiken für sie eher beruhi ­
gend als beunruhigend sind . 

Mit den für Katastrophenschutz 
und Gefahrenabwehr zuständigen 
Behörden muß eine Abstimmung 
über die Information der Öffent­
lichkeit erfolgen. Dies sollte ebenso 
mit den betreffenden Kommunen 
erfolgen. Gründe dafür sind: 

• Das Einverständnis der Behörden 
und der Kommunen mit der ge­
planten Bevölkerungsinformation 
sollte von den Anlagenbetreibern 
zweckmäßigerweise auch in der In­
formation hervorgehoben werden, 
um das Vertrauen der Bevölkerung 
zu erhöhen; 

• Anpassung der Information an die 
Gegebenheiten der außerbetrieb­
lichen Alarm - und Gefahrenab­
wehrpläne bzw. auch an kommu­
nale Organisationsstrukturen (z. B. 
Anmietung von Sirenen durch die 
Kommunen); 

• Behörden und Kommunen werden 
ihrerseits in die Lage versetzt, auf 
Anfragen der Bevölkerung zu rea­
gieren. 
Neue, zusätzliche Verantwortung 

übernimmt die Behörde insbeson­
dere an Standorten der ehemaligen 
Chemie-Großbetriebe der DDR, wo 
durch teilweise Umwandlung von 
Werksgelände in Industrieparks nicht 
nur durch Ausgründung neue Be­
triebe entstehen, sondern wo auch 
"chemiefremde" Unternehmen an­
gesiedelt werden (Bitterfeld und 
Wolfen seien als Beispiele genannt). 
Hier entstehen neue Gefahren durch 

• nicht chemisch geschultes Personal; 
• u. U. regen Publikumsverkehr; 
• möglicherweise gefährliche Wech­

selwirkungen von noch produzie­
renden Altanlagen und Neuanla­
gen. 
Notwendig sind u. E. in diesen 

Fällen eine zentrale Leitstelle für den 
gesamten Industriepark (zur Koor­
dination der Alarmierung und Ge­
fahrenabwehr) und eine Organisati­
on der gegenseitigen Information 
über Gefahrenpotentiale und richti­
ges Verhalten im Gefahrenfall. 

Die Probleme, die bei der Erar­
beitung von Alarm- und Gefahren­
abwehrplänen in den neuen Bun­
desländern aufgetreten sind, be­
treffen u. a. 
• z. Zt. mehrmals erfolgte Änderun­

gen im strukturellen Aufbau des 
Betriebes durch Schließung bzw. 
Ausgliederung von Betriebsteilen 
sowie durch Eigentümerwechsel; 

• Verringerung der Personalstärken 
von Werk- und Freiwilligen Feuer­
wehren; 

• Einschränkung der Zugriffsmög­
lichkeiten auf die Sirenen in den 
angrenzenden Gemeinden; 

• gedankenlose Vernichtung von Ge­
fahrenabwehr-Dokumenten der Zi­
vilverteidigung. 
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Das Pretziener Wehr bei Magdeburg 

Aktiver Hochwasserschutz an 
der mittleren Eibe 
Von G. Oddoy 

Das Pretziener Wehr wird auf Be­
schluß des Regierungspräsidiums 
Magdeburg nach vorheriger Emp­
fehlung des zuständigen Staatlichen 
Amtes für Umweltschutz (STAU) ge­
zogen. In der Regel dann, wenn am 
repräsentativen Pegel Barby 5,92 m 
erreicht und mit Gewißheit über­
schritten werden. Das Pretziener 
Wehr wurde seit dem Bestehen ins­
gesamt 56mal im Winter und 7mal 
im Sommer geöffnet, zuletzt am 2. 
Februar 1995. Generalinstandset­
zungen am Wehr wurden 1959/60 
und 1990/91 durchgeführt. 

Die Eibe steht in der Enzyklopä­
die Natur unter den wichtigsten 
Flüssen der Welt an 48. Stelle. Sie 
entwässert mit einer Länge von 
1 103,5 km ein Gesamteinzugsge­
biet von ca . 148000 km 2

• Die Hoch­
wasser der Eibe haben seit jeher 
großes Leid und Schaden verursacht. 
Um sich gegen diese Hochwasser­
fluten zu schützen, wurde gegen En­
de des 18. und Anfang des 19. Jahr­
hunderts mit regelmäßigen Was­
serstandsbeobachtungen begonnen. 

Bis zum heutigen Tag gibt es je­
doch für den gesamten EIbestrom 
keinen einheitlichen Plan des Hoch­
wasserschutzes von einer abge­
stimmten Zielstellung bis hin zu 
technischen Maßnahmen. Alle bis­
her durchgeführten aktiven und pas­
siven Maßnahmen des Hochwasser­
schutzes dienen daher vorwiegend 
lokalen Schutzbedürfnissen. 

Magdeburg wurde immer wieder 
Opfer der Hochwasserfluten. Große 
Verluste und Schäden brachte das 
Hochwasser im Jahre 1865. Obwohl 
ein Deichsystem bestand und dieses 
aufgrund vorangegangener Hoch­
wasser gut ausgebaut war, brachen 
die Deiche an 18 Stellen . In der dar­
aufhin 1865 erarbeiteten und über­
gebenen Denkschrift an die Preußi­
sche Regierung über eine "Elbe­
nauer Deichregulierung" wurde 
dem Staat ein Projekt zum Bau ei­
nes Elbeumflutkanals und eines 
Wehres bei Pretzien vorgeschlagen. 
Das erarbeitete Projekt fand 1869 
seine Verwirklichung . 

Man begann einen seitlichen Ent­
lastungskana l, den Elbumflutkanal, 

anzulegen . Durch 
Nutzung von Altar­
men der Eibe und 
das Anlegen von 
Leitdeichen wurde 
dieser Kanal ca. 420 
m breit geschaffen. 
Mit einer Länge 
von 27 km mündet 
er unterhalb der 
Magdeburg wieder 
in die Eibe. Der Bau 
des Elbumflutka­
nals dauerte bis 
1873. 

Erbaut wurde 
das Pretziener 
Wehr von 1871 -
1875. Es kostete zur 
damaligen Zeit die 
hohe Summe von 
4,4 Millionen Mark. 
Italienische Bauar­
beiter und französische Kriegsge­
fangene wirkten bei der Erstellung 
des Wehres mit. Das Wehr stellt ein 
Meisterwerk der Technik dar und re­
gelt seit seiner Fertigstellung den 
Einlauf in den Elbumflutkanal. Es 
bietet Schutz gegen die Überflutung 
von ca . 7 500 ha Land. 

Auf der Weltausstellung in Paris 
im Jahre 1889 erhielt das Modell des 
Pretziener Wehres eine Goldmedail­
le. Das Modell ist heute im Ver­
kehrsmuseum in Berlin zu besichti­
gen. 

Die Wehrkonstruktion besteht 
aus 10 Sandsteinpfeilern mit 
9 Jochöffnungen. Der Wehrsockel 
ist ein Sandsteinunterbau mit einer 
Länge von 162,8 m, einer Breite von 
7,5 m und einer Höhe von 3,8 m. Er 
ruht in einem Mörtelbett und wird 
von einer Holz- bzw. Stahlspund­
wand umschlossen . In jedem Joch 
(Höhe 5,75 m und Weite je 12,55 m) 
gibt es 8 freistehende Schienen als 
Losständer zur Aufnahme von 
36 Schützentafeln (siehe Abb . 1) . 
Eine Schützentafel ist 1,31 m breit, 
0,83 m hoch, wiegt ca . 100 kg und 
besteht aus Buckelblech . Zur Öff­
nung des Wehres werden zwei Win­
den auf Gleisen von Joch zu Joch 
geschoben und die Schützentafel 
mittels Drahtseilen einzeln hochge­
zogen. Um einen freien Durchfluß 
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zu erhalten (bei eventuellem Treib­
gut), werden die freistehenden Los­
ständer mit besonderen Winden 
ausgeklinkt und angewinkelt . 

Das Pretziener Wehr wird immer 
vollständig geöffnet und ermöglicht 
somit einen maximalen Hochwas­
serdurchfluß von 1.800 m3 in der Se­
kunde . Der Vorgang des Öffnens 
dauert etwa 4 Stunden. 

Das mittlerweile 120jährige tech­
nische Denkmal hat folgende Auf­
gaben des aktiven Hochwasser­
schutzes. 
a) Bei Niedrigwasser: Die Eibe wird 

bei geschlossenem Wehr am 
Durchfließen der Niederung ge­
hindert und trägt somit zur Er­
höhung des Wasserspiegels für 
die Schiffahrt auf der Eibe bei . 

b) Bei erhöhtem M ittelwasser: 
Schutz des Umflutgeländes vor 
Überflutungen und damit Siche­
rung des ungehinderten Passie­
rens der Niederung für Autos und 
Fußgänger. 

c) Bei Hochwasser: Mit der Ziehung 
des Wehres wird die Hochwasser­
spitze der Eibe abgeleitet. Eine 
Wassermenge von bis zu 1/3 der 
gesamten Durchflußmenge des 
Elbstromes wird um Magdeburg 
herum geleitet. Der Wasserstand 
am Pegel Magdeburg ble ibt um 
40 - 70 cm niedriger. 
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Hochwasser in den 
Niederlanden 
lehren aus zwei regenreichen Wintern 

Weihnachten 1993 und Anfang 1995 
wurden die Niederlande ebenso wie 
Deutschland von schweren Hoch­
wassern heimgesucht. Die Flußge­
biete von Rhein, Waal, Maas und 
IJssel mußten großräumig evakuiert 
werden. Betroffen von den Evaku­
ierungen waren im Jahr 1995 rund 
215000 Menschen, nahezu 100000 
Rinder und zahllose andere Nutz­
tiere. 

Bei dem vorliegenden Text handelt 
es sich um einen Auszug aus einer 
Veröffentlichung des niederländi­
schen Innenministeriums vom April 
1995 in deutscher Übersetzung. Der 
Erfahrungsbericht enthält wichtige 
Informationen über das Vorgehen 
der niederländischen Behörden bei 
der Operation. 

Derartige Großevakuierungen hat 
es in der Geschichte Deutschlands 
noch nicht gegeben. Dennoch soll­
ten die deutschen Katastrophen­
schutzbehörden planerisch Vorbe­
reitungen auch für größere Evaku­
ierungen treffen - nicht zuletzt in 
der Umgebung von kern technischen 
Anlagen. 

... .. Die betreffenden Flußläufe in 
den Provinzen Geldern, Süd holland, 
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Nordbrabant und Overijssel sind 
durch künstliche Flußbetten mit 
Sommerdeichen, Schwemmebenen 
und Winterdeichen gekennzeichnet. 
Hinter den Winterdeichen befinden 
sich häufig deutlich niedriger lie­
gende Polder, die auf unterschiedli­
che Weise genutzt werden: Hier be­
finden sich Ortschaften, Industrie­
ansiedlungen (inklusive chemischer 
Industrie), Landwirtschaft und wich­
tige Nord-Süd- und West-Ost-Ver­
bindungen. 

Weihnachten 1993 
Das Hochwasser Weihnachten 

1993 hatte in diesen Gegenden nur 
auf die Schwemmebenen und die 
Altstadtbereiche zu niedrig liegen­
der Städte nennenswerte Auswir­
kungen . Da die Pegel schnell wieder 
sanken, waren die großen Polder 
nicht ernsthaft bedroht. Dennoch 
blieb das Hochwasser nicht ohne Fol­
gen. Höhe und Stabilität der Deiche 
wurden nunmehr wieder verstärkt 
diskutiert. Zugleich überdachten die 
verantwortlichen Verwaltungen und 
Einsatzkräfte ihre Katastrophen­
schutz-Planungen. Allen war deut-

lich geworden, was für eine Bedro­
hung das Hochwasser darstellt und 
daß man auf diese vorbereitet sein 
muß. 

Nach einem Jahr intensiver Pla­
nung stimmten d ie Behörden den 
weitreichenden Notfallplanungen 
Anfang Januar 1995 zu . Niemand 
ahnte zu der Zeit, daß die Pläne sich 
bereits einen Monat später in der 
praktischen Umsetzung würden zu 
bewähren haben. 

Januar/Februar 
1995 

Ende Januar 1995 wurde schnell 
deutlich, daß im Unterschied zu 
Weihnachten 1993 mit größeren 
Wassermassen und höheren Was­
serständen für einen längeren Zeit­
raum zu rechnen war. Die Sicherheit 
der Deiche und der von ihnen ge­
schützten Polder stand neuerlich zur 
Debatte. Und als sich schließlich der 
Zustand zahlreicher Deichabschnit­
te so verschlechterte, daß die Was­
serschutzbehörden keine Gewähr für 
deren Haltbarkeit mehr geben konn­
ten, beschlossen die Behörden eine 
präventive Evakuierung der Polder 
zwischen den Deichen. 

Das Hochwasser-Szenario hat den 
Vorteil, daß es den Betroffenen meh­
rere Tage einräumt, innerhalb derer 
die verschiedenen Maßnahmen 
durchzuführen sind. Man entschied 
sich für eine phasenweise Evaku­
ierung, angefangen mit der Emp­
fehlung einer freiwilligen Räumung, 
auf die die Ankündigung einer obli­
gatorischen Räumung innerhalb von 
zwei bis drei Tagen zu einem späte­
ren Zeitpunkt folgte . 

So hatten die Bewohner ausrei­
chend Zeit, um auf eigene Initiative 
und mit der von ihnen gewünschten 
Schnelligkeit ihre Häuser zu verlas­
sen . Schließlich betraf die Evaku­
ierung nicht nur Menschen und Ein­
richtungen, die in ihrer Beweglich­
keit nicht eingeschränkt sind . Denn 
in den Polder-Gebieten liegen auch 
ein Krankenhaus, Alten- und Pfle­
geheime, Industrieanlagen ein­
schließlich einer Reihe von Firmen für 
chemische Erzeugnisse sowie deren 



Lagerung, Lager- und Transportfir­
men, Warenhausketten, Einzelhan­
delsgeschäfte und zahllose Höfe mit 
Tausenden Kühen, Schweinen und 
Hühnern. 

Die Evakuierung 
Sollten die Deiche nachgeben, 

würden sich die von ihnen ge­
schützten Polder mit Wasser füllen . 
Es war mit Hochwasserständen zu 
rechnen (mancherorts von bis zu 
4 m), die eine präventive Evaku­
ierung aller Lebewesen und aller 
schützenswerten beweglichen Güter 
aus den betroffenen Gebieten not­
wendig machten. Innerhalb wen iger 
Tage mußte somit eine Großopera­
tion durchgeführt werden . 

Ein wichtiger Punkt, an den in 
diesem Zusammenhang erinnert 
werden muß, sind die erwähnten 
Katastrophenschutz-Planungen in 
den verschiedenen Feuerwehr-Be­
zirken, die kurz zuvor abgeschlossen 
worden waren oder sich in einer 
fortgeschrittenen Entwicklungspha­
se befanden. Diese Pläne stellten ei­
ne klare Grundlage und Richtlinie 
für die Operationen dar, was die 
Aufgabenverteilung, Durchführbar­
keit und Grenzen derselben anbe­
langte. Ein weiterer Vorteil war die 
Tatsache, daß bei einem ausreichen­
den zeitlichen Spielraum die Ver­
antwortlichen einen Großteil der Ar­
beit verschiedenen Pressure-groups, 
organisierten Bürgerinitiativen und 
dem persönlichen Engagement des 
einzelnen überlassen konnten. So 
koordinierten und unterstützten 
zum Beispiel die Industrie- und Han­
delskammern die Evakuierungsakti­
vitäten der Einzelhandelsgeschäfte, 
Bauern nahmen sich der Transporte 
von Lebendvieh an, die Gesund­
heitsorganisationen evakuierten Pa­
tienten usw. Die gesamte Bevölke­
rung zeigte ein hohes Maß an Ein­
fallsreichntum und Hilfsbereitschaft 
bei der Organisation der verschie­
densten Dinge des täglichen Bedarfs 
und der umfangreichen Evakuierung 
von Hab und Gut in trockenere Ge­
biete. 

Daten, Fakten, 
Hintergünde 
• Die Evakuierungsmaßnahmen be­

trafen ein Gebiet von ca. 1 200 m2
• 

• In dem Gebiet leben ungefähr 
215000 Menschen. 

• 80 bis 90 Prozent der Bevölkerung 
sorgten selbst für ihre Unterbrin­
gung während der Evakuierung. 

Sie kamen bei Familienangehöri ­
gen, Freunden oder Verwandten 
unte r. Nur 10 bis 20 Prozent 
benötigten organisierte Unter­
künfte, wobei es sich vornehmlich 
um sozial schwächer Gestellte han­
delte. 

• Die begrenzten Kapazitäten der 
Zufahrtsstraßen in den Polderge­
bieten führten mancherorts zu 
nächtlichen Staus, nie jedoch zu 
ernsthaften Spannungen oder gar 
Gewalt. 

• Eine Folge der Empfehlung, die 
Gas- und Elektrizitätsversorgung 
abzuschalten : Viele Gefriergeräte 
tauten auf, was zum Verlust von 
Wintervorräten führte . Zahlreiche 
Haustiere entliefen oder wurden 
in der Aufregung zurückgelassen. 
Viele Betroffene räumten Einrich­
tungsgegenstände in die erste Eta­
ge ihrer Häuser. Teure Elektro­
geräte wurden häufig im eigenen 
Pkw mitgenommen. Vieles mußte 
jedoch zurückgelassen werden -
mit allen emotionalen Konse­
quenzen. 

• Die Regierung schaltete sich nur in 
geringem Maße ein und be­
schränkte sich darauf, Evaku­
ierungsräume zuzuweisen, den 
Zeitpunkt der Evakuierung festzu­
legen, den Informationsfluß zu ge­
währleisten und zu harmonisieren, 
Verkehrsregulierungen, wo nötig, 
vorzunehmen und Wachdienste in 
den evakuierten Gebieten einzu­
richten und zu unterhalten. 

• Nur eine kleine Zahl von Menschen 
weigerte sich trotz Aufforderung, 
ihre Häuser zu verlassen. Der Ver­
zicht auf eine Evakuierung wurde 
gestattet, nachdem die Betreffen­
den darauf aufmerksam gemacht 
worden waren, daß beim Bersten 
der Deiche keine weiteren Ret­
tungsversuche unternommen wür­
den. Diese Menschen blieben auf 
ihr eigenes Risiko zurück und wa­
ren zugleich den strengen Sicher­
heits- und Zufahrtsregelungen un­
terworfen . 

• Eine besondere Aktion stellte die 
Evakuierung aller Patienten des 
Krankenhauses von Tiel dar. Das 
Universitätskrankenhaus in Utrecht 
war neben anderen an dieser Ak­
tion maßgeblich beteiligt. Das zen­
tral in Holland gelegene Utrechter 
Krankenhaus hat als nationales 
Notfall -Krankenhaus besondere 
Funktionen bei der Aufnahme von 
Patienten und besitzt eine große 
Aufnahmekapazität: Sofortauf­
nahme mehrerer Dutzend Intensiv­
patienten und Aufnahme mehre­
rer hundert regulärer Patienten . 

Das Krankenhaus ist aus der engen 
Kooperation zwischen der Un iver­
sitätsklinik Utrecht und dem im sel­
ben Komplex untergebrachten Mi­
litärkrankenhaus hervorgegangen. 
In dieser Kombination ist das Kran­
kenhaus dafür ausgerüstet, auf 
Kriegsschauplätzen verletzte Sol­
daten in großer Zahl aufzuneh­
men. Es ist zugleich das nationale 
Behandlungszentrum für Opfer 
von Vergiftungsfällen . 

• Die Evakuierung von Bewohnern 
verschiedener Alten- und Pflege­
heime setzte ein ähnliches Vorge­
hen voraus. Dank der Improvisati ­
on und Kooperation vergle ichba­
rer Einrichtungen konnte eine 
ausreichende Zahl angemessener 
Unterbringungsplätze für die eva­
kuierten Heimbewohner geschaf­
fen werden . Der Transport ge­
brechlicher und behinderter 
Menschen wurde durch Spez ial ­
gerätschaften erheblich erleichtert. 

• Aus den betroffenen Gegenden 
mußten rund 100000 Rinder, meh­
rere hunderttausend Schweine und 
Millionen Hühner sowie andere 
Geflügelarten evakuiert werden . 
Die Viehtransporte wurden meist 
über Zwischenlager zu Stallungen 
vorgenommen, in denen die Tiere 
über längere Zeit verbleiben konn­
ten. Zahlreiche Tiere - wie Ferkel 
und anderes transportunfäh iges 
Lebendvieh - mußten getötet oder 
geschlachtet werden. Zahlreiche 
Lebendviehhöfe hatten deutliche 
Geschäftseinbußen zu verzeichnen 
oder mußten ihre Tore gar ganz 
schließen . 

• In überschwemmten Gebieten wie 
den Schwemmebenen ertranken 
freilebende Tiere wie Dachse, Ka­
ninchen, Hasen, Ratten, Mäuse 
und Maulwürfe, wenn sie nicht 
rechtzeitig den Fluten entkamen. 
Maulwürfen und Mäusen gelang 
es oft, schnell Gänge durch die 
äußeren Deiche zu graben und 
neue Gangsysteme einzurichten. 

• Chemische Fabriken - auch solche 
zur Produktion und Lagerung von 
Pestiziden - verursachten keine 
größeren Probleme. Aus strategi­
schen Gründen - zum Beispiel um 
die Versorgung der Kunden auf­
rechtzuerhalten - wurden Vorräte 
verlegt. Produktionsstätten konn­
ten ohne Sicherheitsprobleme still­
gelegt werden . Die restl ichen ge­
lagerten Substanzen wurden 
zurückgelassen, was jedoch im Fall 
von Deichbrüchen zu einer erheb­
lichen Umweltbelastung geführt 
hätte. 

• Speditionsfirmen, die z. B. führen­
de Lebensmittelketten beliefern, 
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bemühten sich um eine kontinu­
ierliche Warenauslieferung, indem 
sie Vorräte auf andere Standpunk­
te verlagerten. 

• Das neue an diesem Hochwasser 
war nicht der tatsächliche Wasser­
schaden, sondern waren die durch 
die Evakuierung entstandenen Ko­
sten und finanziellen Einbußen. Zahl­
reiche Firmen waren dazu ge­
zwungen, ihre Produktion für 
mehrere Tage zu stoppen, was zu 
Verlusten in Millionenhöhe führte . 
Hinzu kamen der Transport und 
die Lagerung enormer Mengen an 
Ausrüstu ngsg eg e nstä n den , 
Rohmaterialien und Gütern, was 
ebenfalls Millionen verschlang. Bei 
Einzelpersonen durch die Evaku­
ierung entstandene Kosten ent­
schädigte die niederländische Re­
gierung mit 500 Gulden (= ca . 450 
DM) pro Haushalt. Auf nationaler 
Ebene kostete die Aktion ungefähr 
50 Mio. Gulden (= ca. 45 Mio. DM). 
Unternehmen waren gesonderten 
Kompensationsregelungen unter­
worfen, mußten jedoch rund 
40 Prozent der Kosten selbst tra ­
gen. 

Bemerkenswert ist, daß niemand 
die Notwendigkeit einer großflächi­
gen Evakuierung bezweifelt hat, wo­
zu wohl die Fernsehbilder von Dei­
chen, durch die Wasser dringt, bei ­
getragen haben. 

Selbstverständlich werden die 
Entscheidung für die Evakuierung 
und deren Durchführung wie auch 
die Rückführung der Bewohner aus-

gewertet werden, um alle nur denk­
baren Schlüsse aus der Aktion zie­
hen zu können . Wo nötig, werden 
die Katastrophenschutzpläne ver­
bessert und der Praxis angepaßt, was 
zweifellos zu neuen Diskussionen 
führen wird über 

• die Entscheidungskriterien für ei ­
ne Evakuierung; 

• die Verantwortlichen auf den un­
terschiedlichen Verwaltungsebe­
nen wie z. B. Bürgermeister und 
andere Verwaltungsbeamte; 

• die Aufgabenverteilung und die 
Rolle der verschiedenen an der 
Evakuierung beteiligten Institutio­
nen wie z. B. Feuerwehr, Polizei, 
Ärzte und medizinisches Personal, 
Verwaltungsbeamte, Transportfir­
men, soziale Einrichtungen etc.; 

• Möglichkeiten und Grenzen, die 
die Rettungsdienste in diesem Zu­
sammenhang sehen, im Verhältnis 
zu den finanziellen Aufwendun ­
gen für Ausbildung und Training 
des Personals, für Ausrüstungsge­
genstände wie auch für jegliche 
Notfallvorsorge für den Eventual­
fall der nächsten Jahre, der dann 
vielleicht nie wieder auftaucht; 

• die Frage, inwieweit die Investion 
größerer Mengen von Energie in 
eine fundierte Planung wün­
schenswert und notwendig ist 
oder alternativ nicht dem Impro­
visationstalent die gleiche Bedeu­
tung zukommt angesichts der Tat­
sache, daß die nächste Katastrophe 
vollkommen anders aussehen wird. 

Königin Beatris baut auf Sand - bei der Besichtigung von Hochwas­
serschäden. Foto: dpa 
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Weitere 
Maßnahmen 

Die Evakuierung war jedoch nicht 
die einzige vorgenommene Maß­
nahme. Vielmehr wurde im Vorfeld 
jeder nur mögliche Versuch unter­
nommen, um die Evakuierung 
unnötig zu machen. So wurde natür­
lich auch versucht, das Bersten der 
Deiche zu verhindern : Helfer schich­
teten Tausende von Sandsäcken auf, 
brachten Schutzfolien und Verstär­
kungen an den Abschnitten der Dei­
che an, wo der Deichkörper sich mit 
Wasser vollgesogen hatte und mas­
sive Durchsickerungen eine ernst­
hafte Bedrohung darstellten. Zudem 
wurden Hunderte von Kubikmetern 
Sand, Erde und Kies auf den Deichen 
und entlang derselben ausgebracht, 
um sie weiter zu festigen . Eine wei­
tere Maßnahme war das Fluten 
mancher Polder-Abschnitte, um ei ­
nen Gegendruck gegen die Deiche 
zu erzeugen und so Schlimmeres zu 
verhindern . 

Schließlich half auch das stärkere 
Ablassen des Wassers in Nordsee und 
IJsselmeer, die Operation zu einem 
positiven Abschluß zu bringen. Die 
für die Nordsee erwartete Springflut 
fiel weniger stark aus als befürchtet, 
und bei Ebbe konnte ein maximales 
Volumen an Flußwasser in die Nord­
see abgeleitet werden. Auch die für 
das IJsselmeer und die IJssel bei Kam­
pen erwarteten Hochwasserstände 
fielen niedriger aus. So erübrigte sich 
eine Räumung der Ebenen am Un­
terlauf der Flüsse, obgleich Evaku­
ierungspläne für den Notfall bereit­
lagen. Mit dem Fall der Wasserstän­
de an den Oberläufen reduzierte 
sich der Druck, weitere Maßnahmen 
vorzubereiten oder gar durchzu­
führen. 

Der erfreuliche, wenngleich sehr 
kostspielige Verlauf des Hochwassers 
hat die Diskussion über die Verstär­
kung der Deiche in den Flußberei ­
chen mit einem Schlag beendet. 
Schließlich sind die Kosten für eine 
Verstärkung der Deiche zu vernach­
lässigen gegenüber den erlittenen 
Verlusten, die sich möglicherweise 
in Zukunft häufiger einstellen wer­
den . Übereinstimmend teilen die 
Betroffen die Auffassung, daß die 
natürliche Schönheit der Landschaf­
ten erhalten bleiben soll, auch wenn 
in den nächsten Jahren die Deiche 
entsprechend den Plänen des "Bör­
tien -Kommittees " erhöht werden . 
So wird die Gefahr, wenn auch nicht 
ganz ausgeschaltet, doch erheblich 
reduziert ... " 

(Übersetzung s. Koch) 
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Abkommen mit Litauen 

Gegenseitige Hilfe bei Katastrophen 
Das Kabinett hat einem vom Bundesminister des Innern vorgelegten Gesetzentwurf zum Ab­
kommen zwischen der Bundesrepub/ik Deutschland und der Republik Litauen zugestimmt. 
Die Bundesregierung legt den Entwurf nunmehr dem Bundestag vor. Wenn das Parlament 
ihn verabschiedet hat, kann das Abkommen, das am 15. März 1994 zwischen beiden 
Regierungen geschlossen wurde, in innerstaatliches Recht umgesetzt werden. 

Das Abkommen soll die Zusam­
menarbeit bei der Notfallvorsorge 
und Bekämpfung von Katastrophen 
oder schweren Unglücksfällen för­
dern. Zu diesem Zweck werden An­
sprechstellen festgelegt, der grenz­
überschreitende Verkehr von Perso-

nen und Sachen erleichtert und die 
Zusammenarbeit in der Praxis sowie 
der Informationsaustausch über Ge­
fahren verstärkt. 

Zudem werden Schadensersatz 
und Haftung geregelt. So soll be i­
spielsweise ermöglicht werden, auf 

Kostenausgleich teilweise oder voll ­
ständig zu verzichten. 

Ähnliche Abkommen bestehen 
bereits mit Frankreich, Luxemburg, 
Belgien, der Schweiz, Dänemark, 
Österreich, den Niederlanden und 
Rußland . 

Patient Transport Compartment (PTC) 
Die Deutsche Lufthansa AG plant mit dem fallweisen Einsatz eines "Patient Transport 
Compartments", eine neue Qualität beim Patiententransport anzubieten. 

Bei dem PTC handelt es sich um 
den festen Einbau einer modifizier­
ten Krankentransportliege im hin­
teren Teil eines Flugzeuges, durch 
Stellwände vollständig von der übri­
gen Passagierkabine getrennt. Zum 
Einbau dieses Compartments wer­
den die mittleren drei Sitzreihen mit 
insgesamt 12 Plätzen vor der letzten 
Galley einer B 747 entfernt, in einem 
Airbus A 340 die letzten vier Reihen 
mit je drei Plätzen. Nach Installation 
des modifizierten "Bucher-Stret­
chers" werden feste Wände als 
Quick-change-Version montiert, die 
eine vollständige Abteilung ge­
genüber dem Passagierraum ge­
währleisten, der durch eine Schie­
betür zugänglich ist. Innerhalb des 
Compartments stehen zusätzlich 
zwei Sitzplätze für Arzt und Be­
gleitperson zur Verfügung . Für das 
PTC sind gesonderte Vorkehrungen 
bezüglich Beleuchtung und Belüf­
tung geplant. 

Die eingebauten medizinischen 
Geräte entsprechen der vollständi ­
gen Ausrüstung eines Ambulanz­
flugzeuges, es steht Sauerstoff mit 
bis zu 20 I pro Minute über 10 Stun­
den zur Verfügung . 

Operationelle 
Bedingungen 

Das PTC ist ausschließlich zu oder 
von allen Destinationen vorgesehen, 
die nach Flugplan von der B 747 an­
geflogen werden. Eine Erweiterung 

auf die Airbus-Typen A 340, A 310-
300 und A 300-600 ist prinzipiell 
möglich und bei entsprechender 
Nachfrage auch vorgesehen . 

Im Gegensatz zu heute durchge­
führten Transporten auf Stretchern 
kann in Zukunft mit diesem System 
auch ein intensivbetreuungspflichti­
ger Patient unter ständiger Über­
wachung befördert werden. Eine 
kontinuierliche Beatmung ist mög­
lich. 

Das PTC verfügt über eine Raum­
größe, die eine ungehinderte Be­
treuung des Patienten während des 
Fluges zuläßt. Steh höhe und eigene 
Beleuchtung sind gegeben. *) 

Aufgrund der Reichweiten der 
Langstreckenflugzeuge fallen bela­
stende und zeitaufwendige Zwi ­
schenlandungen fort. 

System kosten 
Das gesamte Patient Transport 

Compartment wird der anfordern­
den Gesellschaft oder Organisation 
komplett funktionsfähig zur Verfü­
gung gestellt. Der Einbau der not­
wendigen medizinischen Geräte 
wird verantwortlich durch die Deut­
sche Rettungsflugwacht (DRF) 
durchgeführt. Die DRF hält am Ein­
bauort Frankfurt einen entspre­
chenden Gerätepark bereit und 
sorgt auch für die Unterweisung der 
mitreisenden begleitenden Ärzte . 

Die Kosten pro Einsatz eines PTC 
liegen etwa bei 50 Prozent des Auf-

wandes für ein Ambulanzflugzeug 
im Langstreckeneinsatz. Nach ge­
genwärtiger Kalkulation wird die 
Ostküste USA mit etwa 50000 DM 
angeboten werden können, ent­
sprechende Beträge für die Westkü­
ste USA liegen bei 70 000 DM, in 
gleicher Höhe etwa der Preis für den 
Einsatz Fernost. Im einzelnen sind 
die Gesamtkosten durch drei Teile 
bedingt. 

1. Eine Grundkostenpauschale, 
die durch Systementwicklung, an­
teilige Ein- und Ausbauzeit, War­
tung, pflege und vor allem durch die 
Modifikation der 24 Flugzeuge zu ­
stande kommt, die potentiell für den 
Einsatz eines PTC umgerüstet wer­
den müssen. 

2. Ertragsausfall von 12 Economy­
class-Sitzen, die als cound -trip im 
Flug- und Spartarif berechnet wer­
den. 

3. Bereitstellung, Einbau und 
Funktionsprüfung des medizinischen 
Equipments. 

Die Vorlaufzeit bis zum Einbau 
des PTC wird etwa 48 Stunden be­
tragen . 

Mit der Entwicklung und dem 
Einsatz des Patient Transport Com­
partments möchte Lufthansa ein in­
novatives Konzept anbieten . Vor­
aussetzung für die Umsetzung ist je­
doch das Überschreiten einer 
Rentabilitätsschwelle, die bei etwa 
40 Einsätzen pro Jahr liegt. 
*) Gilt in bezug auf die Stehhöhe nur 
für B 747. 
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Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 

Zulassung privater 
Rettungsdienste zur 
Notfallrettung 

Aus verläßlicher Quelle ist der Re­
daktion ein interessantes neues Ur­
teil des Bundesverwaltungsgerichts 
zum Thema Zulassung privater Ret­
tungsdienste zur Notfallrettung zu­
gegangen. Wir drucken hier Passa­
gen aus dem Urteil ab, die für die 
Hilfeleistungsorganisationen von 
Bedeutung sind. 

Die Beteiligten, ein Berliner Kran ­
kentransportunternehmen (Kläge­
rin) und das Bundesverwaltungsge­
richt, streiten darüber, ob die Klä­
gerin berechtigt ist, in Berlin ohne 
landesrechtliche Zulassung Notfall ­
rettung zu betreiben oder, wenn es 
einer solchen Zulassung bedarf, ob 
sie auf die Zulassung Anspruch hat. 
Die Klägerin hatte 1986 einen An­
trag auf Übertragung von Aufgaben 
des Notfallrettungsdienstes gestellt. 
Gegen die Ablehnung des Antrages 
durch den Senat hatte die Klägerin 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin 
Revision eingelegt, welche von die­
sem zurückgewiesen wurde. Gegen 
das Urteil hatte die Klägerin wie­
derum Revision eingelegt. Die Revi ­
sion wurde vom Bundesverwal ­
tungsgericht als unbegründet er­
klärt . Auszüge aus dem Urteil des 
BVerwG vom 3.11 .1994: 

"Der Feststellungsantrag ist aber un­
begründet. Entgegen der Auffas­
sung der Klägerin ist im Lande Ber­
lin eine Teilnahme an der Notfall ­
rettung ohne Übertragung dieser 
Aufgabe nicht gestattet. Die be­
gehrte Feststellung bezieht sich auf 
die Gegenwart; die Klägerin begehrt 
Aufschluß darüber, wie sie sich jetzt 
und in Zukunft - bei Fortdauer der 
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gegenwärtigen Rechtslage - zu ver­
halten hat. Dies wird durch § 5 Abs. 
1 RDG-Berlin bestimmt. Die Rechts­
vorschrift ist verfassungsgemäß und 
verstößt weder gegen Art. 12 Abs. 1 
GG noch gegen Art. 3 Abs. 1 GG . 

Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 RDG -Berlin 
wird die Notfallrettung von der Ber­
liner Feuerwehr als Ordnungsaufga­
be wahrgenommen; "daneben kann 
die für den Rettungsdienst zustän­
dige Senatsverwaltung den Hilfsor­
ganisationen, wie dem Arbeiter­
Samariter-Bund, der Deutschen Le­
bens-Rettungs-Gesellschaft, dem 
Deutschen Roten Kreuz, der Johan­
niter-Unfall-Hi lfe und dem Malteser­
Hilfsdienst, diese Aufgabe übertra­
gen" (Satz 2) . Nach Satz 3 kann die 
Aufgabe der Notfallrettung "in be­
sonderen Fällen und soweit ein Be­
darf besteht auch anderen geeigne­
ten privaten Einrichtungen übertra­
gen werden" . 

1.1 Die Erklärung der Notfallrettung 
zur Ordnungsaufgabe und ihre Zu­
weisung an die staatliche Feuerwehr 
gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 RDG-Berlin 
ist an Art. 12 Abs. 1 GG zu messen, 
denn sie berührt in nicht unerheb li­
cher Weise die Berufsfreiheit. Für pri­
vate Unternehmer ist die Verstaatli ­
chung einer Tätigkeit durch Schaf­
fung eines Verwaltungsmonopols 
unverkennbar die schärfste Form ih­
rer Beschränkung; die Klägerin ist 
ohne behördliche Gestattung nicht 
in der Lage, ihre berufliche Tätigkeit 
auf die Notfallrettung zu erstrecken. 
Ob die Notfallrettung für sich ge­
nommen einen eigenständigen Be-

ruf oder nur einen - freilich ge­
wichtigen - Teil der Berufsausübung 
eines Krankentransportunterneh­
mers darstellt, kann letztlich dahin­
stehen, denn die Erklärung der Not­
fa 11 rettung zur hoheitlichen Aufgabe 
ist in jedem Falle unter Berücksichti­
gung des Verhältnismäßigkeits­
grundsatzes zum Schutze eines über­
ragend wichtigen Gemeinschafts­
gutes - unmittelbar bedrohten 
Lebens und bedrohter Gesundheit -
nach Art . 12 Abs. 1 GG gerechtfer­
tigt. Unter "Notfallrettung" versteht 
nämlich § 2 Abs. 2 Satz 1 RDG-Ber­
lin, "das Leben oder die Gesundheit 
von Notfallpatienten zu erhalten, sie 
transportfähig zu machen und sie 
unter fachgerechter Betreuung in ei­
ne für die weitere Versorgung ge­
eignete Einrichtung zu befördern" . 
Notfallpatienten sind nach der Defi­
nition des Gesetzgebers (§ 2 Abs. 2 
Satz 2 RDG-Berlin) "Personen, die 
sich in einem lebensbedrohlichen Zu­
stand befinden oder bei denen 
schwere gesundheitliche Schäden zu 
befürchten sind, wenn sie nicht um­
gehend geeignete medizinische Hi l­
fe erhalten" . 

Den Notfa ll rettungsdienst zur Ord­
nungsaufgabe zu erklären und sei ­
ne Organisation Behörden anzuver­
tauen, ist durchaus geeignet, das in 
§ 2 Abs.1 RDG-Berlin gesetzte Ziel 
einer bedarfs- und fachgerechten 
Versorgung der Bevölkerung mit Lei­
stungen der Notfallrettung sicher­
zustellen . Der Notfallrettungstrans­
port ist Teil einer "Rettungskette", 
die nach Ertei lung von Sofortmaß­
nahmen des Ersthelfers am Notfall­
ort über den Notruf zu einem Ein -
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satz eines Notarztwagens oder eines 
Rettungswagens durch die Ret­
tungsleitstelle zur ärztlichen Versor­
gung in einem geeigneten und auf­
nahmebereiten Krankenhaus führt. 
Ein zeitgemäßer Notfallrettungs­
dienst verlangt die Einrichtung einer 
Rettungsleitstelle und von Ret­
tungswachen sowie die Bereitstel­
lung persönlicher und sächlicher Mit­
tel im Rahmen einer flächendecken­
den, ständig einsatzbereiten 
Organisation. Das Ineinandergreifen 
der Glieder dieser "Rettungskette" 
setzt unabdingbar ein hohes Maß an 
Koordination voraus. 

Der Gesetzgeber handelt im Ein­
klang mit dem Grundsatz der Ver­
hältnismäßigkeit, wenn er in dieser 
Lage das Interesse Privater an einer 
freien Zugänglichkeit dieses "Ma~k­
tes zurücksetzt, denn er braucht Im 
Rahmen seiner Einschätzungspräro­
gative nicht davon auszugehen, d~ß 
Private im freien Wettbewerb die 
Aufgabe der Notfallrettung mit der 
gleichen Wirksamkeit bedarfsge­
recht erfüllen. Dies gilt um so mehr, 
als eine Fehleinschätzung dahin ge­
hend, Private ebenso wirksam wie 
die öffentliche Hand die Notfallret­
tung betreiben können, das Leben 
der Notfallpatienten aufs Spiel set­
zen könnte. ( .. . ) 

Auf die Interessen der privaten Un­
ternehmer hat der Gesetzgeber je­
denfalls schon dadurch hinreichend 
Rücksicht genommen, daß er ihnen 
und den Hilfsorganisationen den 
Krankentransport überlassen hat 
(§ 5 Abs. 2 RDG-Berlin) . Soweit die 
Klägerin geltend macht, daß bei feh­
lender Übertragung der Notfallret­
tung dem privaten Unt~rne~men 
auch die Ausbildungsmöglichkeit auf 
dem Gebiet der Notfallrettung vor­
enthalten bleibe, wiegt diese Ein­
buße nicht schwer, weil das private 
Unternehmen bei dieser gesetzli­
chen Beschränkung seiner Tätigkeit 
keinen Bedarf an Mitarbeitern hat, 
die in der Notfallrettung ausgebil­
det sind. ( ... ) 

1.2 § 5 Abs. 1 RDG-Berlin verstößt 
auch nicht gegen den Gleichheits­
satz. ( ... ) 

Diese Ungleichbehandlung is~ sach­
lich gerechtfertigt, denn zWischen 
den Hilfsorganisationen und den 
sonstigen privaten Einricht~~gen be­
stehen im Hinblick auf RIsiko und 
Nutzen ihrer Beteiligung an der N?t­
fallrettung gewichtige Unterschie­
de. Die in § 5 Abs. 1 Satz 2 RDG-Ber­
lin genannten Hilfsorganisa~ionen 
sind und waren im Unterschied zu 

sonstigen privaten Unternehmen 
dem Gesetzgeber von vornherein in 
ihrer Struktur und Dauerhaftigkeit 
bekannt; sie hatten sich in der Ver­
gangenheit in der Notfallrettung be­
währt. Schon deshalb durfte der Ge­
setzgeber die Übertragung dieser 
Aufgabe auf sie erleichtern und ih­
re Beteiligung an der Notfallrettung 
belassen. 

Dem Gesetzgeber war es auch nicht 
verwehrt, mit § 5 Abs. 1 Satz 3 RDG­
Berlin eine Regelung zu treffen, die 
es der Senatsverwaltung ermöglicht, 
sonstige private Einrichtungen von 
dieser Aufgabe fernzuhalten. Die 
Notfallrettung gestaltet sich in ihrer 
Organisation und Koordination we­
sentlich einfacher und ist vor allem 
naturgemäß weniger störanfällig, 
wenn der Kreis der an ihr Beteilig­
ten - so es die Bedarfslage zuläßt 
- klein und überschaubar bleibt. 

Die Bevorzugung, die das Rettungs­
dienstgesetz-Berlin den Hilfsorgani­
sationen zuteil werden läßt, recht­
fertigt sich auch im Hinblick auf ihre 
Unverzichtbarkeit beim Katastro­
phenschutz und beim Zivilschutz im 
Rahmen der Genfer Konvention . 
Diese Sanitätsorganisationen kön­
nen nicht nur eine große Zahl von 
Helfern einsetzen, sie verfügen auch 
über die entsprechende Ausrüstung 
für den Katastropheneinsatz (vgl. § 
5 Berliner Verordnung über die Er­
weiterung des Katastrophenschutzes 
vom 25. März 1974 - Berliner GVBI 
S. 683) . Sind sie aber beim Katastro­
phenschutz wegen der Zahl ihrer 
Helfer und ihrer Ausrüstung unver­
zichtbar, dann gewinnt die Allge­
meinheit einen weiteren Vorteil, 
wenn die Hilfsorganisationen zu­
gleich in der Lage Sind .. Notfallre~­
tung durchzuführen. Dies setzt frei­
lich voraus, daß sie für den Kata­
strophenfall Kapazitäten vorhalten 
und in der Notfallrettung geübt 
sind . Die mit dem Vorhalten der Ka­
pazitäten verbundene wirtschaftli­
che Belastung wird gemildert und 
die gewünschte Geübtheit nur er­
zielt, wenn Kapazitäten und Helfer 
auch außerhalb von Katastrophen 
eingesetzt werden und ausgelastet 
sind . Geübte Notfallretter wären 
zwar auch die privaten Kranken­
transportunternehmen, wenn sie zur 
Notfallrettung zugelassen wären . 
Der Einsatz der privaten Kranken­
transportunternehmen ginge aber­
was die Ausnutzung der Kapazitä­
ten betrifft - zu Lasten der Hilfsor­
ganisationen und böte zudem im 
Katastrophenfall einen geringeren 
Vorteil , denn die privaten Kranken­
transportunternehmen wären nicht 

im gleichen Maße in die Katastro­
phenschutzmaßnahmen der Hilfsor­
ganisationen eingebunden wie de­
ren eigener Notfallrettungsdienst. 

Bei seiner Regelung in § 5 Abs. 1 
Satz 3 RDG-Berlin, privaten Einrich­
tungen nur ausnahmsweise die Auf­
gabe der Notfallrettung zu übertra­
gen, durfte der Gesetzgeber davon 
ausgehen, daß mit den persönlichen 
und sächlichen Mitteln der Feuer­
wehr und der legitimerweise bevor­
zugten Hilfsorganisationen die be­
darfs- und fachgerechte Versorgung 
der Bevölkerung mit Leistungen der 
Notfallrettung (§ 2 Abs. 1 RDG-Ber­
lin) sichergestellt ist. ( ... ) 

2. Hat der Landesgesetzgeber aus 
den genannten Gründen den Not­
fallrettungsdienst im Einklang mit 
der Rechtsordnung einer staatlichen 
Behörde zugewiesen, so bedarf die 
Klägerin der besonderen Übertra­
gung dieser Aufgabe, wenn sie im 
Lande Berlin Notfallrettung betrei­
ben will. Ein Anspruch auf Übertra­
gung steht ihr aber nicht zu . Auch 
der hilfsweise gestellte Verpflich­
tungsantrag ist unbegründet. 

§ 5 Abs. 1 RDG-Berlin ermächtigt die 
Senatsverwaltung, die Aufgabe der 
Notfallrettung an Hilfsorganisatio­
nen und an private Einrichtungen zu 
übertragen, zwingt sie aber nicht da­
zu . Die in der Notfallrettung einzu­
setzenden persönlichen und sächli ­
chen Mittel zu bestimmen, d. h. den 
zahlenmäßigen Umfang des Ret­
tungspersonals, die Art und die An­
zahl der benötigten Notarzt- und 
Rettungswagen sowie gegebenen­
falls den Anteil der Hilfsorganisatio­
nen und privaten Einrichtungen dar­
an festzusetzen, obi iegt dem 
Beklagten im Rahmen seiner Orga­
nisationsgewalt; deshalb sind dies­
bezügliche Rechte Dritter, jedenfalls 
soweit sie bisher an der Notfallret­
tung nicht beteiligt sind, grundsätz­
lich ausgeschlossen. 

Ob und wieweit die Klägerin gleich­
wohl im Hinblick darauf, daß die 
Schaffung des Verwaltungsmonopols 
- wie oben ausgeführt - ihre Be­
rufsfreiheit berührt, gegen die Be­
klagten ausnahmsweise einen An ­
spruch auf ermessensfehlerfreie Be­
scheidung ihres Antrags auf 
Übertragung der Notfallrettung hat, 
kann letztlich dahinstehen. ( ... ) 

(BVerwG 3 C 17.92) 
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VEREINTE NATIONEN 

Die Bewältigung der Flüchtlingsströme: 

Zunahme der Zusammenarbeit 
zvvischen 

UNHCR und NATO 

Das Amt des Hohen Flüchtlings­
kommissars der Vereinten Nationen 
(UNHCR - United Nations High Com­
missioner for Refugees) ist diejenige 
Sonderorganisat ion der Vereinten 
Nationen, die sich im Auftrag der 
Völkergemeinschaft um den inter­
nationalen Schutz von Flüchtlingen 
und um eine dauerhafte Lösung für 
die Flüchtlingsproblematik bemüht. 
Nachdem das Amt des Flüchtlings­
kommissars 1951 für eine begrenz­
te Zeit eingerichtet worden war, um 
Lösungen für die Probleme im Zu­
sammenhang mit Flüchtlingen und 
Vertriebenen zu erarbeiten, die nach 
dem Zweiten Weltkrieg noch immer 
in Lagern in Deutschland, Italien und 
Österreich lebten, wurde sein Man­
dat infolge neuer Flüchtlingsströme 
und der zunehmenden Komplexität 
der Flüchtlingsproblematik immer 
wieder verlängert. Allein im Jahr 
1993 nahm die Zahl der Flüchtlinge 
weltweit täglich um etwa 10000 zu. 
Das Amt des Flüchtlingskommissars, 
das bereits zweimal mit dem Frie­
densnobelpreis ausgezeichnet wor­
den ist, sorgt derzeit für den Schutz 
und die Unterstützung von an­
nähernd 19 Millionen Flüchtlingen 
auf der ganzen Welt. 

Mit seinen 3 000 Mitarbeitern 
und zahllosen Partnern für die 
Durchführung bestimmter Aufgaben 
nimmt das Amt entweder an großen 
Hilfsprogrammen teil oder leitet sol­
che Programme selbst; dabei verfügt 
es über einen Jahresetat, der sich in 
den letzten fünf Jahren verdoppelt 
hat und nun mehr als eine Milliarde 
US-Dollar beträgt. Neben seiner sat­
zungsgemäßen Aufgabe, Flüchtlin-

* Der Autor, Jose Maria Mend iluce, ist Vertre­
ter des Hohen Fl ücht lingskommissars der Ver­
einten Nationen f ür die Beneluxst aat en und 
die europäischen Institutionen. 
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gen Schutz und Hilfe zu gewähren, 
ist das Amt des Flüchtlingskommis­
sars auch mit großangelegten Rück­
führungs- und Wiedereingliede­
rungsprogrammen befaßt, um 
Flüchtlingen bei der Rückkehr in ih­
re Heimat und dem Wiederaufbau 
(w ie z. B. in Kambodscha und Mo­
sambik) behilflich zu sein; Hilfe lei ­
stet es auf Ersuchen des Generalse­
kretärs auch vielen der 25 Millionen 
Menschen auf der Welt, die inner­
halb der Grenzen ihres eigenen Lan­
des vertrieben wurden. 

Neue Chancen, 
neue Aufgaben 

Die wachsende Zahl der Flücht­
linge - von 1960 bis 1993 stieg ihre 
Zahl von 1,4 Mio. auf sage und 
schreibe 19 Mio. an - ist ein drama­
tisches Spiegelbild unserer heutigen 
Welt. Viele glaubten, das Ende des 
Kalten Krieges und der Zusammen­
bruch der ehemals kommunistischen 
Regime würden rasch den Weg für 
die Lösung einer Reihe seit langem 
bestehender Konflikte sowie für die 
Schaffung einer neuen Weltordnung 
frei machen. Man hoffte, eine solche 
Ordnung werde die Rückführung 
zehntausender Flüchtlinge in ihre 
Heimatländer erleichtern, da sie der 
Völkergemeinschaft erlaubte, Mittel 
von kostspieligen Wartungs- und In­
standsetzungsprogrammen abzu­
ziehen und für die Wiederaufbau­
arbeit in ehemaligen Kriegsgebieten 
zu verwenden . 

Die Lage nach dem Kalten Krieg 
erweist sich inzwischen als deutlich 
komplizierter, als zunächst erwartet 
worden war; sie ist sowohl durch 
Chancen für die Lösung seit langem 
bestehender Konflikte und somit für 

die freiwillige Rückkehr von Flücht­
l ingen als auch durch neue Krisen 
gekennzeichnet, die in ihren Di ­
mensionen und in ihrer Vielschich­
tigkeit über alle Konflikte seit dem 
Zweiten Weltkrieg hinausgehen . 
"Der Abbau der Ost-West-Spannun­
gen hat neue Möglichkeiten für die 
internationale Zusammenarbeit im 
Hinblick auf die Beilegung von Strei­
tigkeiten geschaffen . Die Stellver­
treterkriege der letzten Jahrzehnte 
haben jedoch eine Eigendynamik 
entwickelt. nachdem sich die eigent­
lichen Gegner nun zurückgezogen 
haben und ein verheerendes Rü­
stungsarsenal in die Hände rivalisie­
render Gruppen gefallen ist", heißt 
es in einem kürzlich erschienenen 
Buch über die Lage der Flüchtlinge 
auf der Welt . ..In vielen der seit kur­
zem unabhängigen Staaten, die in­
folge der Auflösung der Sowjetuni­
on entstanden sind, beobachten wir 
gewa ltsame Auseinandersetzungen 
aus ethnischen oder ideo logischen 
Gründen oder einfach aufgrund von 
Machtkämpfen. Einige dieser Staa­
ten in anderen Regionen der Welt 
sind auseinandergefallen oder in sich 
zusammengefallen . Aus allen Ge­
bieten, in denen diese neuen bzw. 
die alten Formen der Instabilität 
herrschen, ist die Bevölkerung ge­
flohen, um der Verfolgung und der 
Gewalt zu entgehen. Der gleiche Ab­
bau von Spannungen, der verhin ­
derte, daß aus den Konflikten der 
letzten Zeit die Sch lachtfelder des 
Kalten Krieges wurden, bedeutete 
jedoch auch, daß diese Konflikte und 
ihre Opfer in den höchsten Gremien 
der internationalen Politik ignoriert 
werden konnten, vor allem wenn sie 
nicht die mutmaßlichen Interessen 
einflußreicher Staaten berührten. " 1) 

Kambodscha, in dem 1993 unter 
der Aufsicht der Vereinten Natio-
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nen mit Erfolg Wahlen abgehalten 
wurden und in das mit Hilfe des 
UNHCR mehr als 360 000 Flüchtlin­
ge und vertriebene Personen recht­
zeitig zu den Wahlen zurückkehren 
konnten, ist ein Beispiel für mögli ­
che Lösungen . Gleichzeitig hat die 
Krise im ehemaligen Jugoslawien 
und insbesondere der grausame 
Krieg in Bosnien-Herzegowina zu 
der schlimmsten humanitären Krise 
Europas seit 1945 geführt. Auch in 
Afrika kam es zum Ausbruch ethni­
scher Gewalt, die massive Umsied­
lungen zur Folge hatte. Ende 1993 
verließen z. B. in nur wenigen Ta­
gen mehr als 600 000 Flüchtlinge 
Burundi . Die Konflikte aufgrund 
ethnischer, religiöser oder nationa­
listischer Rivalitäten, die bereits aus­
gebrochen sind oder in verschiede­
nen Republiken der ehemaligen So­
wjetunion und in Afrika ausbrechen 
könnten, die Zerstückelung oder 
der Zusammenbruch von Staaten 
und die Verbreitung nationalisti ­
scher Tendenzen sowie die Zunah­
me des religiösen Fundamentalis­
mus lassen nicht viel Raum für Op­
timismus . Es ist sogar eher 
wahrscheinlich, daß die Völkerge­
meinschaft in den nächsten Jahren 
mit noch nie dagewesenen huma­
nitären Aufgaben konfrontiert sein 
wird . Zwangsumsiedlungen sind 
nicht bloß eine Nebenwirkung po­
litischer Krisen und Konflikte, son­
dern sie sind ein destabilisierender 
Faktor, der den Frieden und die Si­
cherheit der jeweiligen Nachbar­
staaten gefährden kann. 

Humanitäre 
Organisationen 
und das Militär 

Seit dem Golfkrieg sind der Völ­
kergemeinschaft durch eine Reihe 
von Krisen allmählich die Wechsel ­
wirkungen zwischen humanitären 
Maßnahmen und der Beilegung bzw. 
Verh ütung von Konflikten bewußt 
geworden, und sie ist sich nun dar­
über im klaren, daß politische Initiati­
ven auf internationaler Ebene mit 
humanitärer Hilfe verbunden wer­
den müssen. Angesichts dieser Wech­
selwirkungen wird nun bei Friede~s­
operationen der Vereinten NatiO­
nen humanitären Maßnahmen 
zunehmend Bedeutung beige­
messen, und manchmal, wie z. B. in 
Bosnien-Herzegowina, stehen sie so­
gar im Vordergrund. In seiner Agen­
da für den Frieden verweist der Ge­
neralsekretär der Vereinten Natio­
nen mit deutlichen Worten auf 
einige der Herausforderungen, mi~ 
denen die Völkergemeinschaft bel 

der Verknüpfung militärischer und 
humanitärer Maßnahmen konfron­
tiert ist. 

Einige Beispiele für die Mitarbeit 
des UNHCR bei friedenserhaltenden 
Operationen der letzten Jahre bie­
ten die Erfahrungen in MitteIameri­
ka, wo der Hohe Flüchtlingskom­
missar zum Erfolg des dortigen Frie­
densprozesses beitrug, indem er im 
Hinblick auf die Rückkehr und Wie­
dereingliederung von Nicaraguanern 
und Salvadorianern eng mit der Be­
obachtermission der Vereinten Na­
tionen in Nicaragua (ONUCA) und EI 
Salvador (ONUSAL) zusammenar­
beitete. Weitere Beispiele für diese 
Art der Zusammenarbeit bieten die 
erfolgreichen Operationen in Nami­
bia und Kambodscha, wo das Amt 
des Flüchtlingskommissars ebenfalls 
eine Schlüsselrolle spielte, als sicher­
gestellt werden mußte, daß die 
Flüchtlinge rechtzeitig vor den als 
Teil eines Friedensabkommens ver­
einbarten Wahlen zurückkehren 
konnten. 

Die Vielschichtigkeit und das Aus­
maß von Krisen wie dem Konflikt im 
ehemaligen Jugoslawien oder auch 
der Lage der kurdischen Flüchtlinge 
und vertriebenen Personen im Nord­
irak führten jedoch zu einem Wen­
depunkt in dieser Zusammenarbeit 
und bildeten einen Prüfstein für die 
Fähigkeit humanitärer Organisatio­
nen und insbesondere des UNHCR, 
in einem neuen Umfeld zu arbeiten. 
Diese Krisen sind nämlich die ersten 
Beispiele für eine Zusammenarbeit 
zwischen dem UNHCR und Streit­
kräften bei noch nicht beendeten 
bewaffneten Konflikten. Heute sind 
sie Gegenstand zahlreicher Analysen 
und Diskussionen. 

"Die logistischen Möglichkeiten 
militärischer Organisationen und 
ihre Fähigkeit zu schnellen Dislo­
zierungen durch die Mobilisierung 
von Transport- und Kommunikati ­
onsmitteln sowie von lebenswich­
tigen Versorgungsgütern können 
bei Flüchtlingskrisen im Rahmen 
bewaffneter Konflikte eine unver­
zichtbare Hilfe darstellen . " 2) Das 
Amt des Flüchtlingskommissars hat 
nicht nur eine enorme Anstrengung 
unternommen, um auf Notfälle 
besser reagieren zu können und 
seine Mitarbeiter besser für ihre 
Aufgaben bei offenen Konflikten 
auszurüsten, sondern es hat unter 
humanitären Organisationen auch 
eine führende Rolle in bezug auf 
den Einsatz militärischer Ressour­
cen zur Unterstützung humanitärer 
Maßnahmen übernommen. 

Durch die "Abordnung" von Mi­
litärs, insbesondere von Experten für 
Fernmeldewesen und Logistik, die in 
Zivil innerhalb der UNHCR-Struktu­
ren mitarbeiten, erhält das Amt 
nicht nur das erforderliche Personal, 
sondern kann sich auch militärische 
Erfahrung und technisches Know­
how zunutze machen. Ehemals mi­
litärisches Personal hat bei schwieri­
gen Operationen im Zusammenhang 
mit dem Transport humanitärer Hil­
fe, dem Aufbau von Versorgungs­
netzen und der Verwaltung großer 
Hilfsgüterlager, die insbesondere in 
Konfliktgebieten bei umfangreichen, 
komplexen Operationen von ent­
scheidender Bedeutung sind, eine 
Schlüsselrolle gespielt. 

Ein weiteres Beispiel für den Ein­
satz militärischer Ressourcen zur Un­
terstützung humanitärer Maßnah­
men sind die Luftbrücken für Hilfs­
güter und dringend benötigtes 
Personal im Rahmen einiger drin­
gender Operationen, z. B. bei der 
Luftbrücke zur Versorgung Saraje­
wos. Die Maschinen vom Typ Her­
cules und andere Flugzeuge, die 
von den beteiligten Staaten (in der 
Mehrheit NATO-Mitglieder) zur Ver­
fügung gestellt worden sind, haben 
bereits zur Rettung Hunderttau­
sender beigetragen. Zur Verbesse­
rung der Lufttransportkapazitäten, 
insbesondere bei Großraumtrans­
portern, wird im europäischen Rah­
men ein neues Großflugzeug mit 
der Projektbezeichnung "FLA-Fu­
ture-Large-Aircraft" entwickelt. Die 
Entwicklungsphase ist für 1996 bis 98 
vorgesehen . 

Das ehemalige 
Jugoslawien 

Eines der wichtigsten Beispiele für 
die Zusammenarbeit zwischen Mi ­
litärs und dem UNHCR bilden die 
derzeitigen Operationen im ehema­
ligen Jugoslawien, vor allem in Bos­
nien-Herzegowina . Sie stellen die 
umfangreichsten und wahrscheinlich 
kompliziertesten Operationen der 
jüngsten Geschichte dar und werden 
durch die anhaltenden Kämpfe, die 
schlechten Wetterbedingungen und 
insbesondere durch die Haltung der 
kriegführenden Parteien beein­
trächtigt. Das Amt des Flüchtlings­
kommissars hat zwar die Verant­
wortung für die Unterstützung von 
nahezu vier Millionen Menschen 
(2,7 Mio. allein in Bosnien-Herzegowina) 
übernommen, aber diese schwierige 
Aufgabe hätte nicht ohne die Hilfe 
und Mitarbeit des Militärs beWältigt 
werden können . Der Einsatz der 
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VEREINTE NATIONEN . ~~~ 

Schutztruppen der Vereinten Natio­
nen (UNPROFOR) im Einklang mit 
der Resolution 776 des Sicherheits­
rates bildet eine neue Form der un­
terstützenden Beteiligung von Streit­
kräften der Vereinten Nationen an 
humanitären Maßnahmen: Sie ge­
ben Hilfskonvois Geleitschutz. Trotz 
aller Hindernisse, Angriffe und Zwi ­
schenfälle, welche die Sicherheit der 
Beteiligten gefährden, werden in 
Bosnien jeden Tag mehr als 1 000 Ton­
nen Hilfsgüter verteilt; se it dem Be­
ginn des Konfliktes sind bereits über 
1 200 solcher Zwischenfälle im Zu­
sammenhang mit Hilfspersonal ge­
meldet worden. 

Es muß jedoch betont werden, 
daß sich die Zusammenarbeit zwi ­
schen dem UNHCR und dem Militär 
nicht auf die UNPROFOR-Truppen 
beschränkt. Seit dem Beginn seiner 
Arbeit in Bosnien-Herzegowina und 
Kroatien hat sich das Amt des Flücht­
lingskommissars in verschiedenen 
Bereichen militärische Erfahrungen 
zunutze gemacht. Das wichtigste 
Beispiel für eine solche Zusammen­
arbeit ist die Luftbrücke zur Versor­
gung Sarajewos, die bisher größte 
Operation dieser Art, in deren Rah­
men seit ihrem Beginn im Juni 1992 
mit 8 120 Flügen mehr als 93 000 Ton­
nen Hilfsgüter in die Stadt transpor­
tiert wurden . 

Die Luftbrücke für Sarajewo wird 
von einem gemeinsamen UNHCR­
Militär-Stab durchgeführt, der in 
Genf vor Ort vertreten ist, sich aus 
Angehörigen der Streitkräfte der 
beteiligten Staaten zusammensetzt 
und dem UNHCR untersteht. Die Ab­
wurfoperationen sind ebenfalls ei­
ne gemeinsame UNHCR-Militär­
Maßnahme, die unter der Ägide des 
UNHCR für bestimmte Zielgebiete 
und Arten von Hilfsgütern durch­
geführt wird . Dabei wurden von Fe­
bruar 1993 bis Februar 1994 mehr 
als 13000 Tonnen Hilfsgüter abge­
worfen . 

Aufgrund dieser Erfahrungen ist 
der Hohe Flüchtlingskommissar der 
Ansicht, daß solche gemeinsamen 
Operationen mit professioneller mi­
litärischer Unterstützung im Hinblick 
auf künftige Aktivitäten ähnlicher 
Art weiter ausgebaut und konsoli­
diert werden sollten . Der Nutzen mi­
litärischen und humanitären Know­
hows für umfangreiche und kom­
plexe humanitäre Operationen zählt 
zu den positivsten Lehren, die das 
Amt des Flüchtlingskommissars aus 
seinen Erfahrungen am Golf und im 
ehemaligen Jugoslawien ziehen 
konnte. 
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Politische, 
militärische und 
humanitäre 
Maßnahmen 

Der Erfolg von humanitären Maß­
nahmen oder von Operationen mit 
einer humanitären und einer mi­
litärischen Komponente ist letztlich 
von Maßnahmen abhängig, die auf 
politischer Ebene getroffen werden. 
Ohne Fortschritte auf dieser Ebene, 
d. h. ohne politische Lösungen, kann 
die militärisch-humanitäre Zusam­
menarbeit nicht zum Erfolg führen . 
Es ist gebührend zu berücksichtigen, 
daß im Interesse der Opfer der heuti­
gen Konflikte - nämlich der unschul­
digen Zivilisten - bei den Maßnah­
men, die im politischen, militärischen 
und humanitären Bereich getroffen 
werden, ein Synergieeffekt erreicht 
werden muß. Die bisherigen Erfah­
rungen mit dieser Form der Zusam­
menarbeit - sei es im ehemaligen Ju­
goslawien oder in Somalia - müssen 
im Hinblick auf zahlreiche wichtige 
Lehren genau analysiert werden . Das 
wachsende Interesse an militärischen 
Operationen mit einer humanitären 
Komponente fördert dabei eine De­
batte, die über die Zukunft dieser Art 
von Zusammenarbeit geführt wird 
und an der sich nichtstaatliche Orga­
nisationen aktiv beteiligen. 

Genauso wie militärisches Know­
how gibt es auch so etwas wie hu­
manitäres Know-how, wenn es dar­
um geht, allgemeine humanitäre 
Prinzipien zu verteidigen und einen 
Beitrag zum Schutz der Opfer von 
bewaffneten Konflikten zu leisten. 
Die Achtung humanitärer Grundsät­
ze sowie der Rolle und der Manda­
te humanitärer Organisationen ist 
eine Conditio sine qua non für die 
wirksame, koordinierte Durch­
führung von politisch-militärisch-hu­
manitären Maßnahmen der Zusam­
menarbeit. 

Die wichtigste Voraussetzung für 
eine effiziente Zusammenarbeit be­
steht darin, daß sich die Beteiligten 
besser kennen lernen . Daher ist es 
unerläßlich, die jetzigen bzw. die po­
tentiellen Teilnehmer an militäri ­
schen Operationen mit einer huma­
nitären Komponente auch entspre­
chend auszubilden. Eine zweite 
Voraussetzung ist ein besserer Ein­
blick in die Befehlsstrukturen und 
operativen Durchführungsmecha­
nismen der jeweils anderen Seite. In 
diesem Zusammenhang werden im 
Rahmen der Vereinten Nationen, ins­
besondere in der Abteilung für frie­
denserhaltende Operationen, sowie 
bei humanitären Organisationen be­
reits enorme Anstrengungen unter-

nommen . Ergänzt werden diese 
Bemühungen durch zahlre iche Kon­
ferenzen, Debatten und Ausbil­
dungsin itiativen seitens der Streit­
kräfte einer Reihe von Staaten sowie 
seitens multilateraler Organisatio­
nen einschließlich der NATO. 

Die Zusammenarbeit zwischen 
dem UNHCR und der NATO nimmt 
stetig zu, was in vermehrten Kon­
takten und in verstärkter Zusam­
menarbeit zum Ausdruck kommt; 
dazu zählt auch die Te ilnahme des 
UNHCR an Lehrgängen und Semina­
ren der NATO in Oberammergau 
und an denen des Nordatlantischen 
Kooperationsrates, die im Hinblick 
auf die Möglichkeit veranstaltet wer­
den, daß sich die NATO bzw. die na­
tionalen Streitkräfte ihrer Mitglie­
der sowie ihre Partner in Mittel- und 
Osteuropa an Operationen mit einer 
humanitären Komponente beteili­
gen. Frau Sadako Ogata, die derzei­
tige Hohe Flüchtlingskommissarin, 
äußert sich dazu in ihrem Vorwort 
zu dem Buch "The state of the 
world's refugees: the challenge of 
protection " folgendermaßen : 

"Die Frage der Flüchtlinge und 
vertriebenen Personen steht heute 
nicht nur wegen ihrer humanitären 
Bedeutung ganz oben auf der in­
ternationalen Tagesordnung, son­
dern auch wegen ihrer Auswirkun­
gen auf den Frieden, die Sicherheit 
und die Stabilität. Die Welt kann kei­
ne neue Ordnung herbeiführen, 
wenn sie nicht das Problem der Ver­
teidigung in den Griff bekommt. " 3) 

Wir stehen vor gewaltigen Auf­
gaben, die weder von den huma­
nitären Organisationen allein noch 
ohne ihre Mitarbeit bewältigt wer­
den können . Ob die Völkergemein­
schaft dieser Herausforderung ge­
wachsen ist oder an ihr scheitert, ist 
davon abhängig, ob sie innovative 
Antworten findet, mit denen sich 
das Engagement und das jeweilige 
Know-how aller Beteiligten mobili­
sieren lassen. Das nackte Überleben 
von Millionen von Menschen steht 
auf dem Spiel. Das Amt des Hohen 
Flüchtlingskommissars ist bereit, bei 
der Bewältigung dieser Aufgabe eng 
mit der NATO zusammenzuarbeiten. 

Anmerkungen 
1) The state of the world's refugees : 

the challenge of protection, UNH­
eR, Penguin Books, 1993, 5. 2. 

2) A . a. 0., 5. 78. 

3) aA. a. 0 ., 5. 111 . 

Diese r Beitrag w urde dem NATO -Brief, 
Nr. 2, April 1994, S. 23 bis 26 mit freundlicher 
Genehmigung der Redakt ion entnommen. 
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SCHWERES UNGLÜCK DES 
SEENOTKREUZERS ALFRIED KRUPP 
Auf der Rückfahrt von einem Einsatz 
in der Nacht vom 1. auf den 2. Ja­
nuar 1995 ist der Seenotkreuzer AL­
FRIED KRUPP/Station Borkum von 
schweren Grundseen und gewalti­
gen Wassermassen erfaßt worden 
und durchgekentert. Zwei Mann der 
vierköpfigen Besatzung, Vormann 
Bernhard ["Bernd"J Gruben und Ma­
schinist Theo Fischer, haben das Un­
glück nicht überlebt. Für sie ist der 
Einsatz für einen niederländischen 
Kollegen zur letzten Fahrt gewor­
den. 

Bernhard Gruben und Theo Fi ­
scher waren seit 1976 für die DGzRS 
tätig. Gruben begann am 6. März 1976 
als 2. Vormann auf der ADOLPH 
BERMPHOL, die seinerzeit auf Hel­
goland stationiert war. Am 1. Sep­
tember wurde er 1. Vormann auf der 
GEORG BREUSING. 1977 kehrte er 
auf die Station Helgoland zurück 
und tat Dienst auf dem Seenotkreu­
zer HERMANN RITIER. Seit 19. No­
vember 1988 war er als 2. Vormann 
auf der ALFRIED KRUPP tätig . 

Theo Fischer kam am 10. Oktober 
1976 zur DGzRS. Zuerst war er auf 
Borkum als 3. Maschinist auf der 
GEORG BREUSING tätig, ab 1. Okto­
ber 1978 als 2. Maschinist und spä­
ter in dieser Funktion auf der 
ALFRIED KRUPP. 

Bernd Gruben und Theo Fischer 
waren zwei äußerst erfahrene Ret­
tungsmänner, die in schwersten und 
beispielhaften Einsätzen zahlreichen 
Menschen das Leben gerettet haben. 

Bernd Gruben hinterläßt Frau und 
fünf Kinder, Theo Fischer Frau und 
drei Kinder. 

Die beiden Rettungsmänner Bern­
hard ("Bernd") Rande und Dietrich 
Vehn haben das tragische Unglück 
überlebt. Während Bernd Rande 
schon nach kurzer Zeit aus dem 
Krankenhaus entlassen werden 
konnte, mußte sich Diederich Vehn 
einer Operation eines komplizierten 
Bruchs des rechten Fußgelenks un­
terziehen. 

Beide wurden einige Tage nach 
dem schrecklichen Ereignis von Mit­
arbeitern der DGzRS zum Hergang 
des Unglücks befragt. Nach heuti­
gem Kenntnisstand hat sich sonst 
fo lgendes zugetragen: 

Am 1. Januar 1995 waren in 
schwerem Sturm zwei holländische 

Seenotrettungsboote von Fracht­
schiffen zur Hilfe gerufen worden, 
die sich vor der niederländischen Kü­
ste in Schwierigkeiten befanden. 

Hierbei wurde ein holländischer 
Kollege von Bord gerissen. Über RCC 
Ijmuiden wurde umgehend eine 
Suchaktion eingeleitet, an der sich 
auch der Borkumer Seenotkreuzer 
ALFRIED KRUPP beteiligte. Nach ca. 
zweieinhalb Stunden konnte der 
Schiffbrüchige in der aufgewühlten 
Nordsee von einem Hubschrauber 
entdeckt und geborgen werden. Die 
an der Suche beteiligten Einheiten 
konnten somit den Heimathafen an­
steuern. Allerdings: Rettungsmann 
Bernhard Runde hatte sich bereits 
auf der Fahrt ins Suchgebiet Ge­
sichtsverletzungen zugezogen und 
befand sich auf der Rückfahrt unter 
Druck. 

Um 22.14 Uhr geschah dann das 
Unfaßbare. Vormann Bernhard Gru­
ben stand, durch Leinen gesichert, 
auf der Backbordseite des oberen 
Fahrstands. Theo Fischer, der ihn als 
Ausguck und Ersatzmann für den 
verletzten Bernhard Runde unter­
stützte, war gerade auf dem Weg in 
den Maschinenraum. 

Diederich Vehn wiederum war im 
unteren Fahrstand für Navigation 
und Kommunikation zuständig . In 
diesem Moment wurde die ALFRIED 
KRUPP von mehreren außerge­
wöhnlichen Grundseen und gewal­
tigen Wassermassen erfaßt. Der See­
notkreuzer war aus dem Kurs ge­
dreht und überrollt worden und 
durchgekentert. 

Er setzte in 180-Grad-Lage, also 
kieloben, mit geballter Wucht durch, 
wobei Teile der Ausrüstung aus ih­
rer Verankerung rissen, sich in die 
Decke bohrten und dort stecken­
blieben. Das Schiff, als Selbstauf­
richter gebaut, richtete sich nach 
dem harten Schlag unverzüglich wie­
der auf. Theo Fischer war jedoch 
nicht mehr an Bord. 

Bernhard Gruben dagegen hatte 
die Durchkenterung angeleint über­
standen, war aber verletzt. Diede­
rich Vehn im unteren Fahrstand hat­
te sich einen Bruch des Fußgelenks 
zugezogen. 

Zwei Scheiben des Kreuzers wa­
ren eingeschlagen, es drang Wasser 
ein, das die gesamte Elektrik be-

schädigte und unklar machte. Die 
beiden Seitenmotoren stellten sich 
durch Öldruckmangel bzw. Über­
dehnzahl automatisch ab. Auch die 
Mittelmaschine war durch die Schä­
den nicht mehr betriebsbereit . Der 
Seenotkreuzer war damit manövrier­
unfähig, ohne Antrieb, ohne elek­
trische Versorgung . Der Mast war 
geknickt, die Reeling niederge­
drückt, der obere Fahrstand schwer 
beschädigt. Über ein Funkgerät ge­
lang es den Rettungsmännern noch, 
einen letzten Notruf abzusetzen; da­
nach fiel auch dieses Gerät aus. So­
mit war jegliche Funkkommunikati­
on unterbrochen . Die Besatzung 
schoß Notsignale, die von Land ge­
sehen wurden. 

Suchmaßnahmen, koordiniert von 
RCC Ijmuiden in enger Zusammenar­
beit mit MRCC BREMEN, liefen an. Ein 
SAR-Hubschrauber der Bundesmari­
ne war zuerst vor Ort und entdeckte 
den Havaristen gegen 23.50 Uhr. Ne­
ben weiteren fliegenden SAR-Ein­
heiten hatten deutsche und hollän­
dische Rettungsboote Kurs auf den 
Unglücksort genommen. Von Bord 
des Hubschraubers wurden mehr als 
zehn Abbergeversuche unternom­
men. Während die beiden Rettungs­
männer sich am Aufbau des Havari­
sten sicherten, hielt sich der Vormann 
am Sicherheits-Strecktau fest und ver­
suchte, Mitte Vorschiffe das Winden­
seil zu greifen, was aber wegen der 
schweren See und der heftigen Roll­
bewegungen der ALFRIED KRUPP (bis 
etwa 100 Grad/Seite Deck vollständig 
zu Wasser) nicht gelang. 

Bernhard Gruben entschloß sich, 
sich mit seinen beiden Kollegen 
zurück in den Aufbau zu hangeln. 
Während sich Bernd Runde und Die­
derich Vehn noch in Sicherheit brin­
gen konnten, kam er selbst dort 
nicht mehr an . Er wurde offensicht­
lich von einer weiteren See über 
Bord gerissen. Das Lichtsignal an der 
Rettungsweste war noch kurz zu se­
hen, dann verschwand es. 

Unter schwierigsten Bedingungen 
gelang es der Besatzung des See­
notkreuzers OTIO SCHÜLKE, der von 
Norderney aus bei Windstärke bis 10 
Beaufort und gegenan Kurs auf den 
Unglücksort genommen hatte, sich 
an den Havaristen heranzu­
manövrieren und eine Leinenver­
bindung herzustellen. 
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Als anschließend ein holländisches 
Rettungsboot längsseits ging und ein 
Besatzungsmitglied überstieg, wur­
de zur Gewißheit, was nach dem 
Notruf befürchtet werden mußte: 
Vormann und Maschinist waren nicht 
mehr an Bord der ALFRIED KRUPP. 

An der gezielten Suche, die bis in 
die Abendstunden des 4. Januar 1995 
dauern sollte, waren zahlre iche Ein­
heiten in der Luft und zu Wasser be­
teiligt : Hubschrauber der Bundes­
marine und der niederländischen 

Marine, Schiffe von Bundesgrenz­
schutz, Zoll und niederländischen 
Behörden, ein Tonnen leger, dazu die 
MELLUM (ein Fahrzeug der Wasser­
und Schiffahrtsverwaltung) sowie 
Rettungsboote aus Holland und die 
Seenotkreuzer ono SCHÜLKE, WIL­
HELM KAMSEN, HANNES GLOGNER 
und das Seenotrettungsboot JUIST. 
Auch die Fischer von Neuhandinger­
siel waren hinausgefahren, um nach 
den vermißten Kollegen zu suchen. 

Die ALFRIED KRUPP war noch in 
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der Nacht des Unglücks in das nie­
derländische Eemshaven geschleppt 
worden . Von dort aus wurden Bern­
hard Runde und Diederich Vehn so­
fort ins Krankenhaus gebracht. 

Se it Gründung der Deutschen Ge­
sellschaft zur Rettung Schiffbrüchi­
ger am 29 . Mai 1885 haben 45 Ret­
tungsmänner ihr Leben im selbst lo­
sen Einsatz für auf See in Not 
geratene Mitmenschen verloren. 

Quelle : DGzRS, Jahrbuch 1995 
(Auszüge). 

Staatliche Sicherheitsvorsorge 
Rainer Winkler, OTL a. D. 

Im Jahr sechs nach der Wende be­
sitzen unsere Streitkräfte immer 
noch keine Konzeption, ganz zu 
schweigen von einer neuen Struk­
tur. Um so ungestrafter kann der 
Verteidigungshaushalt beschnitten 
werden. Und es ist kein Geheimnis, 
daß die territorialen Strukturen vor 
allem darunter leiden. Immer wie­
der steht die deutsche Außen- und 
Sicherheitspolitik in der Kritik und 
muß sich vorwerfen lassen, sie ha­
be kein Konzept, dümple vor sich 
hin und reagiere nur ereignisorien­
tiert - und dies auch mal in diese, 
mal in jene Richtung. 

Für die Unterrichtung über staat­
liche Sicherheit gelten immer noch 
die zwar überholten, jedoch aus gu­
tem Grund nicht außer Kraft gesetz­
ten Rahmenrichtlinien für Gesamt­
verteidigung, obwohl sich die staat­
liche Sicherheit in der neuen 
sicherheitspolitischen Lage der Bun­
desrepublik völlig neu definiert. 

Sicherheit 
Ausgangspunkt aller Überlegun­

gen ist der neue, erweiterte Begriff 
der Sicherheit. Sicherheit bedeutet 
heutzutage für den Bürger, daß er 
sich und seine Existenz nicht bedroht 
fühlt. Anstatt der früheren militäri ­
schen Bedrohung wird jetzt die Ge­
fährdung der ökonomischen, sozia­
len und ökologischen Sicherheit weit 
stärker empfunden. Und nicht nur in 
der Wahrnehmung des einzelnen 
hat sich dieser Wandel abgespie lt, 
auch der Staat definiert seine Si ­
cherheit in ähnlicher Weise. 

Sicherheitsfragen sind heute nicht 
mehr vornehmlich verteidigungspo­
litische und damit militärische, son­
dern gesamtpolitische Aufgaben. Sie 
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erfordern eine konzeptionelle Be­
trachtung der politischen, ökonomi­
schen, öko logischen, sozia len und 
militärischen Aspekte. ') So steht es 
fast wörtlich im Weißbuch der Bun­
desregierung vom 5. April 1994. 
Wenn aber die mi litärischen Aspek­
te nur einen Teil des sicherheitspoli ­
tischen Spektrums ausmachen, muß 
der Staat neben dem Militär auch in 
anderen Bereichen der Sicherheit In­
strumente entwickeln und einsetzen 
können . Daraus folgt, daß das 
Militär nunmehr nur ein sicherheits­
politisches Instrument der politischen 
Führung sein kann, wenn auch das 
mächtigste (weil gewaltfähige), um 
Risiken zu begegnen und Konflikten 
vorzubeugen oder bereits entstan­
dene beizulegen. Es liegt in der 
Hand des Trägers des Primats der Po­
litik, we lches seiner Instrumente er 
wann einsetzt, um einer gegebenen 
Lage am besten zu begegnen. 

Folgt man dem erweiterten Be­
griff der Sicherheit, dann muß Si ­
cherheitspolitik auch weiter gefaßt 
sein als Verteidigungspolitik . Da uns 
leider mit der "Militärstrategischen 
Zielsetzung" und der "Konzeption 
der Bundeswehr " zwei der drei 
wichtigsten Planungsdokumente 
fehlen (die Konzeptionellen Leitlini ­
en füllen die Lücke nicht) und uns 
somit auch nur veraltete Vorgaben 
zur Verfügung stehen wie z. B. die 
Rahmenrichtlinien Gesamtverteidi ­
gung oder der Allgemeine Umdruck 
Nr. 211 des BMVg, das ZMZ-Hand­
buch, in denen all diese Begriffe und 
ihre Abgrenzungen zueinander ent­
halten sein müßten, müssen wir uns 
aus bisher vorliegenden Dokumen­
ten, Grundsatzreden und veröffent­
lichten Aufsätzen die Definition zu­
sammensuchen. So wird in den Ver­
teidigungspolitischen Richtlinien 

lediglich von "militärischer Sicher­
heitsvorsorge" 2) gesprochen. Auf der 
Suche nach einem Oberbegr iff 
schafft das Weißbuch der Bundesre­
gierung inzwischen Klarheit: 

"Deutsche Sicherheitspolitik ist ei­
ne Politik vorausschauender, ganz­
heit lich angelegter und multi lateral 
vernetzter Sicherheitsvorsorge" .3) 

Dabei ist die Bundeswehr "der 
militärische Träger der Vorsorge für 
die äußere Sicherheit Deutsch ­
lands" . 4) 

Und das verhält sich beim Militär 
genauso wie auf der zivilen Seite: Zi­
vilverteidigung ist auch nur ein Tei l 
der zivi len staatlichen Sicherheits­
vorsorge. Dieser Begriff ist das neue 
Dach, unter dem zivi ler wie militäri­
scher Bereich ihre Aufgaben in inne­
rer und äußerer Sicherheit erfüllen . 

Notfallvorsorge 
Para ll el zu der Betrachtung der 

mi litärischen Seite " ... reiht sich die 
zivile Verteidigung in das einheitli ­
che staatliche Vorsorge- und Gefah­
ren -Abwehrsystem ein, das zusätz­
lich zu Maßna hmen und Vorkeh­
rungen bei friedenszeitlichen 
Katastrophen und im Rahmen der 
Notfallvorsorge auch die Vorsorge 
und den Schutz von Gefahren in Zu­
sammenhang mit einem Verteidi ­
gungsfall umfaßt" .5) 

Wir können, grob gesagt, also 
den Begriff der Notfa llvorsorge un­
ter die staatliche Sicherheitsvorsor­
ge einreihen und immer mit zivilen 
Maßnahmen in Verbindung bringen. 
Es gibt sogar eine Diskussion dar­
über, ob der Begriff der Zivi lvertei­
digung nicht durch " Notfa llvorsor­
ge" abzu lösen sei. 



POLITIK/HINTERGRUND " 

Gesamtverteidigung 
Gesamtverteidigung umfaßt alle 

für die Verteidigung notwendigen 
politischen, mi litärischen und zivilen 
Maßnahmen. Die politische Verant­
wortung für die Gesamtvertei~igu.ng 
trägt die Bundesregierung. Sie gibt 
die Ziele für die organisatorisch ei ­
genständigen Bereiche der militäri ­
schen und zivilen Verteidigung vor, 
die ihre Planungen und Maßnahmen 
eng aufeinander abstimmen müssen. 

Die Abstimmung erfolgt im Rah­
men der Zivil -Militärischen Zusam­
menarbeit (ZMZ), die leistungsfähige 
Verbindungen zwischen den zivilen 
und militärischen Ansprechpartnern 
voraussetzt. Die zivile Verteidigung 
umfaßt die Planung, Vorbereitung 
und Durchführung aller zivilen Maß­
nahmen die zur Herstellung und 
Aufrechterhaltung der Verteidi ­
gungsfähigkeit erforderlich sind. 6) 

Damit ordnet sich die Gesamtver­
teidigung in die staatl~che ~ich~r­
heitsvorsorge als einen Teilbereich ein. 

Bundeswehr 
Aber bleiben wir bei den Funktionen. 

"Die Bundeswehr erfüllt künftig 
zwei verteidigungspolitische .Hau~t­
funktionen : Sie muß zum einen In 
der Lage sein, kurzfristig zusammen 
mit Verbündeten und Partnern zur 
Bewältigung der wahrscheinlic~ in­
ternationalen Krisen und Konflikte 
beizutragen; sie muß zum ~n~eren 
für den derzeit unwahrscheinlichen 
und zugleich ungünstigsten Fall, die 
Verteidigung Deutschlands u~d des 
Bündnisses, über die Fähigkeit zum 
Aufwuchs und zum Einsatz von aus­
reichenden Verteidigungskräften 
verfügen . " 7) 

Diese Funktionen sind enthalten 
im Auftrag der Bundeswehr vom 
19.2.1992 und im Weißbuch der Bun­
desregierung, das die Formulie~ung 
der Verteidigungspolitischen ~.Icht­
linien vom 26. November 1992 uber­
nommen hat. 

Insgesamt ergibt sich über die bis­
herigen Schutz-, Hilfs- und ~onder­
aufgaben hinaus eine Erweiterung 
des Aufgabenspektrums der Bun­
deswehr um Gestaltungsaufgaben. 
Diese bewegen sich vor allem im 
Rahmen 
• friedensunterstützender Maßnah­

men (PSO) im Auftrag der Vereinten 
Nationen (VN) bzw. der KSZE und 

• bilateraler Kooperationsverträge 
mit anderen europäischen Staaten. 
Humanitäre Einsätze sind für die 

Streitkräfte prinzipiell keine neuen Auf­
gaben, jedoch werden sie im Rahmen 
von friedensunterstützenden Ma~­
nahmen (sog. Blauhelm-Einsätzen) In 

einen neuen Zusammenhang gestellt, 
da PSO immer eine humanitäre Kom­
ponente haben. Den Grundsätzen der 
Bundesregierung folgend, werden 
Kräfte und Mittel der Bundeswehr zu 
rein humanitären Einsätzen vornehm­
lich subsidiär sein und nicht größere, 
selbständig operierende Truppenkon­
tingente umfassen. 

War Militär bisher nur Instrument 
der Politik zur Verhinderung oder 
Bereinigung von Konflikten, auf die 
es sich im Frieden optimal vorzube­
reiten hatte, wird es künftig schon 
im Vorfeld des Krieges in Krisen ein­
gesetzt und findet bereits im Frie­
den aktiv zu humanitären Einsätzen 
Verwendung wie auch in der Zu­
sammenarbeit mit Streitkräften an­
derer Staaten in Ausfüllung der zahl­
reichen Kooperationsverträge. 

Damit erweitert sich der Schutz 
von Bürger und Staat vor einer un­
mittelbaren militärischen Bedrohung 
an den eigenen Grenzen auf den 
Schutz auch gegen eine mittelbare 
Bedrohung als Folge von Krisensi ­
tuationen im weiteren geographi­
schen Umfeld. Diesen Schutz können 
die Streitkräfte jedoch nur durch 
Einsätze in den Krisenregionen, also 
außerhalb des eigenen Territoriums, 
gewährleisten, Humanitäre Einsätze 
ebenfalls im Ausland sind Maßnah­
men zur Krisenvorbeugung (vor­
beugen ist preiswerter als heilen) 
und stehen somit in enger Verbin ­
dung mit dem erweiterten Schutz­
gedanken. Damit tritt die Bu~de.s ­
wehr lediglich in eine Rolle, die die 
Streitkräfte unserer Alliierten immer 
schon hatten. 

Festzuhalten gilt auch, daß Kon­
zeption und Planung der Streitkräf­
te nicht mehr dem "worst case" -Ge­
danken folgen; die Wahrscheinlich­
keit des Einsatzes steht nunmehr im 
Vordergrund der Planung. 

Zivilverteidigung 
Der "Bericht zur Zivilen Verteidi­

gung", den die Bundesregierung 
dem Parlament im März 1994 vorge­
legt hat und der die. Grundla~e.n für 
eine neue Konzeption der Zivilver­
teidigung enthält, übernimmt die Ri­
sikoanalyse des BMVg und zieht aus 
den Verteidigungspolitischen Richtli ­
nien und vor allem aus dem eben 
dargestellten Auftrag der Bundes­
wehr unmittelbare Konsequenzen für 
die Ausgestaltung der künftigen Zi­
vilverteidigung. Sie erfüllt nach wie 
vor die vier klassischen Aufgaben: 
• Aufrechterhaltung der 

Staatsfunktionen 
• Schutz der Bevölkerung 
• Versorgung von Bevölkerung und 

Streitkräften 

• Unterstützung der Streitkräfte. 

Jedoch können konkrete Aussa­
gen und Forderungen mit Verweis 
auf fehlende Grundlagendokumen­
te erst "nach Festlegung der künfti­
gen Wehrstruktur definiert werden". 

Zeitgewinn und die Rückführung 
vorbereiteter konkreter Maßnahmen 
in Planungen sind die wichtigsten 
Neuerungen. Dies schlägt sich kon­
kret nieder in einem Abbau des bis­
herigen Umfangs der zivilen staatli­
chen Vorsorgemaßnahmen. 

Gesamtstrategie 
Die Anwendung des sicherheits­

politischen Instrumentariums eines 
Staates setzt ein Konzept voraus, das 
wiederum ganzheitlich angelegt sein 
muß, also nicht nur für das Bundes­
ministerium der Verteidigung gelten 
darf. Es kann dort zwar feder­
führend entwickelt werden - besser 
aufgehoben wäre es im Kanzleramt 
- muß jedoch zwischen allen sicher­
heitspolitischen Ressorts abgestimmt 
und im Kabinett mit Bindungscha­
rakter für die gesamte Regierung 
verabschiedet werden . 

Diese staatliche Gesamtstrategie 
wird immer wieder gefordert und an­
gemahnt, sei es im Weißbuch oder in 
persönlichen Veröffentlichungen des 
Verteidigungsministers, aber sie exi­
stiert noch nicht und ist auch nicht in 
Sicht. Dabei ist vieles bereits gesagt 
und veröffentlicht, aber es ist bisher 
weder in einem Dokument zusam­
mengefaßt noch als alle Ressorts der 
Regierung verbindlich verabschiedet. 
Wir sind also derzeit in einer Situati ­
on, in der Streitkräfte neu strukturiert 
werden und eine neue Konzeption 
für die Zivilverteidigung entwickelt 
wird, ohne dafür auf eine einheitli­
che, verbindliche Grundlage für die 
staatliche Sicherheitsvorsorge zurück­
greifen zu können . Das bestätigt ein 
weiteres Mal den Verdacht, daß 
Strukturen der staatlichen Sicherheit 
ressourcenorientiert und nicht auf­
gabenorientiert entwickelt und be­
reitgestellt werden. Und kein verant­
wortlicher Minister kann weiteren 
Einschnitten an seinem Budget wir­
kungsvoll entgegentreten, solange er 
sich nicht auf eine alle Ressorts ver­
pflichtende Gesamtkonzeption beru­
fen und sie geradezu einklagen kann. 

Anmerkungen 
1 Rede des Bundesministe~ der Verteidigung, Volker 

Rühe, an der Führungsakademie der Bundeswehr 
am 16.12.1992 in Hamburg, Manuskript S. 6. 

2 Vgl. VPR vom 26.11 .1993, S. 1. 
3 Weißbuch 1994, Bonn, 9.4.1994, S. 43. 
4 a. a. 0 ., S. 87 . 
S Vg l. Nr. 18 der Gesamtverteidigungsrichtlinien vom 

10.1.1989. 
6 Weißbuch, S. 133. 
7 Weißbuch, S. 89. 

Notfallvorsorge 2/1995 29 



PRESSESPIEGEL 

Spender sind 
kritischer 
geworden 

"Angesichts der gestiegenen fi ­
nanziellen Belastungen der Bundes­
bürger rechnen 63 Prozent der Hilfs­
organisationen in diesem Jahr mit 
weniger Ge ld auf dem Spenden­
konto. 

Neben sinkenden Einnahmen ma­
chen den Hilfsorganisationen auch 
die ,schwarzen Schafe' aus den ei ­
genen Reihen zu schaffen . Deren 
Anteil wird von den befragten Or­
ganisationen auf fast ein Viertel ge­
schätzt. Noch kritischer sind die po­
tentiellen Spender: Die befragten 
Unternehmer halten 34 Prozent der 
samme lnden Organisationen für 
"schwarze Schafe", bei der Gesamt­
bevölkerung liegt der Wert bei 
31 Prozent. 

Auf die Frage an die Hi lfsorgani­
sationen, die von ihnen am besten 
gemanagt werde, entschieden sich 
43 Prozent für die Aktion Sorgen­
kind, 36 Prozent für Greenpeace und 
25 Prozent für das Rote Kreuz." 

General-Anzeiger, Bonn, 
vom 24. März 1995 

Hartmannbund 
trennt sich von 
Hauptgeschäftsfüh­
rer Klaus Nöldner 

"Der Streit um ihren Hauptge­
schäftsführer spaltet die Ärzteorga­
nisation schon seit gut vier Jahren. 
Vor allem der geschäftsführende 
Vorstand lastet Nöldner eine in jüng­
ster Zeit ung lückliche Darste llung 
des Verbandes in der Öffent lichkeit 
an. Ihm wird vorgeworfen, die Ver­
bandspolitik in der Diskussion um 
die Gesundheitsreform nicht effek­
tiv genug betrieben zu haben. Aus­
schlaggebend war aber das Verhal­
ten Nöldners bei Care Deutschland. 
Nöldner, der bis Jahresende 1994 
auch Vorsitzender der Hi lfsorgani ­
sation war, hatte für deren Ruanda­
Einsatz in der Ärzteschaft die Wer­
betrommel gerührt. Tausende me­
dizinischer Helfer erklärten sich 
daraufhin bereit, in die Flücht lings­
lager zu gehen. Sie waren um so 
enttäuschter, als sie feststel len muß­
ten, daß ihr Engagement an den 
mangelhaften Vorbereitungen schei­
terte, für die Nöldner verantwortlich 
gemacht wurde." 
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"Mit Nöldners Entlassung ist die 
Krise des Ärzteverbandes allerdings 
noch nicht ausgestanden . Nöldner 
hat einen Lebensarbeitsvertrag bis 
zum 65 . Lebensjahr. Auf bis zu zwei 
Millionen Mark belaufen sich Schät­
zungen über die Abfindungen, die 
ihm nun zu zahlen sind . Dies, so ar­
gumentieren einige im Vorstand, 
könnte den Verband handlungsun­
fähig machen. Der geschäftsführen­
de Vorstand geht von maximal 
1,7 Millionen Mark aus, rechnet aber 
damit, daß man sich auf einem weit­
aus niedrigeren Niveau einigen 
kann." 

Die Welt, Berlin, vom 3. April 1995 

Neuer Chef für 
Sicherheitsakademie 

"Die in Bonn ansässige Bundes­
akademie bekommt einen neuen 
Chef. Der Vertrag des ersten Akade­
miepräsidenten, des früheren Gene­
ra linspekteurs der Bundeswehr, Ad­
miral a. D. Dieter Wel lershoff, läuft 
im März nach drei Jahren aus. Sein 
Nachfolger soll Botschafter Günter 
Joetze werden, der derzeit in Wien 
die deutsche Vertretung bei der 
OSZE (der früheren KSZE) leitet. 

Nach jetziger Planung sol l Joetze 
im Herbst die Akademie als Präsi ­
dent übernehmen . Bis dahin wird 
wohl Weliershoffs Arbeitsvertrag 
,zur Überbrückung', wie es hieß, ver­
längert. Günter Joetze (61) gilt als 
Ost-West-Experte. " 

Die Welt, Berlin, 
vom 15. Februar 1995 

Stärkste 
Veränderungen)de 
Weltklimas 

"Die Veränderung des Weltklimas 
hat nach einem Bericht der Verein­
ten Nationen ein noch ie dag we­
senes Ausmaß erreicht. och nie ha­
be es so viele und ':zerstoretische 
extreme k limatis pe Unregel­
mäßigkeiten und Wetterkatastro­
phen gegeb~n, heißt es in dem ge­
stern in Genf von der WeItmeteoro­
logischen Organisation (WMO) 
vorgelegten Bericht über das Welt­
k lima 1994. Die Temperatur der 
Erdoberfläche steige, die Zerstörung 
der Ozonschicht schreite fort und die 
Emissionen der Treibhausgase näh­
men zu, heißt es in dem Bericht." 

"Die WMO weist darauf hin, daß 
1994 das 18. Jahr in Folge mit über­
durchschnittlich hohen Temperatu-

ren der Erdoberfläche gewesen sei . 
Gemessen an den Durchschnittswer­
ten von 1951 bis 1980, war die Erde 
um 0,3 Grad wärmer." 

"Der Trend der Zerstörung der die 
Erde schützenden Ozonschicht dau­
ert we iter an, stellt die WMO fest. 
Gegenüber dem Rekordjahr 1993 sei 
es weniger geworden, doch lägen 
die Werte in den mittleren Lagen 
noch immer über fünf Prozent unter 
normal. " 

"Menschliche Aktivitäten habe 
die Zunahme der sogenannten Treib 
hausgase wie Kohlendioxid u d 
Methan verschuldet. Es gebe ke inen 
Zweifel, daß diese Steigerungen das 
Gleichgewicht der Erdstrahlung ver­
ändern und zu einem Ansteigen der 
Erdtemperatur führen werden. A s 
maß und Zeitrahmen seien aber nur 
schwer zu bestimmen, heißt es." 

Kölner Stadtanzeiger, Köln, 
vom 8. März 1995 

Sicherheitsakademie 
geht nach Berl in 

"Die Bundes kademie für Sicher­
heitspolitik Wird mit der Bundesre­
gierung nach Berlin umziehen. Dies 
erklärte ihr Präsident dmil'al ie­
ter Wellershoff. Bund sfinan I i 
ster Theo Wa'gel habe de ~a 
mie, die ihren Sitz bi her in er Ke 
senicher Rosenbur hatte, ein 
renoviertes Gebäude i der Berliner 
Innenstadt zugewiesen. Die Akade­
mie ist dem Verteidigungsministeri ­
um zugeordnet. Wellershoff wies 

rauf hin daß die Arbeit d~r Aka-
e le unehmend international 

stark beachtet '{Verde " 

General-Anzeiger, Bonn, 
vom 21. Mlrz 1995 

1 4 Todesopfer 
bei Flugunfällen 

"Bei Flugunfälien ind 9 
einer Übersicht der 5 iz 'sc en 
Rückversicher n seil haft, 1 456 
Menschen e te w rden. Wie die 
Gesellscha e ern in Be'rn mitteil-
te, belief si der Versicherungs-
schaden bei insgesamt 35 Katastro­
phen auf 2,2 Mi ll iarden Dollar, wo­
bei allein auf die Raumfahrt 76i> 
Millionen Dollar entfielen . Die Zah l 
der Luftfahrtunfälle steig it zehn 
Jahren stetig an, hieß ~ eiter. Von 
den 1 456 Todesopfern seien 1 '357 
bei Flugzeugabstürzen 9 tet wor­
den." 

General-Anzeiger, Bonn, 
vom 21. März 1995 
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Der Durst des 
Menschen läßt das 
Meer versalzen 

"In den Wüstenstaaten am Golf 
~ird das Wasser knapp. ,Wasser ist 
In der Region ein eskalierendes Pro­
blem', sagt Hans Oppermann, Un­
ternehmensberater und Entwick­
lungsexperte in Bahrain. Innerhalb 
der vergangenen Jahre hat sich der 
Wasserbedarf verdreifacht. Das 
Grundwasser sinkt stetig ab . Süß­
wasser wird hauptsächlich in Entsal­
zungsanlagen produziert, die Meer­
wasser in großen Mengen ansaugen 
und durch Filtersysteme pumpen. 
Da zur ckbleibende Salz wird ins 

e zur ckgekippt. Der Arabisch­
P rs sche Golf wird täglich salziger. 

"Eng m t dem Wasserproblem 
verknüpft ist das rasante Bevölke­
rungswachstum am Golf. ,Die Be 
völkerung hier wächst schneller als 
in Indien', betont Oppermann. Etwa 
alle 17 Jahre verdoppel ich die Ern­
wohnerzahl. Um das Was prob ern 
zu lösen, so Oppermann, üßte das 
Bevölkerungswachstum mit drasti­
schen Maßnahmen beschränkt wer­
den." 

Oie e/t Ber/in, vom 18. März 1995 

eicht montierbare 
och asserwand 

entwickelt 
"Einen wirksamen Schutz gegen 

Hochwasser soll die ,Spiess-Wasser­
schutz-Wand' bieten, die eine Klein­
karlbacher Firma entwickelt hat. Die 
Grundlafje bilde KO[T1pone en der 
Lärmschut wanCl ,GrOner Wall'~ die 
z ~ !.9~ ot de Un ernehmen 
9 ~9 . je w se d h W n u 
pe a R cJin ns off mit 
hohem Polyethylenanteil, der sich 
durch unbegrenzte Haltbarkeit und 
Unempfindlichkeit gegen Pilzbefall 
auszeichnen soll. Die Kunststoff­
bretter mit Stah leinlage komb inie­
ren die Stabi lität und Druckfestig-

ke it von Stahl mit der Korrosionsfe­
stigkeit des Recycling-Kunststoffs. 

Großen Wert hat man darauf ge­
legt, daß die Wand einfach zu mon­
tieren ist. Zunächst werden Boden­
anker eingerichtet, die im Abstand 
von zwei Metern 30 Zentimeter tief 
in den Boden eingelassen werden. 
Wenn Hochwasser gemeldet ist, wird 
in die Bodenanker eine doppelte U­
Schiene eingesetzt und nach hinten 
abgestützt. In diese U-Schiene wer­
den zwei Meter lange, sechs Zenti ­
meter dicke und 40 Zentimeter brei­
te Recyc/ing-Kunststoff-Bretter ein­
gelassen, die mit Stahlprofi len 
verstärkt und mit Dichtungslippen 
versehen sind . Im letzten Arbeits­
gang wird auf die Dichtungslippen 
Silikonpaste gespritzt, und die be­
triebsfertigen Elemente werden ver­
schraubt. " 

"Bei Spiess meint man nicht, daß 
das neue Produkt mittelfristig wirk­
same Maßnahmen gegen das Hoch­
wasser wie die Schaffung von zu­
sätzlichen Retentionsräumen über­
flüssig machen kann. Wichtig sei 
jedoch, daß man nun auch kurzfri ­
stig Schutzmaßnahmen ergreifen 
könne." 

Die Rheinpfalz, Ludwigshafen, 
vom 10. Februar 1995 

"Saudämliche 
Ausreden" 

"Mit wechselseitigen Schuldzu ­
weisungen versuchen Behörden, 
Sachverständige und Schiffbauer ih­
re Verantwortung für den Unter­
gang der ,Estonia' herunterzuspie­
len. Die Ostseefähre war trotz einer 
Konst uktionsschwäche zur Fahrt auf 
hoher See freigegeben worden und 
wurde von einer leichtsinnigen Be­
satzung ins Unglück gesteuert." 

"Das größte Schiffsunglück der 
Nachkriegsgeschichte in europäi ­
schen Gewässern beschäftigt seit 
Monaten internationale Fachleute 
bei Behörden, Versicherern und Her­
stellern." 

"Tatsache ist, daß oie ,Estonia' im 
Frühjahr 1980, damals unter dem 
Namen ,Viking Sally', die Meyer­
Werft in Papenburg, Emsland, mit 
mindestens einer schwerwiegenden 
K stru 'on hwäche verließ. Dem 
S iff fe e entscheidendes Bau­
tei, das di i ernationalen Sicher­
heitsvorschriften (Solas) für Passa­
gierfähren auf ho her See zwingend 
v rlangen. Zusätzlich zum auf­
klappbaren Bugvisier und der hoch­
schwenkbaren Laderampe, die eben­
falls als wasserdichtes Schutztor 

dient, jedoch vom abreißenden Bug­
visier leicht ausgehebelt werden 
kann, hätte das Schiff über eine drit­
te, hinter der Rampe angeordnete 
Schottwand verfügen müssen . Die 
,Vik ing Sally' verließ die Papenbur­
ger Werft ohne ein solches Schott -
sie war gar nicht für die Fahrt auf 
hoher See konzipiert." 

" In welchem Zustand sich die Ver­
riegelungen der Bugklappe befan­
den, speziell das umstrittene Atlan­
tikschloß, analysieren Experten nun 
nach .d.er Be~gung des abgerissenen 
~ugvlslers . BIS heute ist jedoch nicht 
Sicher, ob das Schloß überhaupt vor­
schriftsmäßig eingerastet war. 

Daß die Bugklappe der ,Estonia ' 
trotz des heftigen Sturms nicht voll ­
ständig verriegelt wurde, steht mitt­
lerweile fest. Zusätzlich zu dem zen­
tralen Atlantikschloß müssen an den 
Ränd~rn des Visiers zwei weitere hy­
draulische Sp~rrvorrichtungen ge­
schlossen sowie zwei zusätzliche Si­
cherungsh.aken manuell eingelegt 
werden. Diese manuellen Sicherun­
gen habe der auf der Unglücksfahrt 
zuständige Bootsmann niemals ge­
schlossen, behaupten zwei überle­
bende Maschin isten. Taucher fanden 
am Wrack der ,Estonia ' die Bolzen 
der Handsicherungen in Ruhepositi ­
on. Die Schlösser waren offenge­
blieben." 

"Trotz aller Versäumnisse der Auf­
sichtsämter, schätzt Seerechtier Holt­
appels, hätte ein guter Schiffsführer 
den Untergang der ,Estonia' verhin­
dern können." 

" Kapitän Anderson befahl nicht 
einmal den ersten Schritt des mögli­
chen Rettungsmanövers. Er ließ die 
Maschinen mit voller Kraft weiter­
laufen, als bereits das Wasser ins 
Hauptdeck drang. Erst als das Sch iff 
schon 30 ~rad Seitenneigung hatte, 
stoppte die automatische Abschalt­
vorrichtung den Motor." 

Der Spiegel, Hamburg, Nr. 12/95 
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HUMANITÄRE HILFE ~"~~.: 

Neuorganisation der Humanitären 
Hilfe im Aus\Närtigen Amt 
Seit dem 1.2.1995 gilt im Auswertigen Amt im Bereich der Humanitären 
Hilfe eine neue Zuständigkeit, die das folgende Organigramm zeigt. 

Beauftragter 

für Humanitäre Hilfe und 
Menschenrechtsfragen 

Staatsminister Helmut Schäfer 

Abteilung VNMH 

Vereinte Nationen - Menschenrechte - Humanitäre Hilfe 

Ministerialdirigent Dr. Gunter Pleuger 

Vorzimmer: Frau Ruth Ziemann Tel.: 0228/17-2673 Fax: 17-3915 

Unterabteilung MH 
Menschnerechte - Humanitäre Hilfe 

Ministerialdirigent H. Graf von Bassewitz 

Vorzimmer: Frau Utta-Maria Brauer Tel.: 0228/17-2597; Fax: 17-39 15 

Arbeitsstab Humanitäre Hilfe 

ASHH 

Leiter: VLR I Klaus Holderbaum 

Vorzimmer: Frau Martha Kapke Tel. : 02 28/17-22 96 
Fax 02 28/17-28 79 

Arbeitsstab Menschenrechte 

ASMR 

Leiter: VLR I Wolfgang Gerz 

Vorzimmer: Tel.: 02 28/17-2829 
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BÜCHER ,:~ 

Daniel Fischer, Holger Heuseier 

DER JUPITER CRASH 
240 Seiten, 104 Abb., DM 49,80, Ba­
sel, Boston, Berlin: Birkhäuser Verlag 
1994, ISBN 3-7643-5116-0. 

Explosionen ungeheuren Aus­
maßes verursachte in der zweiten 
Julihälfte vergangenen Jahres der 
Zusammenstoß des Kometen Shoe­
maker-Levy mit dem Planeten Ju­
piter. Mehrere tausend Kilometer 
große Löcher rissen Bruchstücke 
des Kometen in die Gashülle des 
Planeten. Gleichzeitig stieg die 
Temperatur in der Jupiter-Atmos­
phäre, die normalerweise -130 
Grad Celsius beträgt, rund um die 
Einschlagsteilen um mindestens 30 
oder 40 Grad an: "Feuerbälle" mit 
bis zu 12 000 Kilometern Durch ­
messer. Unschwer auszumalen, wei­
che Folgen eine Kollision des Ko­
meten mit der Erde gehabt hätte. 

Das Ereignis, das die Welt der 
Wissenschaft tagelang in Atem hielt, 
ist in dem schon kurz nach dem 
Crash erschienenen Buch in spekta­
kulären Bildern detailliert und le­
bendig beschrieben . Entdeckung, 
Berechnung der Absturzbahn, das 
Protokoll der aufregenden Tage, als 
die Fragmente einschlugen, erste Er­
gebnisse, die mögliche Gefährdung 
der Erde werden ausführlich doku­
mentiert. 

"Was geht uns der Jupiter an?" 
fragt Lucy McFadden, Koordinato­
rin der Beobachtungskampagne von 
Shoemaker-Levy 9, in ihrem Beitrag 
zum Buch . Um gleich darauf auch 
die Antwort zu liefern: Die Gesetze 
der Physik, die die Atmosphäre des 
Jupiters antreiben und elektrische 
Stürme erzeugen, seien dieselben 
wie jene, die das Wetter auf der Er­
de steuerten. Aus der Beobachtung 
physikalischer Prozesse auf anderen 
Planeten lernten Wissenschaftler 
Phänomene vorauszusagen, die uns 
auf der Erde betreffen . Wer will 
daran zweifeln, daß die Vorhersa­
ge z. B. eines schweren Sturms Men­
schenleben retten kann? 

Andreas von Retyi 

GEFAHR AUS DEM ALL 
DIE ERDE IM VISIER 

266 Seiten, 24 Abb., DM 39,80, Stutt­
gart: Franckh-Kosmos 1992, ISBN 3-
440-06501 -4. 

Gefahr aus dem All in Form von 
Kometen, Meteoriten und Asteroiden 
behandelt auch Andreas von Retyi . 
Wir lebten in einem "ungeahnten 
kosmischen Spannungsfeld", dessen 
Bedeutung für den Fortbestand der 
Menschheit auf diesem Planeten 

nicht unterschätzt werden dürfe, lau­
tet seine zentrale These. Anhand 
zahlreicher Beispiele zeigt der Autor, 
welche unübersehbaren Spuren das 
Bombardement aus dem Weltraum 
auf der Erde schon hinterlassen hat. 
Dieser Bogen spannt sich bis hin zu 
der Hypothese, ob etwa die Dino­
saurier an den Folgen einer Welt­
raumkollision starben. Und wirft an­
dererseits Fragen auf, ob sich eine 
wiederholte Apokalypse mit mo­
dernster Technik abwenden ließe. 

Doch nicht nur aus Kometenein­
schlägen drohen Gefahren aus dem 
Kosmos. Wie weit Mikroorganismen 
aus dem Weltraum die Erde bedro­
hen, wie die schwankende Son­
nenaktivität unser Klima beeinflußt 
oder ob Sonneneruptionen Krankheit 
und Tod bringen: alle diese Probleme 
werden in dem Buch diskutiert. Wenn 
auch, wie der Autor selbst zugibt, 
die derzeitige Forschungslage nicht 
immer eindeutige Rückschlüsse aus 
kosmischen Phänomenen auf irdische 
Katastrophen zuläßt, bietet daß Buch 
doch zahlreiche originelle Ansätze 
und erfrischende Interpretationen 
der wissenschaftlichen Datenbasis. 

Alexander und Edith Tollmann 

UND DIE SINTFLUT GAB ES DOCH 
VOM MYTHOS ZUR HISTORISCHEN 
WAHRHEIT 

558 Seiten, 146 Abb. , DM 16,80, 
München: Knaur 1995, ISBN 3-426-
77139-X. 

Ein Kometenabsturz war auch die 
Ursache der Sintflut, die in der Bibel 
so eindrucksvoll beschrieben wird . 
Dies behaupten Alexander und 
Edith Tollmann in ihrem gerade als 
Taschenbuchausgabe erschienen 
Werk über eines der "gewaltigsten 
Ereignisse in der Geschichte der 
Menschheit". Mit Hilfe moderner na­
turwissenschaftlicher Methoden ver­
suchen die Autoren die bislang oft 
als Mythos oder Sage abgetane Ka­
tastrophe als Forschungsgegenstand 
zu rehabilitieren. Nur so ließen sich 
Lehren aus der Erkenntnis der Sint­
flut ziehen . Denn: "Der nächste Im­
pakt (d. h. der nächste Einschlag aus 
dem Kosmos) kommt bestimmt". 
Dieser drohende Impakt sollte uns 
nicht unvorbereitet sehen, lautet die 
Botschaft der Autoren . Als Ausweg 
schlagen sie ein sogenanntes Im­
paktabwehrsystem vor; das sich in et­
wa an das SDI-Programm der USA 
anlehnt. Mit präzisen Beobach­
tungsgeräten der Weltraumfor­
schung müsse es möglich sein, her­
annahende katastrophenträchtige 
Objekte frühzeitig zu orten . An­
schließend könnte der Impaktor 
rechtzeitig - beispielsweise durch Ra-

keten mit Atomsprengköpfen - zer­
stört oder zumindest aus der be­
drohlichen Bahn geworfen werden . 
Nach Aussagen von Tollmann und 
Tollmann beschäftigen sich inzwi­
s~hen mehrere Expertengruppen mit 
diesem Problem. Auf ihre Vorschlä ­
ge darf man gespannt sein. Denn ei­
nes ist klar: Die Gefahr aus dem All 
geht uns alle an . 

Martin A. Koenig, Hans Heierli 

GEOLOGISCHE KATASTROPHEN 
UND IHRE AUSWIRKUNGEN AUF 
DIE UMWELT 

261 Seiten, zahlreiche Abb 
DM 64,00, 2., überarbeitete und e;~ 
weiterte Auflage, Thun: Ott Verlag 
1994, ISBN 3-7225-6272-4. 

Die nächste geologische Kata­
strophe kommt bestimmt. Dies ist 
auch die Auffassung der Geologen 
Dr. Martin A. König und Dr. Hans 
Heierli. In ihrem Buch stellen sie die 
weltweit wirkenden Gefahren 
großer Vulkanausbrüche, Erdbeben, 
Meteoritenfälle und Erdrutsche dar. 
Das mit zahlreichen eindrucksvollen 
Abbildungen ausgestattete Werk 
bietet eine große Bandbreite an Fall­
beispielen sogenannter natürlicher 
Umweltschädigungen. 

Schon in der Vergangenheit sind 
große Kulturen Opfer von geologi­
schen Katastrophen geworden. Man 
denke dabei nur an den Untergang 
Pompejis oder den Vulkanismus im 
Hochland der Maya. Geändert hat 
sich gegenüber früheren Zeiten al­
lerdings die Anfälligkeit bei solchen 
Störfällen. Durch die vergrößerte Be­
völkerungsdichte wird die Zahl der 
~pfe.r stark ansteigen. Mit der emp­
fmdlicher gewordenen Technik - et­
wa bei Atomkraftwerken, Staudäm­
men, Verkehrswegen - ist mit einer 
Zunahme der Schäden zu rechnen . 

Geophysiker stellen fest daß die 
seismische Aktivität der Erd'e zuneh­
mende Tendenz zeigt. Daraus fol ­
gern d ie Autoren, daß in Zukunft 
nicht mit einer Abnahme, sondern 
mit einer Zunahme geologischer Ka­
tastrophen zu rechnen ist. Vor die­
sem Hintergrund gewinnt deren Er­
forschung eine besondere Aktua­
lität. Denn nur wenn aus den 
vorliegenden Erfahrungen - die in 
dem Buch umfangreich dokumen­
tiert sind - konsequent Nutzen ge­
zogen wird, können effektive Vor­
kehrungen für die Zukunft getrof­
fen werden . 
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Auszug aus dem Lehrgangs­
plan 2. Halbjahr 1995 für die Feu­
erwehrausbildung an der Brand­
schutz- und Katastrophen­
schutzschule Heyrothsberge 

LEHRGÄNGE FÜR BERUFS- UND 
WERKFEUERWEHREN UND FÜR 
ANDERE EINRICHTUNGEN 

Brandinspektor-Lehrgang 
B IV 95/2 07.08., 15.12., 29.05. 

Lehrgang " Fach bezogene naturwis­
senschaftl ich-techn ische Grundlagen 
des Brandschutzes" 
B NWT 95/2 04.09., 10.11 ., 26.05. 

Lehrgang "Oberbrandmeister" 
B 11195/3 07.08.,06.10.,29.05. 
B 11195/4 09.10., 08.12., 31.07 . 

Lehrgang "Sportübungsleiter" 
F/B ÜL 95/2 28.08., 08.09., 19.06. 

Lehrgang "Sicherheitsbeauftragter der 
Feuerwehr" 
F/B SBF 95/3 
F/B SBF 95/4 

08.11.,10.11 .,28.08. 
04.12., 06.12., 25.09. 

Lehrgang " Kreisausb ilder/Ausbilder 
TruppmannfTruppführer" 
F/B TmlTf (Kr) 95/2 

09.10., 20.10.,31 .07 . 

Lehrgang " Kreisausbi Ider/Ausb ilder 
Atemschutzgeräteträger" 
F/B Agt (Kr) 95/4 

06.11 ., 17.11., 28.08. 

Lehrgang " Kreisausbilder/Ausbilder für 
Sprechfunker" 
F/B Fu (Kr) 95/4 

21 .08., 01 .09., 12.06. 

Aufbauseminar für Atemschutzgerä­
tewart e - Chemikalienschutzanzüge 
(CSA) 
F/B CSA 95/3 
F/B CSA 95/4 

04.10., 06.10., 26.07 . 
01.11.,03.11.,23.08. 

Aufbauseminar für Atemschutzgerä­
t ewarte PA 80/PA94 
F/B PA80/94 95/3 

23.10., 26.10., 14.08. 
F/B PA80/94 95/4 

20.11 ., 23.11 . , 11 .09. 

Sem inarkurs "Gefahrguteinsätze " 
F/B GSG "95/6 18.09.,20.09.,17 .07. 
F/B GSG 1195/7 04.10.,06.10.,26.07. 

Grundlehrgang "Leitstellenpersonal " 
B LSt (G) 95/4 31.07.,25.08., 22.05. 
B LSt (G) 95/5 06.11 ., 01 .12., 28.08. 
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Lehrgang " Leitstellenpersonal " 

B LSt 95/4 
B LSt 95/5 
B LSt 95/6 

28.08., 15.09., 19.06. 
16.10., 03.11 ., 07.08. 
27.11 ., 15.12.,18.09. 

Fortbildungslehrgang "Leiter einer 
Leitstelle " 
LLSt 95/1 01.11 ., 03 .11 ., 23.08. 

Lehrgang "Verhalten und Erstmaß­
nahmen an Einsatzstellen bei Gefahr­
st offunfä lien" 
VE 95/2 13.11 ., 15.11., 04.09. 

Lehrgang "Messen im Gefahrstoff-Ein­
satz" 
F/B MG 95/2 27.11 ., 01 .12.,18.09. 

Leh rgang "Strahlenschutz - Stufe 1" 
entsprechend FwDV 9/1 , Zi ffer 4.4.1 
F/B Str. 111 95/2 18.09.,22.09., 10.07. 

Lehrgang "Strahlenschutz - Stufe 2" 
entsprechend FwDV 9/1 , Ziffer 4.4.2 
F/B Str. 1/295/2 09.10., 20.10.,31 .07. 

Fortbildungslehrgang "Technische Hil­
feleistung Einsatztaktik für 
Führungskräfte " 
F/B TH (FL) 95/5 14.08., 18.08., 05.06. 
F/B TH (FL) 95/6 04.09., 08.09., 26.06. 
F/B TH (FL) 95/7 18.09., 22 .09., 10.07. 

Aufbauseminar "Ölschadensbekämp­
fung" 
F/B (ÖL) 95/1 21 .08.,23.08., 12.06. 
F/B (ÖL) 95/2 04.10., 06.10., 24.07 . 

Fortbildungslehrgang "Einsatzrecht" 
F/B ER(F) 95/8 04.09., 06.09., 26.06. 
F/B ER(F) 95/9 27.09., 29.09.,17.07 . 
F/B ER(F) 95/10 06.12., 08.12., 27.09. 
F/B ER(F) 95/11 13. 1 2., 15.12., 04.10. 

Grundlehrgang im Höhenrettungs­
dienst 
F/B G H R 95/3 31 .07., 11 .08., 22.05. 

Lehrgang "Ausbilder im Höhenret­
tungsdienst" 
F/B AHR 95/2 18.09., 29.09., 10.07 . 
F/B AHR 95/3 09.10.,20.10.,31 .07. 

Fortbildungslehrgang für Ausbilder im 
Höhenrettungsdienst 
F/B A HR (FL) 95/2 

27 .11 .,29.11 .,18.09. 

Grundkurs "Organisation und Mana­
gement in der Feuerwehr" 
ORGM 95/2 25.09.,29.09., 17.07. 

Fortbildungslehrgang " Grundlagen 
Haushalts- und Finanzrecht in öffent­
lichen Feuerwehren" 
F/B HFR 95/3 11 .10.,13.10.,31 .07. 
F/B HFR 95/4 20.11 ., 22.11 ., 11 .09. 

Lehrgang " Brandsicherheitsschau " " 
B BSS " 95/2 09.10., 11 .10., 31 .07 . 

Fortb i ldungsleh rgang " Bau licher 
Brandschutz in Sonderbauten" 
BNVF BBS 95/2 27.11 ., 29.11 ., 18.09. 

Lehrgang " Brandschutzbeauftragter" 
BSB 95/3 11 .09., 27 .09., 03 .07 . 

Lehrgang "Brandschutzprüfer " 
BSP 95/1 
1. Te i l 
2. Te il 
3. Te il 

14.08., 25.08., 05.06. 
16.10.,27.10. 
04.12., 15.12. 

Lehrgänge der Landesrettungsschule 
des Arbe iter-Samariter-Bundes (ASB) 

1 RETIUNGSASSISTENTEN 
Weiterbildungslehrgänge 

Schule 
Kl inik 
Schu le 
Kl inik 
Schule 
Examen 

2-Jahres-Ausbildung 

31 .07. bis 15.12. 
31 .07. bis 25 .08. 
28.08. bis 15.09. 
18.09. bis 13.10. 
16.10. bis 10.11 . 
13.11 . bis 08.12. 
11 .12. bis 13.12. 

Schule 02.10. bis 10.11. 
Klinik 13.11 . bis24.11. 
Schule 27 .11 . bis 22.12 . 

2 RETIUNGSSANITÄTER 

Grundlehrgänge 

Abschlußlehrgänge 

04.09. bis 29.09. 

11 .09. bis 16.09. 
16.10. bis 21.10. 
06.11 . bis 11 .1 1. 

Weiterbildung (40 Stunden) 
28.08. bis 01 .09. 
23.10. bis 27.10. 
13.11 . bis 17.11 . 

Weitere Lehrgangsangebote sowie 
Lehrgangsvoraussetzungen, Ausbil ­
dungsinhalte usw. sind zu erfragen 
bei : 

Brandschutz- und Katastrophen­
schutzschule Heyrothsberge 
Lehrgangsbüro Brandschutz 
Biederitzer Straße 5 
39175 Heyrothsberge 

Telefon (03 92 92) 61 -3 10/3 11 
Fax (03 92 92) 61 -2 04 

Ansprechpartner zu den ASB-Lehr­
gängen: Frau Reinhold 
Tel. (03 92 92) 61 -7 00 




